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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg 
Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg 
 
Polizeistation Rastede 
Bahnhofstraße 24 
26180 Rastede 
 
Exxon Mobil Production Deutschland GmbH 
Riethorst 12 
30633 Hannover 
 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Heisfelder Straße 2 
26789 Leer 
 
Landkreis Wesermarsch 
Poggenburger Straße 15 
26919 Brake 
 
Gemeinde Jade 
Jader Straße 47 
26349 Jade 
 
Gemeinde Ovelgönne 
Rathausstraße 14 
26939 Ovelgönne 
 
Avacon AG 
Watenstedter Weg 75 
38229 Salzgitter 
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Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen der Bundeswehr 
Fontainegraben 200 
53123 Bonn 
 
Niedersächsische Landesbehörde für Straßen- 
bau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 
Niedersächsische Landesbehörde für Straßen- 
bau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Luftfahrtbehörde 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 
Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
Bezirksstelle Oldenburg - Nord 
Im Dreieck 12 
26127 Oldenburg 
 
Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
 
TenneT TSO GmbH 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
 
Landkreis Friesland 
Lindenallee 1 
26441 Jever 
 
Stadt Varel 
Windallee 4 
26316 Varel 
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 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Ich bedanke mich für die von Ihnen gewährte Fristverlängerung für die Ab-
gabe meiner Stellungnahme zu der Planung der Gemeinde Rastede.  
 
Die in der Planzeichnung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 
angegebenen Rechtsgrundlagen sind fehlerhaft. Die angegebene Fassung 
des BauGB ist nicht aktuell; die NBauO, das BNatSchG und NAGB-
NatSchG fehlen gänzlich.  
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 wäre ein Hinweis auf den 
Durchführungsvertrag förderlich. Eine textliche Festsetzung, bezüglich Vor-
haben, die ausschließlich zulässig sind, zu deren Durchführung sich der 
Vorhabenträger in dem Durchführungsvertrag zu diesem Bebauungsplan 
verpflichtet bzw. die zulässig werden, wenn der Vertrag entsprechend ge-
ändert wird, ist gem. § 12 Abs. 3a BauGB vorzunehmen. Darüber hinaus 
bitte ich um Zusendung des Durchführungsvertrags.  
 
 
 
Bezüglich der Planzeichnung lässt sich aus der Begründung nicht entneh-
men wie sich die Festsetzung der privaten Verkehrsflächen für den südli-
chen Planbereich begründen. Im Sinne der Schonung des Außenbereiches 
vor Versiegelung und Bebauung ist auch eine flächensparende Planung der 
Zuwegung vorzunehmen. An dieser Stelle sollte die Begründung weiter 
ausführend auf diesen Aspekt eingehen.  
 
Fraglich in Bezug auf die Planzeichnung ist zudem die Notwendigkeit der 
Schraffur zur Festsetzung der nicht überbaubaren Grundstücksfläche. Die 
Festsetzungen der Sondergebiete und Flächen für die Landwirtschaft in 
Verbindung mit den Baugrenzen gem. § 23 Abs. 3 BauNVO sind ausrei-
chend, um die überbaubare Grundstücksfläche zu bestimmen. 
 
Hinsichtlich der textlichen Festsetzung Nr. 3 ist festzustellen, dass der an-
gegebene untere Bezugspunkt nicht dem Bestimmtheitsgebot entspricht. 
Als Bezugspunkte für Höhenfestsetzungen können u.a. die festgesetzte 
Geländeoberfläche, die tatsächliche oder festgesetzte Höhenlage einer 

  
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Es erfolgt eine entsprechende Aktualisierung 
der Unterlagen.  
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Bebauungsplan Nr. 11 wird vorhaben-
bezogen gem. § 12 BauGB aufgestellt. Der Durchführungsvertrag ist hierfür 
wesentlicher Bestandteil des Planvorhabens, in dem alle Details zur ver-
pflichtenden Realisierung des Vorhabens geregelt werden. Da mit dem vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 11 lediglich die Zulässigkeit von 
Windenergieanlagen verbunden ist, sind weitergehende Festsetzungen 
gem. § 12 (3a) BauGB und Hinweise nicht notwendig. Der Durchführungs-
vertrag mit dem Vorhabenträger wird rechtzeitig vor dem Satzungsbe-
schluss zum Abschluss gebracht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Entsprechende Aussagen wer-
den in der Begründung ergänzt. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Festsetzung wird angepasst. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Festsetzung wird dahingehend angepasst, 
dass der untere Bezugspunkt neu definiert wird. Der neue Punkt wird die 
geplante Zufahrt zu der jeweiligen Windkraftanlage.  
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nahe gelegenen Verkehrsfläche oder auch die mittlere Höhe des Meeres-
spiegels (Höhe über NHN) bestimmt werden. Die textliche Festsetzung 
könnte so angegeben werden, dass die Höhe der Windenergieanlagen (Ge-
samthöhe bis zur Rotorspitze bei Senkrechtstellung) xx m über NHN nicht 
überschreiten darf. Statt eines Bezuges auf NHN kann als unterer Bezugs-
punkt der festgesetzten Höhe auch die jeweilige Höhe einer vorhandenen 
oder geplanten Straße bzw. anderer Geländeoberkanten, bei denen keine 
Veränderung der Höhen erwartet wird, angegeben werden.  
 
Darüber hinaus entspricht die Festsetzung von anlagenbezogenen Immis-
sionsrichtwerten nach TA Lärm nicht den Anforderungen an Festsetzungen 
in einem Bebauungsplan. Stattdessen sind Emissionskontingente (LEK) 
gem. DIN 45691 oder immissionswirksame flächenbezogene Schallleis-
tungspegel (LWA) festzusetzen. In diesem Zusammenhang empfehle ich 
die Abstimmung mit einem Schallgutachter. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei den örtlichen Bauvorschriften betreffend den Anlagentypen schlage ich 
vor, festzusetzen, dass die Windenergieanlagen als geschlossene Körper 
errichtet werden müssen.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die genannte Festsetzung wurde in Abstimmung mit einem Schallgutachter 
erstellt. Der Anregung wird nicht gefolgt. Monika Agatz schreibt hierzu im 
Windenergie Handbuch (Ausgabe 12, Dezember 2015): 
 
„In Bebauungsplänen können darüber hinaus Festlegungen zum Immissi-
onsschutz getroffen werden (zur grundsätzlichen Zulässigkeit der Festle-
gung von Emissions- und Immissionspegeln in Bebauungsplänen siehe 
VGH Baden-Württemberg 3 S 1784/9 vom 6.2.1995 und dort zitierte Recht-
sprechung). Das OVG NRW hat sich intensiv mit der Festlegung von im-
missionswirksamen flächenbezogenen Schalleistungspegeln für WEA im 
Rahmen eines Bebauungsplanes beschäftigt [OVG NRW 8 A 320/09] und 
dabei auf die Problematik hingewiesen, dass bei WEA – im Vergleich zu 
klassischen Gewerbebetrieben in entsprechenden Baugebieten – die einer 
WEA zugewiesene Fläche nicht von vornherein offensichtlich ist und daher 
entsprechende Bestimmungen im Bebauungsplan erforderlich sind. Dabei 
darf sich für die WEA kein so niedriger Schallleistungspegel ergeben, dass 
er von WEA üblicherweise nicht eingehalten werden kann. Festlegungen 
zum Immissionsschutz sind daher eher selten und beschränken sich auf die 
Festlegung von maximalen Schallleistungspegeln für die konkret festgeleg-
ten WEA-Standorte.“  
 
Den Ausführungen von Frau Agatz folgend, wird die Gemeinde die Festset-
zung unverändert aufrechterhalten. 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die örtliche Bauvorschrift Nr. 2 wird in Anleh-
nung an die nebenstehende Stellungnahme angepasst. 
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Bezüglich der örtlichen Bauvorschriften sind in der Begründung (S. 13) Re-
gelungen zur Farbgestaltung enthalten, die nicht im Plandokument aufge-
führt sind. Diese sind der Vollständigkeit halber in den Plan zu übernehmen.  
 
In der Legende der Planzeichnung wird zwischen Straßenverkehrsflächen 
und privaten Verkehrsflächen unterschieden. Dies erfolgt analog zu den 
Ausführungen in der Begründung. In der Planzeichnung jedoch sind die 
Straßenverkehrsflächen nicht transparent erkennbar. Hier muss eine An-
passung erfolgen.  
 
Im Kapitel 4.4.2 der Begründung zum Schattenwurf der Windenergieanla-
gen wird fälschlicherweise lediglich auf zwei statt auf fünf Anlagen Bezug 
genommen.  
 
Bezüglich der Belange der Verkehrssicherheit/des Eisabwurfs (Kapitel 4.6 
der Begründung und Hinweis Nr. 5) empfehle ich nicht nur die Verlagerung 
in das nachgelagerte Zulassungsverfahren gem. BImSchG, sondern auch 
die Übernahme in den Durchführungsvertrag.  
 
Zur besseren Transparenz wäre es wünschenswert die Hinweise zu den 
Belangen des Bodenschutzes/Altablagerungen/Kampfmittel vollständig in 
das Plandokument mitaufzunehmen und nicht nur in die Begründung.  
 
 
In den Ausführungen zu der Art der baulichen Nutzung (Kapitel 5.2 der Be-
gründung) wird beschrieben, dass das Plangebiet als sonstiges Sonderge-
biet mit der Zweckbestimmung Windenergieanlagen gem. § 11 Abs. 2 
BauNVO festgesetzt wird. Darüber hinaus wird eine überlagernde Festset-
zung für Flächen für die Landwirtschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB 
gewählt. Dies entspricht jedoch nicht der Planzeichnung und den textlichen 
Festsetzungen auf dem Plandokument. Festgesetzt werden fünf sonstige 
Sondergebiete (SO WEA 01-05), die übrige Fläche im Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 wird als Flächen für die Land-
wirtschaft bzw. Wald festgesetzt. Dabei sind keine überlagernden zeichne-
rischen Festsetzungen ersichtlich. 
 
Auch in den folgenden Kapiteln 5.3 zum Maß der baulichen Nutzung und 
5.4 zu den überbaubaren Grundstücksflächen wird weiter von einem sons-

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Planentwurf und die Be-
gründung werden aufeinander abgestimmt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In der Planzeichnung sind beide 
Arten von Verkehrsflächen eindeutig dargestellt und können zweifelsfrei un-
terschieden werden. Eine Anpassung der Planzeichnung ist nicht erforder-
lich. 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Begründung wird korrigiert. 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der genannte Aspekt wird im Durchführungs-
vertrag aufgenommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die im Plan enthaltenen Hin-
weise zu den Belangen des Bodenschutzes/Altablagerungen/Kampfmittel 
sind in ausreichender Form dargestellt. Weitergehende Erläuterungen sind 
Gegenstand der Begründung.  
 
Der Hinweis ist nicht korrekt. Gemäß Planzeichenerklärung sind die nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb des sonstigen Sondergebie-
tes (SO) überlagernd als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis ist nicht korrekt. Gemäß Planzeichenerklärung sind die nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb des sonstigen Sondergebie-
tes (SO) überlagernd als Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt.  
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tigen Sondergebiet "Windenergie" ausgegangen. Dies erfolgt auch im Ka-
pitel 5.8, wobei hier auch wieder auf die in der Planzeichnung nicht vorhan-
denen überlagernden zeichnerischen Festsetzungen thematisiert werden. 
In der Planzeichnung sind in den festgesetzten sonstigen Sondergebieten 
jedoch keine nicht überbaubaren Grundstücksflächen erkennbar, die für 
eine überlagernde Festsetzung infrage kommen.  
 
In der Begründung sowie den weiteren vorliegenden Dokumenten sind ei-
nige grammatikalische und sprachliche Fehler enthalten. Diese sollten be-
richtigt werden.  
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass in den textliche 
Festsetzungen die Bezeichnung SO-WEA 01-05 gewählt wurde, in der 
zeichnerischen Festsetzung jedoch SO WEA 1-5 steht. In der Begründung 
wird dann wieder SO-WEA verwendet. Dies ist zu vereinheitlichen.  
Bei der Beschreibung des Geltungsbereiches im Kapitel 2.2 der Begrün-
dung des vorhabenbezogenen B-Plans Nr. 11 sollte zur Eindeutigkeit auch 
der Name des vorhabenbezogenen Bebauungsplans genannt werden. In 
der Begründung wird einige Male auch lediglich zum Geltungsbereich des 
Bebauungsplans' Bezug genommen. Auch hier ist eine Konkretisierung hin-
sichtlich Nummer und Name wünschenswert.  
 
Die Verfahrensübersicht als Teil der Begründung ist fehlerhaft und unvoll-
ständig. Sie ist an die Verfahrensvermerke der Planzeichnung anzupassen. 
 
Darüber hinaus sind in der Standortpotenzialstudie für Windparks einige 
Mängel aufgefallen. 
 

- Die Nummerierung im Kapitel 4 ist fehlerhaft. 
 
 

- In der Tabelle 7 wird Bezug auf die Gemeinde Molbergen genom-
men. Dasselbe gilt für Kapitel 4.2.1 (S. 29). 

 
- In der Tabelle 2 wird zur "optisch bedrängenden Wirkung" auf ein 

Urteil eines OVG verwiesen. Die angegebene Zitierweise ist völlig 
unzureichend. In dem Auszug aus dem Windenergieerlass Nieder-
sachsen (Abbildung 3) ist der korrekte Bezug vorhanden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
Die nebenstehenden redaktionellen Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Der Planentwurf samt Begründung wird entsprechend geändert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Verfahrensvermerke werden gemäß der ne-
benstehenden Stellungnahme überarbeitet.  
 
 
 
 
Der Hinweis wird beachtet und die Nummerierung entsprechend ange-
passt. 
 
Der Hinweis wird beachtet und die Standortpotenzialstudie entsprechend 
überarbeitet. 
 
Der Hinweis wird beachtet und die Standortpotenzialstudie entsprechend 
überarbeitet. 
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- Im Kapitel 4.1.1 weicht die Angabe der Vorsorgeabstände teilweise 

von der Tabelle Nr. 2 ab. Im Text wird ein Vorsorgeabstand zu all-
gemeinen Wohnbauflächen, gemischten Bauflächen sowie den 
Sondergebieten für Ferien- und Wochenendhäusern und Camping 
von 400 m als weiche Ausschlussfläche berücksichtigt. In der Ta-
belle 2 wird für die gemischten Bauflächen ein geringerer Wert an-
genommen.  

- Der Kriterienkatalog bezüglich der harten und weichen Ausschluss-
flächen für Natur und Landschaft weist einige Ungenauigkeiten auf: 
 

- Gesetzlich geschütztes Biotop: In der Begründung/dem Kommen-
tar ist nicht klar, worauf die weiche Tabuzone begründet ist. 

 
- Geschützter Landschaftsbestandteil: In der Begründung/dem Kom-

mentar ist nicht klar, worauf die weiche Tabuzone begründet ist. 
 

- Landschaftsschutzgebiete: Bei Landschaftsschutzgebieten kann 
der Geltungsbereich der Verordnung als harte Tabuzone in die Un-
tersuchung eingehen, sofern ein Bauverbot besteht oder ein ande-
rer verordneter Schutzzweck dem Bau der Windenergieanlagen 
entgegensteht. Von dieser Möglichkeit ist vorliegend kein Ge-
brauch gemacht worden. In der Begründung/dem Kommentar ist 
nicht ersichtlich worin der Unterschied zwischen weicher Tabuzone 
und weicher Abstandszone besteht. Darüber hinaus ist der dort er-
wähnte Vorsorgeabstand der Tabelle ansonsten nicht zu entneh-
men. 

 
 
 
 

- Alter Wald und Übriger Wald: Auch bei diesen beiden Belangen ist 
der Unterschied zwischen weicher Tabuzone und weicher Ab-
standszone unklar. 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird beachtet und die Standortpotenzialstudie im Kapitel 4.1.1. 
(alte Nummerierung) entsprechend überarbeitet. Der geringere Wert für die 
gemischten Bauflächen ist bei der Ermittlung von Potenzialflächen zu 
Grunde gelegt worden. 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen und die Un-
terlagen entsprechend überarbeitet.  
 
Gemäß den Ausführungen in Kap. 4.3.4 werden gesetzlich geschützte  
Biotope und geschützte Landschaftsbestandteile im Rahmen dieser  
Studie als weiche Ausschlussflächen behandelt, da eine Überplanung die-
ser zumeist kleinflächigen Bereiche durchaus möglich ist (vgl. Windener-
gieerlass Nds.,24.02.2016).  
 
Da generell eine Genehmigung von Windenergieanlagen in den Land-
schaftsschutzgebieten über eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG im Rahmen von Einzelfallentscheidungen möglich ist, wird auf 
einen harten Ausschluss von Landschaftsschutzgebieten verzichtet. Die 
Befreiung darf nach Umfang und Häufigkeit nicht dazu führen, dass die 
Schutzgebietsverordnung gegenstandslos wird oder sie ihren Zweck ganz 
oder teilweise nicht mehr erreichen kann (Schumacher/Fischer-Hüfle, Kom-
mentar zum BNatSchG, § 67 Anmerkung 5). Somit wird die Möglichkeit ge-
schaffen, dass sofern keine oder weniger starke Interessenkonflikte zwi-
schen Windenergie und dem Schutzzweck der jeweiligen Verordnung be-
stehen, das Schutzgebiet oder Teilflächen des Schutzgebietes für die Wind-
energiegewinnung freigegeben werden könnten (vgl. Windenergieerlass 
Nds., 24.02.2016). 
 
Der Begriff „Tabuzone“ ist gleichzusetzen mit „Ausschlussfläche“. Zum bes-
seren Verständnis wird die Begrifflichkeit in dem Studientext einheitlich auf 
„Ausschlussfläche“ angepasst. Gemeint ist die Fläche, die tatsächlich durch 
den Belang (z.B. LSG) eingenommen wird. Darüber hinaus kann aus Vor-
sorgeaspekten die Einhaltung eines zusätzlichen Schutzabstandes zu der 
Ausschlussfläche erforderlich sein, innerhalb dessen ebenfalls keine WEA 
errichtet werden sollen. Aufgrund des Vorsorgecharakters dieses Schutz-
abstandes, der in der Studie als "Abstandszone" bezeichnet wird, ist er den 
weichen Ausschlussflächen zuzuordnen. Die Abstandszone beschreibt also 
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Insgesamt sollte die Standortpotenzialstudie hinsichtlich sprachlicher und 
grammatikalischer Fehler überarbeitet werden.  
 
Die Untere Naturschutzbehörde bemängelt fehlende Antragsunterlagen zur 
Darstellung der Kompensationsflächen sowie zur Erfassung der Fleder-
mäuse für den südlichen Teilbereich zur weiteren Beurteilung der Planung.  
 
 
 
 
 
 
Für eine Inaussichtstellung der artenschutzrechtlichen Ausnahmezulas-
sung gem. § 45 Abs. 7 Nr. 5 BNatSchG bezüglich der Feldlerche, des Mäu-
sebussards und des Regenbrachvogels fehlt zudem die Prüfung der Tatbe-
standsmerkmale dieser Rechtsnorm.  
 
Unter Bezugnahme auf den Windenergieerlass vom 24.02.2016 weist die 
Untere Naturschutzbehörde darauf hin, dass auch im Jahr 2017 ein Moni-
toring in Bezug auf den Seeadler durchzuführen ist.  
 
 
Nach Information des Planungsbüros werden die fehlenden Unterlagen im 
Rahmen der 1. Auslegung des Bebauungsplanes nachgereicht. Diese Zu-
sage ist einzuhalten.  
 
Südlich der Erschließungsstraße zwischen Vorderweg und Bekhauser 
Bäke befindet sich eine Wallhecke. Zur Erhaltung der Wallhecke ist ein Min-
destabstand von 5 m zum Wallheckenfuß von jeglicher Flächenversiege-
lung freizuhalten.  
 
 

den Bereich um die tatsächliche Ausschlussfläche, der ebenfalls von WEA 
nach abwägender Entscheidung der Gemeinde Rastede freigehalten wer-
den sollte. Eine entsprechend eindeutige Erläuterung wird im Studientext 
ergänzt. 
 
Der Hinweis wird befolgt. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Ergänzung der Unterla-
gen mit den Darstellungen bzw. Festsetzungen zu den konkreten Kompen-
sationsflächen und dazugehörigen Maßnahmen erfolgt zum nächsten Ver-
fahrensschritt. Die Erfassungen der Fledermäuse für den südlichen Teilbe-
reich wurden mittlerweile beendet und bei der Darlegung der Umweltaus-
wirkungen auf die Schutzgüter beachtet. Das Gutachten zu den Fledermäu-
sen selber wird im Rahmen der Entwurfsfassung Gegenstand der Verfah-
rensunterlagen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Unterlagen werden zum 
nächsten Verfahrensschritt um die notwendigen Darlegungen zu den Aus-
nahmevoraussetzungen ergänzt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Raumnutzungserfassung 
des Seeadlers wurde in 2017 durchgeführt. Das Gutachten wird Bestandteil 
der Verfahrensunterlagen und für die Darstellung und Ermittlung der Um-
weltauswirkungen im Umweltbericht herangezogen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Unterlagen werden zum 
nächsten Verfahrensschritt um die notwendigen aufgeführten Unterlagen 
ergänzt. 
 
Der Hinweis wird bereits aktuell beachtet. Es erfolgte im Vorfeld der Pla-
nung eine Verschiebung der Erschließungstrasse um 5 m zum Schutz der 
Wallhecke vor Beeinträchtigungen. 
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Zum Schutz der Bekhauser Bäke ist ein Mindestabstand von 5 m zur Ober-
kante Gewässer von der Erschließung freizuhalten. Diese Vorgaben sind in 
der weiteren Planung zu beachten. 
 
 
 
Die Straßenverkehrsbehörde hat zwar keine konkreten Bedenken, gibt je-
doch auf Grund einer Verfügung der Niedersächsischen Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr folgende allgemeine Hinweise: 
 
Zu den erforderlichen Abständen zwischen Bundesfernstraßen und Wind-
energieanlagen (WEA) mache ich folgende Angaben: Nach Nummer 
3.4.4.3 des Windenergieerlasses (RdErl. d. MU, d. ML, d. MS, d. MW u. d. 
MI v. 24. 2. 2016 (Nds. MBl. Nr. 7/2016 S. 190) - Planung und Genehmigung 
von Windenergieanlagen an Land) mit Verweis auf Anhang 1 Nr. 2.7.9 der 
Liste der Technischen Baubestimmungen (RdErl. d. MS v. 30. 12. 2014 
(Nds. MBl. 2015 Nr. 4, S. 105)) heißt es nach Anlage 2.7/12 Nr. 2 Absatz 2 
zur Richtlinie „Windenergieanlagen; Einwirkungen und Standsicherheits-
nachweise für Turm und Gründung“ (Nds. MBl. Nr. 10 a/2014 S. 237) zum 
Abstand zwischen WEA und Verkehrswegen: Abstände zu Verkehrswegen 
und Gebäuden sind unbeschadet der Anforderungen aus anderen Rechts-
bereichen wegen der Gefahr des Eisabwurfs einzuhalten, soweit eine Ge-
fährdung der öffentlichen Sicherheit nicht auszuschließen ist. Abstände 
größer als 1,5 x (Rotordurchmesser plus Nabenhöhe) gelten im Allgemei-
nen in nicht besonders eisgefährdeten Regionen als ausreichend. Soweit 
erforderliche Abstände wegen der Gefahr des Eisabwurfes nicht eingehal-
ten werden, ist laut Anlage 2.7/12 Nr. 3.3 zur Richtlinie „Windenergieanla-
gen; Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm und Grün-
dung“ (Nds. MBl. Nr. 10 a/2014 S. 237) eine gutachterliche Stellungnahme 
erforderlich. 
 
Ausnahmemöglichkeiten sind im Einzelfall von der jeweils zuständigen Ge-
nehmigungsbehörde zu prüfen. Weiterhin hat der Niedersächsische Land-
kreistag (NLT) im Februar 2014 ergänzende Empfehlungen für den Bereich 
der "weichen Tabuzonen" bei der Regionalplanung im Bereich von WEA 
veröffentlicht. Die unverbindlichen und als Arbeitshilfe für die kommunale 
Praxis gedachten Empfehlungen ergänzen die am 15. November 2013 ge-
meinsam vom ML und dem NLT herausgegebene Arbeitshilfe "Regional-

Der Hinweis wird bereits aktuell beachtet. Im Bereich der Bekhauser Bäke 
ist beidseitig ein 5 m breiter Gewässerräumstreifen festgesetzt. Die Zuwe-
gung verläuft außerhalb dieses Bereiches, so dass der Schutz des Gewäs-
sers gewährleistet ist. 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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planung und Windenergie". Die in den Empfehlungen des NLT zu den wei-
chen Tabuzonen angegebenen Abstände basieren auf Erfahrungen der 
niedersächsischen Regionalplanungsträger. Als Abstand zwischen WEA 
und Bundesautobahnen, Bundes-, Landes-, und Kreisstraßen werden in 
den "Empfehlungen des NLT zu den weichen Tabuzonen" für harte und 
weiche Tabuzonen (Tabuzone gesamt) zusammen mindestens 200 m 
empfohlen. Bei den empfohlenen Abständen wird von einer WEA der aktu-
ellen Anlagengeneration ausgegangen (Nabenhöhe 150 m, Rotordurch-
messer 100-120 m). Der empfohlene Abstand entspricht der Kipphöhe ei-
ner WEA (Nabenhöhe + Rotorradius) und ist zur Gewährleistung von Si-
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs erforderlich. Bei höheren WEA ist 
der Abstand zwischen WEA und Straße entsprechend zu vergrößern. Ab-
stände von 100 m zu Bundesautobahnen und 40 m zu Bundes-, Landes- 
und Kreisstraßen beinhalten die vorgeschriebenen Zonen zu Bauverboten 
und Baubeschränkungen für klassifizierte Straßen gemäß § 9 FStrG bzw. 
§ 24 NStrG. Diese sich aufgrund straßenrechtlicher Gesetze ergebenden 
Abstandsmaße werden jedoch den tatsächlichen Gefährdungsverhältnis-
sen von Windenergieanlagen nicht gerecht. Die Abstände sind zur Wah-
rung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs unzureichend und wider-
sprechen offenbar auch den Erfahrungen der niedersächsischen Regional-
planungsträger. Für die Ermittlung der Abstände zwischen WEA und klas-
sifizierten Straßen sind vielmehr die Angaben aus der Liste der Techni-
schen Baubestimmungen und den Empfehlungen des NLT anzuwenden. 
Bei der Festlegung von geeigneten Windenergiestandorten und dem 
Repowering sollte insbesondere auch auf die verkehrliche Erschließung ge-
achtet werden. Für die Errichtung von Windenergieanlagen werden Son-
dertransporte mit Überbreiten und -längen abgewickelt. Es wäre wün-
schenswert, wenn bereits bei der Planung der Windparks darauf geachtet 
wird, dass diese über das kommunale Straßennetz ausreichend erschlos-
sen werden. Die Anlage von neuen Zufahrten oder die andersartige Nut-
zung vorhandener Zufahrten zu Bundes- oder Landesstraßen ist außerhalb 
der Ortsdurchfahrten im Einzelfall zu prüfen. 
 
Eine abschließende Prüfung des Entwurfs des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans Nr. 11 der Gemeinde Rastede erfolgt im Rahmen der Beteiligung 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB.  
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 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und 

Dienstleistungen der Bundeswehr 
Fontainegraben 200 
53123 Bonn 
 

  

 Die Bundeswehr unterstützt den Ausbau erneuerbarer Energien, soweit mi-
litärische Belange dem nicht entgegenstehen. Windenergieanlagen können 
grundsätzlich militärische Interessen berühren oder beeinträchtigen. Die 
UTM Koordinate der WEA 2 wurde gem. beigefügtem Plan vorgeprüft. 
 
Die von Ihnen im Rahmen der 70. Änderung des FNP und der Aufstellung 
des vorhabenbezogenen B-Planes Nr. 11. „Windenergie Wapeldorf/Heu-
bült“ beabsichtigten Maßnahmen befinden sich im Zuständigkeitsbereich 
des militärischen Flugplatzes Wittmundhafen sowie im Interessengebiet der 
LV-Radaranlage Brockzetel in einer Entfernung von 35-40 km zum Radar. 
Die Erfassungshöhe des Radars beträgt in diesem Gebiet 114 m über NN. 
Ab dieser Höhe werden Gegenstände vom Radar erfasst und können daher 
auch verstärkt Störungen verursachen. Hier ist auch die Lage der einzelnen 
Anlagen zueinander von großer Bedeutung für das Ausmaß der Störungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Belange der Bundeswehr werden somit berührt. 
 
In welchem Umfange Belange der Bundeswehr berührt sind, kann erst fest-
gestellt werden, wenn alle Daten über die Anzahl, den Typus, die Naben-
höhe, den Rotordurchmesser, die Höhe über Grund, die Höhe über NN und 
die genauen Koordinaten von Luftfahrthindernissen (nach WGS 84 in Grad, 
Minute und Sekunde) vorliegen. 
 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist nicht nachvollziehbar, wa-
rum nur ein Standort überprüft wurde und nicht alle im Rahmen des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 11 vorgesehenen fünf Standorte. 
 
 
Durch die Airbus Defence and Space GmbH wurde eine Signaturtechnische 
Untersuchung durchgeführt. Diese Untersuchung kommt für die genannten 
Radarstationen zu folgendem Ergebnis: 
 
Wittmundhafen: 
Unter Abwägung der verschiedenen untersuchten Überflugpfade ist die Re-
alisierung der geplanten WEAs als Enercon E82 E2 radartechnisch zuläs-
sig, da keine relevanten Zielverlustwahrscheinlichkeiten festzustellen sind, 
die zu einen Trackabbruch für ein LFZ mit einem RQS von 3 m2 (Klasse 
Cessna oder größer) führen. Eine Fremdabschaltung für die geplanten 
WEAs ist daher nicht notwendig. 
 
Brockzetel: 
Für die untersuchte Frequenz von 3,1 GHz ist eine Reichweitenreduktion 
auf minimal 98,31 % des ungestörten Falls zu erwarten. Damit ist keine 
Reichweitenreduktion messbar. Eine Reichweitenreduktion ist erst bei unter 
96,2 % des ungestörten Falles gegeben. Die Planung ist bezüglich des LV-
Radars Brockzetel radartechnisch zulässig. Es ist keine messbare Reich-
weitenminderung zu erwarten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bundeswehr lagen alle re-
levanten Informationen (Anzahl der Anlagen, Anlagentyp, Rotordurchmes-
ser, Höhe über Grund, Anlagenstandorte) im Rahmen des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 11 vor. Es ist nicht nachvollziehbar, warum 
keine abschließende Stellungnahme abgegeben wurde. Die Bundeswehr 
wird im weiteren Verfahren weiter beteiligt, um die erforderliche Stellung-
nahme abzufragen. 
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Nur dann kann im Rahmen des bundesimmissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahren in Rücksprache mit den zu beteiligenden militäri-
schen Fachdienststellen eine dezidierte Stellungnahme abgegeben wer-
den. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

 Niedersächsische Landesbehörde für Straßen- 
bau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Das Plangebiet der o. g. Bauleitplanungen besteht aus zwei Teilflächen. 
Teilfläche 1 liegt ca. 250 m nördlich, Teilfläche 2 liegt ca. 250 m südlich der 
L 820 „Spohler Straße“ außerhalb einer gemäß § 4 (2) NStrG festgesetzten 
Ortsdurchfahrt. 
 
Die o. g. Bauleitplanungen dienen der Schaffung der planrechtlichen 
Grundlage zur Ausweisung von Flächen für die Errichtung eines Windparks. 
 
Das Plangebiet der Teilfläche 1 soll über einen Anschluss einer neuen Ge-
meindestraße (Planstraße) an die L 820 „Spohler Straße“ erschlossen wer-
den. Hierzu wird eine vorhandene private landwirtschaftliche Straße als öf-
fentliche Straßenverkehrsfläche gewidmet und entsprechend ausgebaut. 
 
Das Plangebiet der Teilfläche 2 wird an die Gemeindestraße „Vorderweg“ 
angeschlossen, die direkt in die L 820 „Spohler Straße“ einmündet. 
 
 
Die Belange des Landes Niedersachsen, vertreten durch die Niedersächsi-
sche Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr - Geschäftsbereich  
Oldenburg (NLStBV - OL), als Straßenbaulastträger der Landesstraße 820 
sind unmittelbar betroffen. 
 
Folgendes ist zu beachten: 
 

1. Für den Anschluss einer neuen Gemeindestraße an die L 820 
„Spohler Straße“ ist vor Baubeginn zwischen der Gemeinde und 
dem Land Niedersachsen eine Vereinbarung gem. § 34 (1) NStrG 
abzuschließen. 

  
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen sind korrekt, es soll und muss eine neue Zufahrt angelegt 
werden, da es sich um eine Nutzungsänderung handelt. Die Anbindung  
einer neuen Nutzung über eine Privatstraße an eine Landesstraße ist nicht 
zulässig. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde wird die erforder-
lichen Abstimmungen zur Anbindung an den Vorderweg mit dem Vorhaben-
träger durchführen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: 
Der Anregung wird gefolgt. Die erforderliche Vereinbarung wird die Ge-
meinde Rastede mit dem Landkreis Ammerland vor Baubeginn abschlie-
ßen. Die für diese Vereinbarung erforderlichen Ausbauplanungen werden 
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Der NLStBV-OL ist hierfür eine Ausbauplanung zur Überprüfung 
vorzulegen, die dann anschließend Bestandteil der Vereinbarung 
wird. Die Planung ist nach erfolgter Vorabstimmung mit der 
NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zertifizierten Sicher-
heitsauditoren zu unterziehen. 

 
Nach Fertigstellung der Baumaßnahme sind dem Straßenbaulast-
träger gem. § 35 (3) des NStrG die Mehrkosten zu erstatten. Der 
Ablösungsbetrag für die erforderliche Mehrunterhaltung entspricht 
in etwa den Herstellungskosten der Maßnahme. 
 
Sämtliche Kosten für die Maßnahme wären von der Gemeinde zu 
übernehmen. 

 
Die planungsrechtliche Absicherung wäre ebenfalls von der Ge-
meinde durchzuführen. 

 
2. Ob sich der geplante Einmündungsbereich der Planstraße gänzlich 

im Geltungsbereich des o. g. Bebauungsplanes  befindet, und so-
mit planungsrechtlich abgesichert würde, lässt sich an dieser Stelle 
nicht verlässlich feststellen. 

 
Damit in den Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfes ein ab-
gestimmter Entwurf des neuen Einmündungsbereiches berücksich-
tigt werden kann, ist der NLStBV-OL möglichst kurzfristig ein Ent-
wurf des neuen Gemeindestraßenanschlusses zur Überprüfung 
vorzulegen. 

 
3. Es werden keine konkreten Aussagen zum weiteren Transportweg 

der Material- und Anlagentransporte gemacht. 
 

Es ist zu prüfen und nachzuweisen, dass die für die Verkehrsan-
bindung vorgesehenen Gemeindestraßen sowie die Bundes-, Lan-
des- oder Kreisstraßen für die Transporte der WEA während der 
Bauphase ausreichend bemessen sind (Fahrtwegprüfung). 

 
4. Zur Verbesserung der allgemeinen Verständlichkeit des vorgeleg-

ten Planentwurfes bitte ich um ergänzende Eintragung der Stra-
ßenbezeichnung „L 820 - Spohler Straße“ in die Planzeichnungen. 

der NLStBV-OL zur Überprüfung vorgelegt. Die Planung wird nach erfolgter 
Vorabstimmung mit der NLStBV-OL einem Sicherheitsaudit von einem zer-
tifizierten Sicherheitsauditoren unterzogen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 2.: 
Nach Rücksprache mit dem Landkreis Ammerland wird im Bebauungsplan 
lediglich die Fläche planungsrechtlich gesichert, die für den späteren Be-
trieb des Windparks erforderlich ist. Die für den Bau erforderliche Zuwegung 
(Baustelleneinrichtungsfläche) wird nicht planungsrechtlich im Bebauungs-
plan gesichert, aber informell in der Planzeichnung dargestellt. 
 
 
 
 
 
Zu 3.: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wurde eine Anfahrtsprüfung 
durchgeführt. Hierzu gibt es eine schriftliche Dokumentation, in der die für 
die Erschließung erforderlichen Maßnahmen festgehalten sind.  
 
 
 
 
Zu 4.: 
Der Anregung wird gefolgt. Die Bezeichnung wird informell in den Plänen 
ergänzt.  
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Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung über die Abwägung meiner vor-
getragenen Anregungen und Hinweise vor Veröffentlichung der Bauleitpla-
nungen. 
 
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 der 
Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung von zwei Ablichtun-
gen der gültigen Bauleitplanungen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

 Niedersächsische Landesbehörde für Straßen- 
bau und Verkehr 
Geschäftsbereich Oldenburg 
Luftfahrtbehörde 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 
 

  

 Gegen die 70. Änderung des Flächennutzungsplans und Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 „Windenergie Wapel-
dorf/Heubült“ der Gemeinde Rastede bestehen aufgrund der von meiner 
Behörde wahrzunehmenden luftverkehrsrechtlichen Belange bezüglich der 
südlichen Teilfläche grundsätzlich keine Bedenken. Wegen der Einzelhei-
ten verweise ich auf Nr. 4.5 der Begründungen zur o. g. Bauleitplanung. 
 
Gegen die Planungen bezüglich der nördlichen Teilfläche bestehen auf-
grund der von meiner Behörde wahrzunehmenden luftverkehrsrechtlichen 
Belange erhebliche Bedenken. Unmittelbar südlich des vorgesehenen Pla-
nungsgebietes befindet sich das Aufstiegsgelände für Flugmodelle des Mo-
dellsportclubs Hahn-Wapeldorf e. V. Für dieses Gelände wurde erstmalig 
mit Bescheid vom 21.03.1994 eine Aufstiegserlaubnis für Flugmodelle be-
fristet erteilt, die jeweils im Zwei- Jahres-Rhythmus verlängert wurde. Seit 
dem 23.03.2010 besteht eine unbefristete Aufstiegserlaubnis für Flugmo-
delle bis 25 kg. 
 
Der Standort der dort geplanten Windenergieanlage befindet sich innerhalb 
des Flugsektors für Flugmodelle, der nach Norden mit 200 m festgelegt 
wurde. Daher müsste, um die Sicherheit des Luftverkehrs und die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung zu gewährleisten, spätestens mit der Geneh-
migung zur Errichtung der Windenergieanlage die bestehende Aufstiegser-
laubnis widerrufen werden. Wegen der unmittelbaren Nähe zum Modellflug-
platz käme auch eine Verlagerung des Flugsektors nicht in Betracht. 
 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit der 
Luftfahrtbehörde und dem Modellsportclub Hahn-Wapeldorf e. V. erfolgt 
eine Anpassung des Startgeländes. Das Startgelände für den Modellflug-
platz wird nach Nordosten verlagert, so dass ein Mindestabstand von 50 m 
zur L 820 eingehalten wird. Der Flugsektor wird so festgelegt, dass ausrei-
chend Abstand zur geplanten Windenergieanlage eingehalten wird und die 
L 820 nicht überflogen wird. Eine neue Aufstiegserlaubnis mit aufschieben-
der Wirkung ist erteilt worden und greift zu dem Zeitpunkt der Genehmigung 
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Belange der militärischen Luftfahrt bleiben unberührt. Diese werden vom 
Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr, Fontainengraben 200, 53123 Bonn, wahrgenommen. 
 
Bauleitplanung der Gemeinde Rastede; 
70. Änderung des Flächennutzungsplans und Aufstellung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplans Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf/Heu-
bült“ 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ergänzend zu meiner Stellungnahme vom 16.09.2016 möchte ich noch auf 
folgendes hinweisen: 
 
Im Zusammenhang mit der o. g. Bauleitplanung wurden verschiedene Ge-
spräche geführt, um den Modellflugbetrieb in Wapeldorf möglichst auch zu-
künftig sicherzustellen. Hierzu wurde folgende Lösung vorgeschlagen: 
 
Das Startgelände für den Modellflugplatz wird um ca. 200 nach Osten und 
ca. 100 m nach Süden verlagert, so dass ein Mindestabstand von 50 m zur 
L 820 eingehalten wird. Der Flugsektor wird so festgelegt, dass ausreichend 
Abstand zur geplanten Windenergieanlage eingehalten wird und die L 820 
nicht überflogen wird. 
 
Die weiteren Einzelheiten werden mit dem Modellsportclub Hahn-Wapel-
dorf e. V. besprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der geplanten Windkraftanlagen. So lange die Windkraftanlagen nicht ge-
nehmigt sind, behält die heute bestehende Aufstiegsgenehmigung ihre Gül-
tigkeit.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, vgl. hierzu entsprechende Ab-
wägungsvorschläge weiter oben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

  

 Aus Sicht des Fachbereiches Landwirtsch. / Bodenschutz wird zu o-.g. Vor-
haben wie folgt Stellung genommen: 
 
Zur fachlichen Bewertung des Schutzgutes Boden im Rahmen von Plan-
verfahren bildet das Bundes-Bodenschutzgesetz die Grundlage. Das 
BBodSchG gibt eine funktionale Betrachtung des Bodens vor. Für die fach-
gerechte Berücksichtigung des Bodens im Rahmen der oben genannten 
Planung sollte folglich eine Bodenfunktionsbewertung durchgeführt wer-
den. Eine besondere Bedeutung kommt den natürlichen Bodenfunktionen 
und der Archivfunktion des Bodens zu. Bei Einwirkungen auf den Boden 
sollen Beeinträchtigungen dieser Funktionen so weit wie möglich vermie-
den werden (vgl. §1 BBodSchG). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Umweltbericht wurde die Schutzwürdigkeit der betroffenen Böden kor-
rekt dargestellt. Die landwirtschaftliche Nutzung der Böden führt aus bo-
denschutzfachlicher Sicht jedoch nicht  zu einer Abstufung ihrer Bedeutung 
für den Naturhaushalt  und ihrer Schutzwürdigkeit Die Wertigkeit des Bo-
dens hinsichtlich der Belange von Natur und Landschaft ist daher keines-
wegs mit „gering“ zu beurteilen. 

  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Niedersächsischen Bodeninformationssystem (NIBIS®) werden ver-
schiedene bodenschutzrelevante Daten und Auswertungsmethoden bereit-
gestellt. Diese flächenhaft vorliegenden Bodeninformationen ermöglichen 
räumlich differenzierte Gesamtaussagen zu den Böden und Bodenfunktio-
nen und sind deshalb als Datengrundlage im Rahmen von Planung- und 
Zulassungsverfahren besonders relevant. Diese Datenquelle wurde auch 
im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung ausgewertet und wird in der 
Quellenangabe im Text als "Datenserver des LBEG" bezeichnet. Aus dem 
Bodeninformationssystem wurden z.B. Aussagen zu Bodenart, Grundwas-
serabständen, Grundwasserneubildungsrate, Schutzfunktion hinsichtlich 
Einträgen in das Grundwasser usw. entnommen. Die Bodenfunktionen (z.B. 
Pufferfunktion, Lebensraumfunktion (Biotope), Archivfunktion (Denkmal-
schutz)) sind daher auch über die anderen Schutzgüter und Belange im 
Umweltbericht behandelt worden. Insbesondere die Archivfunktion wird 
auch im Zusammenhang mit den Belangen des Denkmalschutzes berück-
sichtigt. Die Lebensraumfunktion wird z.B. über die Bestandserfassung der 
Biotoptypen und deren Bewertung betrachtet. Insofern sind die einzelnen 
Bodenfunktionen im Umweltbericht ausreichend betrachtet worden. In Be-
zug auf das Schutzgut Boden werden Vermeidungsmaßnahmen formuliert 
und z. T. auch textlich festgesetzt, um die Beeinträchtigungen der Funktio-
nen so gering wie möglich zu halten. So werden die Zuwegungen zu 100% 
wassergebunden befestigt sowie die für den Bau erforderlichen Zuwegun-
gen zurückgebaut und nur die für den Betrieb notwendigen Zuwegungen für 
die Betriebsdauer als Fläche in Anspruch genommen.  
 
Der Hinweis wird beachtet. Die Einstufung der Wertigkeit des Schutzgutes 
Boden wird von „gering“ in „allgemein“ geändert. An der Ermittlung der Um-
weltauswirkungen und der Kompensationsbedarfe für das Schutzgut Boden 
ändert sich dadurch nichts, da diese allein von Art und Umfang der Versie-
gelung abhängig ist. 
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Um nachhaltige negative Auswirkungen auf den Boden vermeiden zu kön-
nen, sollte während der gesamten Bauphase eine bodenkundliche Baube-
gleitung durchgeführt werden. Mit Hilfe der bodenkundlichen Baubegleitung 
kann sichergestellt werden, dass alle nötigen Maßnahmen (z.B. Verminde-
rung möglicher Bodenverdichtung, korrekte Behandlung der Sul- fatsauren 
Böden) fachgerecht umgesetzt werden. 
 
Weiterführende Informationen dazu finden Sie auf unserer Internetseite  un-
ter www.lbeg.niedersachsen.de >Karten, Daten & Publikationen> Publika-
tionen> GeoBerichte > Geoberichte  28 (Bodenschutz beim Bauen) 
 
 
 
Bei der Planung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sollte darauf ge-
achtet werden, dass diese nicht ihrerseits zu weiteren Beeinträchtigungen 
von Böden führen. Aus diesem Grund sind die Aufweitung und Neuanlage  
von Gräben sowie die Anlage von Senken und Blänken als Kompensation 
für Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden nicht geeignet, da dadurch 
weitere Böden in ihren Funktionen beeinträchtigt werden. Eine Grünlandex-
tensivierung ist als Kompensationsmaßnahme aus bodenschutzfachlicher 
Sicht hingegen zu begrüßen. 
 
Zusätzlich möchten wir auf den Windenergieerlass des Niedersächsischen 
Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz hinweisen, der am 
24.02.2016 im Niedersächsischen Ministerialblatt veröffentlicht wurde und 
am 25.02.2016 in Kraft trat. 
 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen 
unter Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Bestimmung über den Ein-
satz einer bodenkundlichen Baubegleitung obliegt der Genehmigungsbe-
hörde im nachfolgenden Genehmigungsverfahren. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in den Geoberichten Nr. 28 
benannten zu berücksichtigenden Belange des Bodenschutzes sowie die 
auszuwertenden Grundlageninformationen zur Beschreibung und Be- 
wertung des Schutzgutes Boden werden bereits aktuell im Umweltbericht 
beachtet. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die angedachten Neuanlagen 
von Senken oder Gräben bzw. Aufweitungen von Gräben sind als Kompen-
sationsmaßnahmen für das Schutzgut Wasser zu sehen. Das Schutzgut 
Boden wird über die angedachten Extensivierungsmaßnahmen von Grün-
land kompensiert. Es erfolgt eine Ergänzung der Kompensationsflächen 
und der dazugehörigen Maßnahmen für die Schutzgüter im Rahmen des 
nächsten Verfahrensschrittes. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Kapitel 6.4 - Bodenschutz 
im Windenergieerlass Niedersachsen findet bereits aktuell über die Be-
schreibung, Bewertung und Eingriffsermittlung für das Schutzgut Boden An-
wendung. 
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 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 

Bezirksstelle Oldenburg - Nord 
Im Dreieck 12 
26127 Oldenburg 
 

  

 Stellungnahme vom 12.09.2016: 
 
Das derzeit landwirtschaftlich genutzte Plangebiet zur Größe von ca. 18 ha 
besteht aus 2 Teilbereichen, die sich nördlich und südlich der Spohler 
Straße befinden.  
 
Im Rahmen der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 
11 „Windenergie Wapeldorf/Heubült“ wird der vorgenannte Bereich als 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Windenergieanlagen (SO WEA) 
bzw. die verbleibende Fläche als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 
Geplant sind 5 Windenergieanlagen.  
 
Die gemäß Umweltbericht zulässige Versiegelung im Bereich der Bau- und 
Verkehrsflächen beträgt ca. 1,83 ha. Außerhalb des Plangebietes werden 
für die vorliegende Planung 9,6 ha landwirtschaftliche Nutzflächen für Kom-
pensationsmaßnahmen beansprucht. Als Kompensationsziel wird die Ex-
tensivierung von zuvor intensiv genutzten Grünland und die Umwandlung 
von Ackerflächen zu extensiven Dauergrünland mit zusätzlicher Aufwer-
tung vorhandener Gräben genannt.  
 
Aus landwirtschaftlicher und agrarstruktureller Sicht ist es vor dem Hinter-
grund wachsender Flächenknappheit erforderlich, den mit der Realisierung 
der Planung einhergehenden dauerhaften Verlust landwirtschaftlicher Nutz-
fläche auf ein Mindestmaß zu begrenzen. Nach Möglichkeit sollten die 
Kompensationsflächen in landwirtschaftlicher Nutzung verbleiben und der 
Landwirtschaft nicht dauerhaft entzogen werden. Die Bewirtschaftung be-
nachbarter Nutzflächen darf durch die Maßnahmen nicht beeinträchtigt 
werden. 
 
Aus allgemeiner landwirtschaftlicher Sicht bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen die o.g. Bauleitplanung. 
 
Stellungnahme vom 16.09.2016: 
Aus forstlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Planungen. 
 

  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die dargestellten Sondergebiete werden zusätzlich als Fläche für die Land-
wirtschaft festgesetzt, so dass eine landwirtschaftliche Nutzung planungs-
rechtlich abgesichert wird. 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die dargestellten Infor-
mationen geben die Inhalte des Umweltberichts zum Vorentwurfsstand wie-
der. 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Eingriffe in Natur- 
und Landschaft werden unter anderem durch Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen auf ein für die Umsetzung der Planung erforderliches 
Maß reduziert. Weiterhin verbleiben die Kompensationsflächen in einer, 
wenngleich auch mit Bewirtschaftungsauflagen versehenen, landwirtschaft-
lichen Nutzung. Eine Beeinträchtigung der Bewirtschaftung angrenzender 
Flächen ist nicht gegeben. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Oldenburg-Ostfriesischer Wasserverband 

Georgstraße 4 
26919 Brake 
 

  

 Wir haben die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes zur 
Kenntnis genommen. Lediglich im Bereich der Zuwegung befinden sich 
Versorgungsanlagen des OOWV. 
 
Bei der oben genannten Planung ist auf die Versorgungsanlagen des 
OOWV Rücksicht zu nehmen. Die Versorgungsanlagen dürfen, außer in 
den Kreuzungsbereichen, nicht mit einer geschlossenen Fahrbahndecke 
überbaut werden. Die vorhandenen Leitungen müssen eine frostfreie Über-
deckung von mindestens 1,0 m behalten. Der seitliche Sicherheitsabstand 
zur Leitungsachse muss mindestens 3,0 m zu beiden Seiten der Leitung 
betragen. 
 
Um Beachtung des DVGW Arbeitsblattes W 400-1wird gebeten. 
 
Im Hinblick auf den der Gemeinde obliegenden Brandschutz (Grundschutz) 
weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass die Löschwasservorhaltung kein 
gesetzlicher Bestandteil der öffentlichen Wasserversorgung ist. Die öffent-
liche Wasserversorgung als Aufgabe der Daseinsvorsorge wird durch die 
gesetzlichen Aufgabenzuweisungen des Niedersächsischen Brandschutz-
gesetzes (NBrandSchG) nicht berührt, sondern ist von der kommunalen 
Löschwasserversorgungspflicht zu trennen. 
 
Eine Pflicht zur vollständigen oder teilweisen Sicherstellung der Löschwas-
serversorgung über das öffentliche Wasserversorgungsnetz (leitungsge-
bunden) besteht durch den OOWV nicht. Allerdings können im Zuge der 
geplanten Rohrverlegungsarbeiten Unterflurhydranten für einen anteiligen 
Löschwasserbezug eingebaut werden. Lieferung und Einbau der Feuer-
löschhydranten regeln sich nach den bestehenden Verträgen. Wir bitten, 
die von Ihnen gewünschten Unterflurhydranten nach Rücksprache mit dem 
Brandverhütungsingenieur in den genehmigten Bebauungsplan einzutra-
gen. 
 
Da unter Berücksichtigung der baulichen Nutzung und der Gefahr der 
Brandausbreitung unterschiedliche Richtwerte für den Löschwasserbedarf 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die genaue Lage der Leitung wird im Rahmen der Erschließungsarbeiten 
berücksichtig. Die Erschließung erfolgt in Abstimmung mit dem OOWV. Die 
geltenden Normen werden im Rahmen der Ausführungsplanung berück-
sichtigt. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen  
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 Abwägungsvorschläge 
bestehen (DVGW-Arbeitsblatt W 405), ist frühzeitig beim OOWV der mög-
liche Anteil (rechnerischer Wert) des leitungsgebundenen Löschwasseran-
teils zu erfragen, um planungsrechtlich die Erschließung als gesichert an-
erkannt zu bekommen. 
  
Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des Ver-
anlassers oder nach den Kostenregelungen bestehender Verträge durch-
geführt werden. 
 
 
 
Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsanlagen in dem anliegen-
den Lageplan ist unmaßstäblich. Die genaue Lage der Leitungen gibt Ihnen 
der Dienststellenleiter Herr Kaper von unserer Betriebsstelle in Wes-
terstede, Telefon 04488 845211, in der Örtlichkeit an. 
 
Nach endgültiger Planfassung und Beschluss als Satzung wird um eine 
Ausfertigung eines genehmigten Bebauungsplanes gebeten. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Ausführungs-
planung wird es Abstimmungen mit dem OOWV geben. Sollten Umlegungs-
arbeiten erforderlich werden, so sind die Kosten hierfür vom Windparkbe-
treiber zu übernehmen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die genaue Lage der Leitungen 
wird abgefragt und im Rahmen der Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 
 

 TenneT TSO GmbH 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 
 

  

 Der von ihnen geplante Windpark befindet sich südlich unserer obigen 
Höchstspannungsfreileitung. Bei Ihrer weiteren Planung sind nach der DIN 
EN50341-1 die folgenden Punkte zu berücksichtigen: 
 
Zwischen Windenergieanlagen und Freileitungen unserer Gesellschaft sind 
folgende horizontale Mindestabstände zwischen Rotorblattspitze in un-
günstigster Stellung und äußerstem ruhenden Leiter einzuhalten: 
 
 
Nach DIN EN 50341-2-4 (VDE 0201-2): 2015-05 (Entwurf} sind zwischen 
dem äußersten ruhenden Leiter der Freileitung und der Turmachse der 
Windenergieanlage mindestens folgende Abstände einzuhalten: 
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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αWEA = 0,5 x DWEA + αRaum + αLTG  
 
Dabei ist  

 αWEA der waagerechte Abstand zwischen äußerstem ruhendem 
Leiter der Freileitung und Turmachse der Windenergieanlage, 

 DWEA der Durchmesser des Rotors der Windenergieanlage, 
 αLTG der waagerechte spannungsabhängige Mindestabstand (> 

110-kV = 30 m) und 
 αRaum der Arbeitsraum für Montagekrane für Errichtung und be-

triebsbedingte Arbeiten an der Windenergieanlage (liegen für den 
Arbeitsraum aRaum keine Angaben vor, kann ein Wert von 25 m 
angenommen werden). 

 
Ist der Abstand zwischen der Freileitung und der Windenergieanlage klei-
ner als 3 x Rotordurchmesser, ist zu prüfen, ob die Seile der Freileitung in 
der Nachlaufströmung der Windenergieanlage liegen. 
 
Wenn sichergestellt ist, dass die Freileitung unterhalb der Nachlaufströ-
mung der Windenergieanlage liegt und der Mindestabstand zwischen der 
Rotorblattspitze in ungünstigster Stellung und dem äußeren ruhenden Lei-
ter > 1x Rotordurchmesser beträgt, kann auf die schwingungsdämpfenden 
Maßnahmen verzichtet werden. 
 
Zur detaillierten Bearbeitung ist uns die Lage der Windenergieanlagen (Ko-
ordinaten) sowie die Standorte mit N.N.-Angaben anzugeben. 
 
Zu Ihrer Information erhalten Sie Bestandspläne, aus denen Sie den Lei-
tungsverlauf entnehmen können. 
 
Nur bei Einhaltung der vorgenannten Punkte bestehen gegen eine eventu-
elle Durchführung keine Bedenken. 
 
An der weiteren Planung, spätestens beim Baugenehmigungsverfahren bit-
ten wir Sie uns zu beteiligen. 
 
 
 
 
 

Der Abstand zwischen der bestehenden Freileitung und der nächstgelege-
nen Windenergieanlage beträgt rund 400 m (etwa das Vierfache des Rotor-
durchmessers). Gemäß der nebenstehenden Formel ist ein Mindestab-
stand von 96,3 m erforderlich. Dieser Abstand wird deutlich eingehalten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Koordinaten sind den Plan-
unterlagen zu entnehmen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth 
 

  

 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Plan-
verfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. 
 
Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
  
Im Planbereich ist insbesondere im Bereich der öffentlichen Straßen und 
Wege mit Tk - Leitungen der Telekom zu rechnen. Die Bauausführenden 
müssen sich vor Beginn der Arbeiten über die Lage der zum Zeitpunkt der 
Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom infor-
mieren. (Internet: https://trassenauskunft-kabel.telekom.de oder 
mailto:Planauskunft.Nord@telekom.de ). Die Kabelschutzanweisung der 
Telekom ist zu beachten. 
  
Bitte beachten Sie bei Ihren weiteren Planungen, dass die Telekom ggf. 
nicht verpflichtet ist, den Windkraftpark / die Windkraftanlage an ihr öffent-
liches Telekommunikationsnetz anzuschließen. 
 
Die Betreiber der Windkraftanlagen können sich bei der Bauherrenhotline, 
Tel.: 0800 3301 903 beraten lassen. 
 
Bei Planungsänderungen bitten wir uns erneut zu beteiligen.  
 
Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, die Firma Ericsson Ser-
vices GmbH, in Ihre Anfrage ein.  
  
Bitte richten Sie diese Anfrage an: 
  
Ericsson Services GmbH 
Prinzenallee 21 
40549 Düsseldorf 
Email: mailto:bauleitplanung@ericsson.com 

 Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Ausführungs-
planung wird es Abstimmungen mit der Telekom geben. Sollten Umle-
gungsarbeiten erforderlich werden, so sind die Kosten hierfür vom Wind-
parkbetreiber zu übernehmen. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 

mailto:bauleitplanung@ericsson.com
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 Landkreis Friesland 

Lindenallee 1 
26441 Jever 
 

  

 Zu der o. a. Bauleitplanung nimmt der Landkreis Friesland wie folgt Stel-
lung:  
 
Fachbereich Zentrale Aufgaben, Wirtschaft, Finanzen, Personal: 
 
Das Plangebiet erstreckt sich auf Einwirkungsbereiche, die der zivilen Luft-
fahrt und dem Radarverkehr unterliegen und tangiert den Einflugsektor des 
Verkehrslandeplatzes WHV-Mariensiel. Luftfahrtrechtliche Belange sind zu 
berücksichtigen. 
 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement- Regional-
planung: 
 
Die Sondergebiete WEA 1 und WEA 2 im vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / Heubült“ befinden sich in   unmittel-
barer Nähe zur Grenze zum Landkreis Friesland. Die Sondergebiete WEA 
3, 4 und 5 befinden sich etwa 0,5 bis 1 km südlich der Kreisgrenze. Die 
Geltungsbereiche der der vorhabensbezogenen Bebauungspläne Nr. 13 
„Windenergie Lehmden“ und Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ befinden 
sich etwa 6km südlich der Kreisgrenze zum Landkreis Friesland. 
 
Bei unklaren Erkenntnislagen, hier z. B. Störwirkung von Windenergieanla-
gen auf den Regenbrachvogel, sollte aus Gründen der Rechtssicherheit da-
von ausgegangen werden, dass Störwirkungen von den Anlagen ausgehen 
und sich hiermit im Rahmen der Abwägung auseinandergesetzt werden. 
Ansonsten kann es im ungünstigsten Fall dazu kommen, dass im Rahmen 
der Genehmigungsverfahren nach BlmSchG keine Anlage realisiert werden 
kann und damit die Planrechtfertigung entfällt. Hinsichtlich der Einschät-
zung der Störwirkung und der Abwägung sollte auf Grund des interkommu-
nalen Charakters der Planung Übereinstimmung zwischen der Stadt Varel 
und der Gemeinde Rastede herrschen. Dieser Aspekt ist auch hinsichtlich 
der vorhabensbezogenen Bebauungspläne Nr. 13 „Windenergie Lehmden“ 
und Nr. 12 „Windenergie Lehmdermoor“ relevant.  
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Luftfahrtbehörde hat keine 
Bedenken im Rahmen Ihrer Stellungnahme vorgebracht, so dass es offen-
bar keine Konflikte zwischen der vorliegenden Planung und dem Verkehrs-
landeplatz WHV-Mariensiel gibt. 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die in der Stellungnahme er-
wähnte Vorgehensweise wird bereits angewendet. Da nicht sicher davon 
ausgegangen werden kann, dass die Windenergieanlagen die Ruhestätte 
des Regenbrachvogels nicht beeinträchtigen, wird vorsorglich ein Verbots-
tatbestand gem. § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG prognostiziert. 
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Bitte beachten Sie in diesem Zusammenhang auch die Stellungnahme der 
unteren Landesplanungsbehörde zur 25. und 35. Änderung des Flächen-
nutzungsplans der Stadt Varel sowie der Bebauungspläne Nr. 219a und 
219b der Gemeinde Varel (angefügt). 
 
Des Weiteren sind nördlich des Plangebiets auf dem Gebiet des Landkrei-
ses Friesland im RROP 2003 ein Vorsorgegebiet für Landwirtschaft sowie 
ein sich teilweise damit überlagerndes Vorsorgegebiet für Trinkwasser und 
ein Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaus-
haltes dargestellt. Dabei besteht insbesondere hinsichtlich der letzteren 
Darstellung gemäß des interkommunalen Abstimmungsgebots Koordinati-
onsbedarf zwischen der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede, der inhalt-
lich als Abwägungsbelang einzustellen ist. Es muss gewährleistet sein, 
dass die Planung der Gemeinde Rastede nicht die Möglichkeiten des Land-
kreises Friesland beschränkt, Maßnahmen zur Verbesserung der Struktur-
vielfalt und Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes durchzuführen. Auch 
hinsichtlich des Vorsorgegebiets für Trinkwasser muss geprüft werden, ob 
sich durch den Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf /  Heubült“ 
Störwirkungen auf eine künftige Nutzung der Vareler Flächen zur Trinkwas-
serversorgung ergeben. Auch diese Störwirkungen wären dann  in die Ab-
wägung einzustellen. Hinsichtlich der vorhabensbezogenen Bebauungs-
pläne Nr. 13 „Windenergie Lehmden“ und Nr. 12 „Windenergie  Lehmder-
moor“, die etwa 6km südlich der Kreisgrenze zum Landkreis Friesland lie-
gen, sind hier keine Auswirkungen zu erwarten. Nordwestlich des Plange-
biets ist auf dem Gebiet des Landkreises Friesland im RROP 2003 ein Vor-
sorgegebiet Natur und Landschaft dargestellt. Andere raumbeanspru-
chende Maßnahmen und Planungen sind so abzustimmen, dass dieses 
Gebiet in seiner Vorsorgebestimmung durch die Planungen der Gemeinde 
Rastede nicht beeinträchtigt wird. 
 
Zusammengefasst sieht die Untere Landesplanungsbehörde des Landkrei-
ses Friesland die Planungen der Gemeinde Rastede insbesondere hin-
sichtlich der nicht untersuchten Störwirkungen auf den Regenbrachvogel 
(vgl. auch Stellungnahme Varel). 
 
Daher betrachtet die Untere Landesplanungsbehörde die vorgelegten Un-
terlagen noch nicht als ausreichend und sieht noch bestehenden interkom-
munalen Abstimmungsbedarf zwischen der Stadt Varel und der Gemeinde 
Rastede. 

Die Stellungnahme der unteren Landesplanungsbehörde wird zur Kenntnis 
genommen und im Rahmen der Abwägung beachtet. 
 
 
 
Die vorliegende Planung widerspricht den Ausführungen des RROP nicht. 
Was die interkommunale Abstimmung angeht, so standen die betroffenen 
Kommunen bereits im Vorfeld der Bauleitplanverfahren im Austausch zu 
den anstehenden Planungen. Ein Austausch hat folglich schon frühzeitig 
stattgefunden und keine Kommune hat grundsätzlich Bedenken gegen die 
„Nachbarpläne“ geäußert. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Auf dem Rasteder Hoheitsge-
biet werden Baugrund- und Bodenuntersuchungen durchgeführt. Die Er-
gebnisse werden im Rahmen der Bauausführung berücksichtigt, sodass es 
keine Widersprüche zum Vorsorgegebiet für Trinkwasser geben wird. Die 
Stadt Varel wird die gleichen Arbeiten im Rahmen der Windparkplanungen 
im Gebiet der Stadt Varel durchführen müssen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Fachbereich Umwelt: 
untere Naturschutzbehörde: 
 
Vorbemerkung: 
 
Die Stadt Varel und die Gemeinde Rastede planen die Errichtung eines ge-
meinsamen Windparks Varel-Süd / Rastede-Nord. 
 
 
 
Die Planungsunterlagen wurden für das Gesamtgebiet erarbeitet. 
 
Somit kann die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde für den Be-
bauungsplan Nr. 219 B Windpark „Neuenwege“ der Stadt Varel auch für die 
hier vorliegende Planung der Gemeinde Rastede angewendet werden. 
 
 
 
Das Kabinett hat am 14.12.2015 nach ca. zweijähriger Erarbeitungszeit in 
den Ministerien den gemeinsamen Runderlass des MU, ML, MS, MW und 
MI „Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen an Land in Nie-
dersachsen und Hinweise für die Zielsetzung und Anwendung“ (Windener-
gieerlass) beschlossen. Ebenso beschlossen wurde der Leitfaden „Umset-
zung des Artenschutzes bei der Planung und Genehmigung von Windener-
gieanlagen in Niedersachsen“ (sog. Leitfaden Artenschutz). Sowohl der 
Windenergieerlass als auch der Leitfaden Artenschutz sind nunmehr ver-
bindlich in einem nachgelagerten Genehmigungsverfahren zu beachten 
und sollen daher bereits in der weiteren Bauleitplanung Berücksichtigung 
finden. Der Windenergieerlass dient vorrangig dazu, den rechtlichen Rah-
men hinsichtlich der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege auf-
zuzeigen, macht jedoch in Bezug auf fachlich begründete Mindestabstände 
von Windkraftanlagen zu Brutplätzen und Rastgebieten keine konkreten 
Angaben, sodass in diesem Fall weiterhin das NLT Papier „Naturschutz und 
Windenergie“ (Stand Oktober 2014) sowie die Arbeitshilfe der Länderge-
meinschaft der Vogelschutzwarten (Stand April 2015) anzuwenden und zu 
beachten sind. 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Zwar kann durch die Planungen 
in Varel und Rastede ein optisch zusammenhängender Windpark entste-
hen, allerdings ist jede Kommune alleine für seine verbindliche Bauleitpla-
nung zuständig. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und dazu konkretisiert, dass die 
den Unterlagen beigefügten faunistischen Gutachten zur Brut- und Gastvo-
gelfauna und zu den Fledermäusen über die jeweiligen Untersuchungsbe-
reiche auch den Bereich des Windparks Varel beinhalten. Die Raumnut-
zungsuntersuchungen sowie die Biotoptypenerfassungen beziehen sich, 
ebenso wie die Ermittlung der Umweltauswirkungen, auf das Plangebiet 
zum Windpark Wapeldorf-Heubült. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Vorgaben des Windenergie-
erlasses werden entsprechend beachtet. Die durchgeführten Untersuchun-
gen zur Fauna wurden um die in 2016 durchgeführten Raumnutzungskar-
tierungen zu Greif- und Großvögeln gemäß den Vorgaben des Leitfadens 
Artenschutz ergänzt. Die weiteren aufgeführten Unterlagen werden ebenso 
für eine Beurteilung der Auswirkungen herangezogen. 
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Stellungnahme: 
Bei der Änderung eines Flächennutzungsplans für Konzentrationszonen  
für WEA ist eine vorbereitende Artenschutzprüfung (ASP) durchzuführen. 
ln den Fällen, in denen keine vollständige ASP durchgeführt wurde, müssen 
im Genehmigungsverfahren die "offenen Punkte" abgearbeitet werden. 
 
 
Um eine naturschutzfachliche Stellungnahme zu dem Schutzgut Tiere ab-
geben zu können wurden die vorgelegten Fledermauskartierungen und die 
Brut- und Rastvogelerfassungen begutachtet. 
 
Nach dem Leitfaden zum Windenergieerlass sollten auf der Ebene der Re-
gional- und Flächennutzungsplanung für die·zur Ausweisung vorgesehe-
nen Potentialflächen geprüft werden, ob bedeutende Fledermausvorkom-
men  bekannt sind und ob aufgrund der gebietsspezifischen, strukturellen 
Ausstattung der Flächen Aktivitätsschwerpunkte mit besonderer Bedeutung 
betroffen seien können. Da Informationen über bedeutende Fledermausle-
bensräume zumeist nicht von vornherein vorliegen, müssen entsprechend 
systematische Untersuchungen spätestens auf der Ebene des Zulassungs-
verfahrens für jedes Plangebiet durchgeführt werden. 
 
Für den avifaunistischen Untersuchungsbedarf auf dieser Planungsebene 
sieht der Leitfaden vor, dass vorrangig vorhandene Daten, insbesondere 
der WEA-empfindlichen Brut- und Rastvogelarten (Abbildung 3 des Leitfa-
dens) ausgewertet werden. Da für gefährdete Brutvögel des Offenlandes 
häufig keine aktuellen Daten zur Verfügung stehen, sind in der Regel er-
gänzende Übersichtskartierungen erforderlich. Die Übersichtskartierung 
der Brutvögel sollte mind. 4 Bestandserfassungen auf der gesamten Flä-
che, verteilt auf die gesamte Brutzeit (Ende März bis Mitte Juli), umfassen. 
Hierbei sind insbesondere die gefährdeten Brutvögel des Offenlandes zu 
erfassen. 
 
Bei Flächennutzungsplänen für WEA-Konzentrationszonen sind die Stufen 
1-111 der ASP, soweit auf dieser Planungsebene bereits ersichtlich, im 
Rahmen der Umweltprüfung abzuarbeiten. Die Stufe I und Teile der Stufe 
II wurden abgearbeitet. 
  
Die in der Stufe II geforderte vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände 
(§ 44 (1) BNatSchG) ist im Detail noch durchzuführen. 

 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der Umwelt-
bericht betrachtet und beregelt die artenschutzrechtlichen Belange ab-
schließend auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. Eine vollständige 
artenschutzrechtliche Betrachtung wird in der Entwurfsfassung des Um-
weltberichts enthalten sein. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Be-
standserfassungen zu Fledermäusen und Brut- sowie Rastvögeln inklusive 
der dazugehörigen Raumnutzungsuntersuchungen entsprechen den me-
thodischen Standards in Niedersachsen und können somit vollumfänglich 
für eine Betrachtung der Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Tiere her-
angezogen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die artenschutzrechtliche Prü-
fung wird zum nächsten Verfahrensschritt in Bezug auf die Darstellung der 
Ausnahmevoraussetzungen ergänzt. 
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Die in der Stufe III geforderte Prüfung, ob die drei Ausnahmevoraussetzun-
gen des § 45 (7) Bundesnaturschutzgesetz (zwingende Gründe, Alternativ-
losigkeit und keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes) vorliegen, 
ist noch abzuarbeiten. 
 
Eine mögliche Verdrängung(§ 44 (2) Störungsverbot BNatSchG) einzelner 
Arten und die damit einhergehende Notwendigkeit zur Bereitstellung von 
entsprechenden Ausweichräumen in der Umgebung ist noch zu prüfen und 
darzulegen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für eine vollständige ASP sind folgende Standards zur Sachverhaltsermitt-
lung der möglichen Betroffenheit von Windenergieanlagen-empfindlichen 
Arten gemäß Punkt 5 des Leitfadens einzuhalten: 
 
Für die Fledermausstandarduntersuchung ist eine Dauererfassung mit ge-
eigneten Systemen, eine stationäre Erfassung (Horchkasten) und eine mo-
bile Detektoruntersuchung erforderlich. ln der Zeit zwischen Mitte April bis 
Mitte Oktober sind an mind. 14 Terminen Begehungen durchzuführen. 

Die artenschutzrechtliche Prüfung ermittelt bereits aktuell für die im Plan-
gebiet angetroffenen Arten die detaillierten Betroffenheiten. Eine Ergän-
zung der Betroffenheiten ist bis für den Baumfalken daher nicht weiter er-
forderlich. Die Betroffenheiten zum Baumfalken werden zum nächsten Ver-
fahrensschritt ausführlich dargestellt, da für diese Art die Untersuchungen 
erst im September 2016 abgeschlossen wurden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die Darstellung der Ausnah-
mevoraussetzungen zum nächsten Verfahrensschritt ergänzt. 
 
 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Die Störwirkung auf die vorkommenden Ar-
ten wurde bereits abgearbeitet und insbesondere für den Regenbrachvogel 
wird aus Vorsorgegründen - in Anlehnung an den Leitfaden Artenschutz 
Baden-Württemberg (2015) - aus Unsicherheit über die Wirkungsprognose 
zur Störung und aufgrund eines nicht auszuschließenden Restrisikos über 
die Wirksamkeit von Vermeidungsmaßnahmen wie z. B. CEF-Maßnahmen 
als artenschutzrechtlicher Verbotstatbestand eingestuft. Es wird daher vor-
sorglich eine Ausnahme gem. § 45 (7) BNatSchG, d. h. eine so genannte 
„überschießende Ausnahme“ beantragt. Bei weiteren Arten, welche bei 
Umsetzung des Vorhabens gestört werden würden (wie z. B. Kiebitz und 
Feldlerche), ist von keinen populationsrelevanten Auswirkungen auszuge-
hen, für die ggf. Ausweichräume bereitgestellt werden müssten. Sämtliche 
Darlegungen der Störwirkungen sowie der Umgang im Folgenden sind da-
mit bereits im Rahmen der Vorentwurfsunterlagen erfolgt, sodass keine wei-
teren Ergänzungen exklusive der oben genannten Ausnahmevorausset-
zungen durchgeführt werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Untersu-
chungen entsprechen den in der Stellungnahme genannten Anforderungen 
bzw. gehen noch darüber hinaus. 
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Für die Brutvogelkartierung sind 12 Bestandserfassungen auf der gesam-
ten Fläche, verteilt auf die gesamte Brutzeit (Mitte März- Mitte Juli) durch-
zuführen. 
 
ln Kombination mit der Bestandserfassung sollte ein Mindestmaß an Raum-
nutzungsanalyse innerhalb des Regeluntersuchungsgebietes für Greif- und 
Großvogelarten (1.000 m Radius) durchgeführt werden. Die Ergebnisse 
sind für die Entscheidung, ob eine vertiefende Raumnutzungskartierung er-
forderlich ist, mit heran zu ziehen. 
 
Für im Gebiet vorkommende kollisionsgefährdete oder störempfindliche 
Greif- und Großvogelarten sowie Gastvogelarten deren Brutplatz im Stan-
darduntersuchungsgebiet (500 m bzw. 1.000 m) liegt und die Standard-
raumnutzungskartierung ergeben hat, das regelmäßig genutzte Nahrungs-
habitate oder Flugrouten der Art vom Vorhaben betroffen sein können, sind 
artspezifisch und problembezogen vertiefte Raumnutzungsanalysen durch-
zuführen. 
 
Für die Rastvogelkartierung sind nach dem Leitfaden mind. 14-tägig bis 
max. wöchentlich eine Erhebung im gesamten Untersuchungsraum (1.000 
m Radius) im Regelfall von der ersten Juli- Woche bis zur letzten April-Wo-
che umfassen. 
 
Sollte von diesen Standards abgewichen werden, ist dies im Detail zu be-
gründen. 
 
 
 
Bei der Durchsicht der eingereichten Unterlagen wurden zunächst die ge-
wählten Grundlagen, d. h. die Methodiken, die Größe und Lage des Unter-
suchungsgebietes sowie die Kartiertermine mit den Forderungen des Wind-
energieerlasses und dem dazugehörigen Leitfaden abgeglichen. Brutvo-
gelerfassung: 
 
Um die Wertigkeit eines Gebietes als Brutvogellebensraum festzustellen, 
ist eine Bewertung nach Behm & Krüger (2013) durchzuführen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Gast- 
vogelerfassungen wurden in einem Zeitraum von Mitte Februar 2013 bis 
Anfang Februar 2014 durchgeführt. Das dem Erfassungsumfang zum Zeit-
punkt der Kartierung zu Grunde gelegte NLT-Papier mit Stand von Oktober 
2011 führt zu den Zeiträumen der Gastvogelerfassungen aus, dass die 
Gastvogelerfassung wöchentlich eine Erhebung auf der gesamten Fläche 
von der ersten Juli-Woche bis zur letzten April-Woche umfassen sollte. Die 
Kartierungstermine, die für die vorliegende Planung wahrgenommen wor-
den sind, bilden diesen Untersuchungszeitraum sicher ab. 
 
 
 
 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Bewer-
tung erfolgte nach der in der Stellungnahme aufgeführten Bewertungsme-
thode. 
 



Abwägung: VBB Nr. 11, frühzeitige Behörden-/TÖB-Beteiligung   (Verfahren gem. § 4 (1) BauGB)                                  27 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
29.01.2018 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Das Bewertungssystem fordert für die Flächenabgrenzung, dass die abzu-
grenzenden Gebiete eine ökologische Einheit bilden sollen. Als Grenzen 
sollten primär natürliche Strukturen im Gelände aber auch anthropogene  
Strukturen herangezogen werden. 
 
Eine willkürliche Abgrenzung losgelöst von jeglichen landschaftlichen und 
ökologischen Gegebenheiten ist unzulässig. Somit ist das Untersuchungs-
gebiet komplett zu bewerten. Die gewählte Abgrenzung und Schaffung von 
Teilräumen und das Freilassen einiger Bereiche, insbesondere der Wind-
parkflächen ist im Detail zu begründen und auf das Bewertungsverfahren 
abzustellen. 
 
Nach den Abstandsempfehlungen  für Windenergieanlagen zu bedeutsa-
men Vogellebensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten der 
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 2014) und 
der Arbeitshilfe Naturschutz und Windenergie des Nds. Landkreistages 
(NLT 10.2014) ergeben sich folgende Abstände: 
 
Brutvogelgebiet mit regionaler Bedeutung 1.200 m. 
Zu Brutplätzen und Brutvorkommen der WEA-sensiblen Kiebitze und dem 
Mäusebussard 500 m. 
 
Gemäß Punkt4.3 des Windenergieerlasses stellt das Unterschreiten dieser 
fachlich vorgeschlagenen Schutzabstände eine Konfliktlage dar. Soweit der 
fachlich empfohlene Abstand unterschritten wird ist dies ein Anhalt dafür, 
dass eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisikos vorliegen könnte. Dies 
ist im Rahmen der Artenschutzprüfung abzuarbeiten. Zu prüfen ist ob Nah-
rungshabitate, Schlafplätze oder andere wichtige Habitate der betreffenden 
Art bzw. Artengruppe vorhanden sind, die regelmäßig angeflogen werden 
(Raumnutzungsanalyse für die zwei betroffenen Arten im Radius von 
l.OOOm) Rastvogelerfassung:  
 
Siehe beigefügte Stellungnahme des NLWKN.  
 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird sich der Meinung der Fachbehörde für 
Naturschutz angeschlossen. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das gesamte Untersuchungs-
gebiet ist 18 km² groß (2.000-m-Radius um das Plangebiet). Eine Untertei-
lung war aus methodischen Gründen geboten. Bei der Abgrenzung der Teil-
gebiete wurde sich an die in der Stellungnahme erwähnten Kriterien gehal-
ten - von einer willkürlichen Abgrenzung kann also nicht die Rede sein. In 
den freigelassenen Bereichen ist die Dichte an gefährdeten und damit be-
wertungsrelevanten Arten sehr gering - diese Gebiete liegen somit durch-
weg unterhalb einer lokalen Bedeutung. Sämtliche bewertungsrelevante 
Teilbereiche wurden im Rahmen des avifaunistischen Gutachtens ausführ-
lich beschrieben. 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass es sich bei den angegebenen Abständen um Emp-
fehlungen handelt. Für die Ermittlung möglicher Konflikte wurden die durch-
geführten Erfassungen zu den Brutvögeln sowie die Kartierung der Raum-
nutzung zu Grunde gelegt und die Auswirkungen bei Umsetzung des Vor-
habens sowohl artbezogen im Rahmen der Eingriffsermittlung im Umwelt-
bericht als auch bezogen auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände abgearbeitet. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Aus Sicht der unteren Wasserbehörde, der unteren Abfallbehörde, der un-
teren Immissionsschutzbehörde und der unteren Bodenschutzbehörde be-
stehen keine Bedenken. 
 
 
Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement- Brand-
schutz: Fachbereich Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement-
Städtebaurecht: 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
Anlage, Stellungnahme zur 25. und 35. FNP-Änderung sowie der Be-
bauungspläne Nr. 219a und 219b der Stadt Varel vom 19.09.2016: 
 
Stellungnahme der Unteren Landesplanungsbehörde 
 
Wegen des engen zeitlichen und inhaltlichen Zusammenhangs sowie der  
nahezu gleichlautenden Begründungen insbesondere in den Änderungs-
verfahren zum Flächennutzungsplan wird von Seiten der unteren Landes-
planungsbehörde eine einheitliche Stellungnahme abgegeben, soweit  
nicht gesondert bemerkt. 
 
Die von den Planungen betroffenen Flächen sind im Jahr 2013 zunächst im 
Rahmen der Potenzialstudie der Stadt Varel als mögliche geeignete Poten-
zialflächen benannt worden. Hierbei wurde die grundsätzliche Eignung an-
hand einer Aufsummierung von Wertungskriterien hinsichtlich ihrer Emp-
findlichkeiten festgestellt. Bei den grundsätzlich geeigneten Bereichen 
(Stufe I) wurde jedoch keine weitere Festlegung getroffen, in welcher Rei-
henfolge die Inanspruchnahme der Flächen erfolgen soll. 
 
Mag dies auf Ebene der Potenzialstudie noch hinnehmbar sein, so muss 
nach Auffassung unteren Landesplanungsbehörde die Erforderlichkeit ·der 
Planung und damit die Reihenfolge der Standortrealisierung sehr wohl be-
gründet werden. Zu erläutern und städtebaulich zu rechtfertigen ist bei-
spielsweise, warum die Fläche 3 „Almsee“ nicht den Vorrang erhält, ob-
gleich sie ähnlich groß ist und an einen schon bestehenden Windpark an-
gegrenzt. Sie würde überdies eher dem Kriterium der Konzentration von 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Ausführungen beziehen 
sich sowohl auf die Verfahrensunterlagen zur Bauleitplanung im Bereich 
Varel-Rosenberg und Varel-Neuenkruge als auch auf die Potenzialstudie 
der Stadt Varel, die nicht Gegenstand der vorgelegten Unterlagen zur Bau-
leitplanung im Bereich Windenergie Wapeldorf-Heubült waren. Die Unterla-
gen entfalten für das Planvorhaben Windenergie Wapeldorf-Heubült keine 
Relevanz. Die Gemeinde Rastede hat eine gemeindeeigene Standortpo-
tenzialstudie für Windenergieanlagenstandorte durchgeführt, welche allei-
nig Gegenstand der Verfahrensunterlagen zur Flächennutzungsplanände-
rung ist, da in diesem Rahmen die Potenzialflächen, welche nunmehr durch 
die vorliegende Bauleitplanung konkretisiert werden, ermittelt wurden. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Inhalte beziehen sich jedoch 
auf die Potenzialfläche der Stadt Varel, so dass die angesprochene The-
matik in Bezug auf die Bauleitplanung der Gemeinde Rastede außen vor 
bleibt. 
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Windenergieanlagen entsprechen als die erstmalige Entwicklung der bei-
den neuen Standorte. 
 
In beiden Planungen wird zudem auf den seit Februar 2016 gültigen Wind-
energieerlass hingewiesen. Dies geschieht allerdings nur selektiv in Bezug 
auf die Bewertung des Gastvogelvorkommens „Regenbrachvogel“- siehe 
hier auch die Stellungnahme der unteren Naturschutzbehörde. Auch nur in 
Bezug auf diesen Punkt wird die Potenzialstudie der Gemein-de Rastede 
bzw. Aussagen daraus in Bezug zur eigenen Planung gesetzt, obwohl das 
interkommunale Vorgehen ein Kern der Planrechtfertigung darstellen soll. 
Im Fall der Fläche „Rosenberge“ (25. FNP-Änderung) wird zudem die Flä-
che anhand des Wegfalls nur eines Kriteriums vergrößert und erlangt erst 
hierdurch eine Eignung für bis zu zwei Anlagen. 
 
Für die Stadt Varel sieht das RROP 2003 eine mindestens installierte Leis-
tung von 6 MW vor. Diese Leistung ist mit mittlerweile rund 30 MW mehr 
als erreicht. Für nunmehr neue Planungen gelten entsprechend höhere An-
forderungen an die Erforderlichkeit. 
 
Dies insbesondere, da sich durch den Windenergieerlass 2016 auch die 
Rechtslage bedeutsam geändert hat. Ein selektives Zitieren bzw. An-wen-
den des Windenergieerlasses ist aus meiner Sicht hier unzureichend. 
 
Da es sich in diesem Verfahrensschritt um die frühzeitige Beteiligung der 
Behörden handelt, werden für das Planverfahren folgende Anforderungen 
gestellt: 
 
Zum einen muss sich die Stadt Varel damit auseinandersetzen, wie sich die 
eigene Potenzialstudie im Verhältnis zum Windenergieerlass und den dort 
genannten Kriterien bzw. Abständen verhält. Sie kann dabei auch an ihrer 
Potenzialstudie festhalten, sollte dann allerdings die Kriterien Wind-ener-
gieerlass / Potenzialstudie (tabellarisch) gegenüber stellen, die heutigen 
Ausprägungen bzw. deren wesentlichen Änderungen benennen und nach-
vollziehbar dokumentieren, warum sie welche Wahl bezogen auf harte und 
weiche Kriterien getroffen hat. Ein selektives Vorgehen auf ein einzelnes 
Kriterium (Gastvögel) oder eine Ausprägung (Wegfall Wohn-nutzung) ist 
nicht ausreichend. Zudem muss die Stadt ihre Standortwahl in Bezug auf 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da mit den beiden Planungen 
die Bauleitplanungen zu den Windparkvorhaben im Stadtgebiet Varel ge-
meint sind, betrifft die Stellungnahme nicht die vorgelegten Planunterlagen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Belange der Stadt Varel sind 
nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung der Gemeinde Rastede. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Standortpoten-
zialstudie sowie der Bauleitplanung zur Windenergie im Bereich Wapeldorf-
Heubült der Gemeinde Rastede wurde der zum Zeitpunkt der Erstellung der 
Unterlagen gültige Windenergieerlass durchgängig beachtet und angewen-
det. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, bezieht sich allerdings nicht auf 
das Gemeindegebiet Rastede. Wie die Stadt Varel in ihrer Standortpoten-
zialstudie mit Kriterien, Abständen und einer Standortwahl umgeht, unter-
liegt der Abstimmung der Stadt Varel.  
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung: VBB Nr. 11, frühzeitige Behörden-/TÖB-Beteiligung   (Verfahren gem. § 4 (1) BauGB)                                  30 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
29.01.2018 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
die übrigen Potenzialflächen weiter ausführen. „Zufällige“ Eigentumsver-
hältnisse allein können nur das letzte Kriterium bei sonst gleichen Bedin-
gungen sein. 
 
Ferner sollte zur besseren Nachvollziehbarkeit der Planung die inter-kom-
munale Abstimmung weiter ausgeführt werden, gerade weil es nach eige-
nen Angaben tragendes Element der planerischen Rechtfertigung werden 
soll. Beispielweise ist aus den vorlegten Unterlagen, gerade auf FNP-
Ebene, nicht nachvollziehbar, wie die Flächenabgrenzung auf Seiten der 
Gemeinde Rastede erfolgt ist und ob hier z. B. gleiche Kriterien an-gelegt 
worden sind. Nicht zu erkennen ist zudem, ob durch das Zusammenlegen 
von angrenzenden Flächen eine bessere Ausnutzung der vorhandenen 
Flächen ermöglicht wird. 
 
Überdies sollte sie bei unklaren Erkenntnislagen, hier z. B: Störwirkung von 
Windenergieanlagen auf den Regenbrachvogel, aus Gründen der Rechts-
sicherheit davon ausgehen, dass Störwirkungen von den Anlagen ausge-
hen und sich hiermit im Rahmen der Abwägung auseinander-setzen. An-
sonsten kann es im ungünstigsten Fall dazu kommen, dass im Rahmen der 
Genehmigungsverfahren nach BlmSchG keine Anlage realisiert werden 
kann und damit die Planrechtfertigung entfällt. 
 
Zusammengefasst betrachtet die untere Landesplanungsbehörde die vor-
gelegten Unterlagen noch nicht als ausreichend und sieht in der Begrün-
dung zur Planung noch erhebliche und mit Bedenken versehene Lücken. 
 
 
 
 
 
Hinweis der Gemeinde Rastede: In der Stellungnahme fehlten die Sei-
ten 2, 4, 6 der Anlage. Die Stellungnahme wurde durch das betreuende 
Planungsbüro auf Wunsch der Gemeinde Rastede mit der Stellung-
nahme des Landkreises Friesland zu den Windparkplanungen der 
Stadt Varel für nördlich angrenzende Gebiete vervollständigt. 
 
 
Anlage, Stellungnahme des NLWKN, Staatliche Vogelschutzwarte, 
vom 06.06.2016: 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Kommunen standen bereits 
im Vorfeld der Bauleitplanverfahren im Austausch zu den anstehenden Pla-
nungen. Ein Austausch hat hier folglich schon frühzeitig stattgefunden und 
keine Kommune hat grundsätzlich Bedenken gegen die „Nachbarpläne“ ge-
äußert. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis kann auf die Ausführungen und Auswirkungen der Windpark-
planung der Gemeinde Rastede im Bereich Wapeldorf-Heubült bezogen 
werden. Im Rahmen der Ermittlung der Auswirkungen des Vorhabens auf 
den Regenbrachvogel wird vorsorglich aufgrund einer unklaren Erkenntnis-
lage von einer artenschutzrechtlich relevanten Störwirkung ausgegangen. 
Im Sinne der worst-case-Betrachtung wird aufgrund dessen die arten-
schutzrechtliche Ausnahme nach § 45 (7) BNatSchG vorgesehen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Bezug auf die Verfahrensun-
terlagen der Gemeinde Rastede erfolgt eine Ergänzung des Umweltberich-
tes und der artenschutzrechtlichen Prüfung, um die Informationen zu den 
Kompensationsflächen und –maßnahmen, der Raumnutzungserfassung 
des Baumfalken aus 2016 sowie des Seeadlers aus 2017, der artenschutz-
rechtlichen Ausnahmevoraussetzungen sowie der zusätzlichen Erfassun-
gen des Regenbrachvogels und der Fledermäuse im südlichen Geltungs-
bereich hinzuzufügen. 
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Mit Schreiben vom 08.03.2016 baten Sie um eine Stellungnahme bzgl. der 
naturschutzfachlichen Bedeutung der Wapelniederung auf dem Gebiet der 
Stadt Varel vor dem Hintergrund einer Standortsuche für Windenergieanla-
gen (WEA) bzw. im Zusammenhang mit der Fortschreibung des Flächen-
nutzungsplanes. Grundlage meiner Stellungnahme sind die mündlichen 
Ausführungen des Planungsbüros Diekmann & Mosebach zur avifaunisti-
schen Bedeutung des Gebietes (gemeinsame Besprechung am 16.11.2015 
hier im Hause) sowie die von DIEKMANN & MOSEBACH (2016)1 erarbei-
tete Synopsis zum Thema „Bedeutung als Vogellebensraum und Lösungs-
möglichkeiten etwaiger naturschutzfachlicher Konflikte“.  
 
Andere Unterlagen, z. B. die avifaunistischen Fachbeiträge aus dem Raum 
(SINNING 20132, DIEKMANN & MOSEBACH 20143, liegen mir nicht vor. 
 
1. Bedeutung der Wapelniederung als Vogellebensraum 
 
 
Im Rahmen von avifaunistischen Bestandserfassungen wurde ermittelt 
(SINNING 2013 u. DIEKMANN & MOSEBACH 2014 zit. in DIEKMANN & 
MOSEBACH 2016), dass die Niederung der Wapel in etwa zwischen dem 
Herrenmoor im Westen, den Ortschaften Neuenwege im Norden und Jade 
im Osten sowie der K 130 im Süden in weiten Teilen von Regenbrachvögeln 
als Rast- und Durchzugsgebiet genutzt wird. Dabei erreichte das Gebiet 
sowohl im Verlauf der Untersuchung im Jahr 2011 (SINNING 2013) im 
westlichen Bereich als auch bei der Studie im Jahr 2013 (DIEKMANN & 
MOSEBACH 2013) im Zentrum jeweils nationale Bedeutung als Gastvogel-
lebensraum. 
 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Untersuchungen zwar dem vorge-
schriebenen Maß für Gastvogeluntersuchungen bei Planungen und Vorha-
ben entsprechen (NLT 20144), die Datenbasis insgesamt dennoch als ver-
gleichsweise dünn zu bezeichnen ist. Die fachlichen Vorgaben sehen vor, 
dass u. a. die Gastvogelbestände im Planungsgebiet für ein Jahr im wö-
chentlichen Turnus zu erfassen sind (NLT 2014). Regenbrachvögel ziehen 
im Binnenland Niedersachsens im Frühjahr in einem kurzen Zeitfenster von 
Anfang April bis zum 2. Maidrittel (6 Wochen) sowie nach der Brutzeit von 
Anfang Juli bis Anfang September (10 Wochen) durch (ZANG 19955. Dies 
entspricht einer Gesamtzeit von 16 Wochen, knapp ein Drittel eines Jahres. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die in der Stellungnahmen erwähnte Unterlage DIEKMANN & MOSE-
BACH (2016) in den Verfahrensunterlagen zu der Bauleitplanung Wind-
energie Wapeldorf-Heubült der Gemeinde Rastede nicht enthalten war, da 
sie in Bezug auf die vorliegende Planung keine Relevanz entfaltet haben.  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die notwendigen avifaunistischen Gutachten, die für eine Beurteilung 
der Auswirkungen des Vorhabens auf die Fauna herangezogen wurden, 
vollständig den Verfahrensunterlagen zum Bauleitplanverfahren im Bereich 
Wapeldorf-Heubült beigefügt waren.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die aufgeführten Informati-
onen stimmen mit den Angaben in den Verfahrensunterlagen überein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenbasis entspricht dem 
niedersachsenweiten Standard für Gastvogelerfassungen im Rahmen von 
Windparkplanungen. Wie im Weiteren in der Stellungnahme ausgeführt 
wird, ist dieser Standard bei Eingriffsplanungen fachlich akzeptabel. Er wird 
allgemein angewendet und ist deshalb nicht als „dünn“ zu bezeichnen. Er-
gänzt wurden die durchgeführten Untersuchungen mit Sondererfassungen 
des Regenbrachvogels in 2016 durch das Büro Handke, um mehr Informa-
tionen zu dem Vorkommen, den bevorzugten Aufenthaltsorten und dem 
Zugverhalten des Regenbrachvogels zu erhalten. Die Unterlagen dazu wer-
den im nächsten Verfahrensschritt den Verfahrensunterlagen beigefügt. 
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Im Zeitraum von etwa 115 Tagen, an denen Regenbrachvogel-Vorkommen 
damit in etwa möglich sind, fanden somit „nur“ 16 Zählungen statt (13,9 %). 
 
Dennoch wurden im Zuge dieser mit etwa 14% Abdeckung als stichproben-
artig zu bezeichnenden Erfassungen Regenbrachvogel-Rastbestände er-
mittelt, die oberhalb des Schwellenwertes für eine nationale Bedeutung lie-
gen. Es darf insofern als sehr wahrscheinlich gelten, dass eine höhere Fre-
quenz von Zählungen bzw. ein die Verhältnisse mehrerer Jahre abbilden-
der Datenpool noch deutlich öfter und dabei vermutlich auch regelmäßig 
(alljährlich) Bestände von nationaler Bedeutung der Art aufwiese. Vor die-
sem Hintergrund konstatieren KRÜGER et al. (20136), dass einjährige Un-
tersuchungen im Rahmen von Eingriffsplanungen zwar fachlich akzeptabel 
sind, geben jedoch vor, dass die dabei ermittelten höchsten Wertstufen  
auch bei „nur“ einmaligem Erreichen zu Grunde gelegt werden müssen (als 
vorläufige Bewertung, ansonsten gilt die für die Bewertung von Gastvogel-
lebensräumen die Vorgabe, dass Schwellenwerte in der Mehr- zahl der un-
tersuchten Jahre, z. B. in dreien der letzten fünf, überschritten  werden müs-
sen; KRÜGER et al. 2013). 
 
Für Relativierungen jedenfalls etwa in dem Sinne, dass beim Regenbrach-
vogel Bestände von nationaler Bedeutung sowohl 2011 (SINNING 2013) 
als auch 2013 (DIEKMANN & MOSEBACH 2014) jeweils nur einmal regis-
triert worden seien, gibt es insofern keine fachliche Grundlage. Die in Rede 
stehenden Bereiche haben nach KRÜGER et al. (2010) als Gastvogelle-
bensraum nach Stand der Dinge und vorbehaltlich der Ergebnisse weiterer 
Untersuchungen nationale Bedeutung. Der östliche Teil der Wapelniede-
rung sowie der zentrale und dabei südlich der L 820 gelegene Teil erreichen 
landesweite Bedeutung. 
 
2. Avifaunistisch bedeutende Vogellebensräume und Windkraft 
 
Die Standortwahl für Windparks ist der wesentliche Faktor, um Konflikte 
und Risiken mit dem öffentlichen Belang des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu minimieren. Von dem Bau von WEA sollten deshalb Ge-
biete grundsätzlich ausgeschlossen werden, die eine besondere Bedeu-
tung für Naturschutz und Landschaftspflege aufweisen und deren Funktio-
nen oder Werte mit dem Bau oder dem Betrieb von WEA zerstört oder er-
heblich beeinträchtigt würden. Dies erfordert regelmäßig auch die Einhal-
tung bestimmter Abstände zu diesen Gebieten. 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Eingriffsermitt-
lung sowie der artenschutzrechtlichen Prüfung wird im Sinne einer worst-
case-Betrachtung das einmalig festgestellte Vorkommen des Regenbrach-
vogels in einer Truppstärke nationaler Bedeutung herangezogen und be-
achtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte in der Beurteilung 
und bei der Herangehensweise zu den Auswirkungen des Regenbrachvo-
gels keine Relativierung aufgrund der einmaligen Feststellung des national 
bedeutsamen Vorkommens. Die weiterführenden Untersuchungen haben 
des Weiteren gezeigt, dass auch in 2016 Bestände in der Größenordnung 
mit nationaler Bedeutung im Bereich der Wapelniederung festgestellt wer-
den konnten. Es erfolgt ebenso eine Berücksichtigung der in 2013/2014  
einmalig festgestellten Truppstärke mit landesweiter Bedeutung für den 
südlich gelegenen Teilbereich des Plangebietes. 
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Zwei Windpark-Potenzialflächen der Stadt Varel, nämlich Teilfläche „B 
Neuenwege“ sowie Teilfläche „A Rosenberg-Süd“, liegen in einem Bereich 
der Wapelniederung mit nationaler Bedeutung für GastvögeL Auch eine 
Windparkpotential-Fläche der Gemeinde Rastede, nämlich „Rastede Nord“, 
befindet sich in diesem Bereich. Ferner liegt die Potenzialfläche „Bekhau-
sen- Nord“ der Gemeinde Rastede in einem Bereich mit landesweiter Be-
deutung. 
 
 
 
Hinsichtlich der naturschutzfachlichen lmplikationen aus den o. s. Gebiets-
bewertungen sind bei avifaunistisch bedeutenden Brut- und Gastvogelle-
bensräumen zunächst zwei Quellen von Bedeutung. Zum einen handelt es 
sich um die Arbeitshilfe „Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Be-
rücksichtigung des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei Standort-
planung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014)“ 
des Niedersächsischen Landkreistages - kurz NLT-Papier (NLT 2014)- und 
zum anderen um die „Abstandsempfehlungen für Windenergieanlagen zu 
bedeutsamen Vogellebensräumen sowie Brutplätzen  ausgewählter Vogel-
arten“ der Länder-Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW 
20147 ln diesen beiden Papieren ist der fachliche Rahmen für die Planung 
und Genehmigung von Windparks in der Nähe von Vogellebensräumen ab-
gesteckt. 
 
 

 
 
Allgemein gilt, dass wertvolle Vogellebensräume und Zugwege von WEA 
frei gehalten werden sollten (HÖTKER et al. 20048, GLOVE et al. 2013, NLT 
2014, LAG-VSW 2014); übrigens nicht nur in Deutschland oder in Europa, 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Potenzialstudie 
der Gemeinde Rastede wurde der naturschutzfachliche Belang eines Gast-
vogellebensraums mit nationaler Bedeutung weder als harte noch als wei-
che Tabuzone für die Ermittlung von Potenzialflächen berücksichtigt. Bei 
der Beurteilung der Eignung der Potenzialfläche wurden die zum damaligen 
Zeitpunkt bereits vorliegenden Erfassungsergebnisse zu den Gastvogelkar-
tierungen berücksichtigt. Die nationale Bedeutung für den Regenbrachvo-
gel führte aufgrund nicht gesicherter Erkenntnisse zu Verdrängungswirkun-
gen nicht zu einem Ausschluss der ermittelten Potenzialflächen. 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die aufge-
führte Literatur wurde neben weiterer Literatur wie u. a. dem Nds. Wind-
energieerlass bei der Erstellung der Verfahrensunterlagen sowie bei der 
Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens herangezogen und beachtet. 
Es handelt sich generell um Empfehlungen, welche einzelfallbezogen über-
prüft werden müssen. Dies ist in den Verfahrensunterlagen geschehen. 
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sondern überall auf der Welt (z.B. COMMONWEALTH OF AUSTRALIA 
20159). Dieser Grundsatz hat eindeutig seine Berechtigung und im Fall der 
Wapelniederung kommt es nicht überraschend zu einem Konflikt, bzw. zur 
Überlagerung von Interessen. Denn gerade Niederungsgebiete entlang von 
Flüssen mit ihrem offenen Landschaftsbild und i. d. R. hohen Grünlandan-
teilen sind für viele Wasser- und Watvogelarten von großer Bedeutung als 
Brut- und / oder Gastvogellebensraum. 
 
Neben den beiden o. g. Fachpapieren liegt für Niedersachsen seit kurzem 
ein Erlass zum Thema Windkraft vor (Niedersächsischer Windenergieer-
lass, am 25.02.2016 in Kraft getreten). Dieser betont vor allem den Weg 
der Einzelfallprüfung bzw. die Überprüfung der artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbestände, wobei zwangsläufig fachlich getragene, lebensraumbezo-
gene Ansätze in den Hintergrund treten. 
 
Gleichwohl spricht der Erlass bei den WEA-empfindlichen Vogelarten für 
die Planungsebene artspezifischen Empfehlungen für die planerische Be-
rücksichtigung der Hauptaktivitätszentren um Brut- und Rastplätze Bedeu-
tung zu. Bedauerlicherweise ist die Liste der WEA-sensiblen Vogelarten im 
Erlass unvollständig,  so fehlt z. B. der RegenbrachvogeL Dies nicht des-
wegen, weil die Art gegenüber Windenergieanlagen irrelevant wäre, son-
dern die Art in Niedersachsen sehr selten ist und der Erlass nicht auf alle 
Einzelfälle ausgelegt ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der ökologisch nahverwandte Große Brachvogel indes ist enthalten (und 
kann stellvertretend betrachtet werden) und für diesen werden Prüfradien 
von 500 m und 1.000 m um WEA genannt. Das Einhalten der empfohlenen 
Abstände indiziert das Fehlen eines relevanten Tötungs- oder Störungsrisi-
kos, d. h. bei Einhaltung der entsprechenden Empfehlungen wird im Regel-
fall ein Eintritt der Verbotstatbe- stände des § 44 Abs. 1 u. 2 BNatSchG 
vermieden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auflistung der im Windener-
gieerlass als sensibel gegenüber Windkraftanlagen eingestuften Vogelar-
ten ist gemäß den textlichen Ausführungen nicht als abschließend anzuse-
hen. Dennoch wurde in den letztjährigen Veröffentlichungen bspw. des Nie-
dersächsischen Landkreistages in 2011 oder 2014 der Regenbrachvogel 
als windkraftsensible Art nie thematisiert. Die Art ist zuvor in Bezug auf Ef-
fekte durch WEA nie in Erscheinung getreten. Der Regenbrachvogel gilt 
zwar als eine seltene Art in Niedersachsen, dennoch ist der Seeadler mit 
42 Brutpaaren, der Fischadler mit 14 Brutpaaren oder der Wachtelkönig mit 
270 Revieren in Niedersachsen im Windenergieerlass als windkraftsensible 
Arten aufgeführt und diese Arten gelten ebenfalls als selten. Die Häufigkeit 
allein ist demzufolge kein alleiniger Grund als windkraftsensible Art einge-
stuft bzw. aufgelistet zu werden. Für den Regenbrachvogel lassen sich auf-
grund dessen keine Rückschlüsse zu einer Empfindlichkeit gegenüber 
Windkraftanlagen ziehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Durch die geringe Literatur-
dichte zum Verhalten des Regenbrachvogels gegenüber Windkraftanlagen 
wird in den Unterlagen das Verhalten des Großen Brachvogels aus Vorsor-
geaspekten herangezogen. Die Verbotstatbestände werden entsprechend 
in den Unterlagen beachtet und dargestellt. 
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3.Betroffenheit des Regenbrachvogels 
 
Über den Regenbrachvogel und seine Sensitivität gegenüber Windkraftan-
lagen ist wenig bekannt. Aus Deutschland sind bislang keine an Windkraft-
anlagen verunglückte Regenbrachvögel gemeldet geworden, aus Frank-
reich liegen zwei Feststellungen vor (DÜRR 2015a10. Bzgl. des Meidever-
haltens von Regenbrachvögeln gegenüber Windkraftanlagen liegt nur eine 
ältere Studie vor, deren Ergebnisse nicht auf heutige Anlagenhöhen über-
tragen werden kann. Bei einer 42 m hohen Windkraftanlage mieden die Vö-
gel einen Radius von 100 m um die Anlage (zit. in DIEKMANN & MOSE-
BACH 2016). 
 
Es erscheint in diesem Fall hilfreich, im Sinne eines Analogieschlusses al-
ternativ für den Großen Brachvogel ermittelte Abstandswerte heranzuzie-
hen. Große Brachvögel verunglückten nachweislich dreimal in Deutschland 
und siebenmal im übrigen Europa an WEA (DÜRR 2015a, b11). 
 
Hieraus ergibt sich - wie beim Regenbrachvogel - zunächst unmittelbar 
keine erhöhte Betroffenheit. Allerdings spiegelt die Anzahl der Fundmel-
dungen in der Schlagopferkartei lediglich die Erfassungsintensität und Mel-
debereitschaft wider, nicht jedoch das Ausmaß des Problems (DÜRR 
2016). So liegen immer noch zu wenig systematische Untersuchungen zum 
Vogelschlag vor, die zentrale Fundkartei stellt lediglich Zufallsfunde zusam-
men. Letztlich bedeutet dies, dass das artenschutzrechtliche Tötungsverbot 
aus § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sehr wohl durchaus erfüllt sein könnte, da 
die zusätzlich zur natürlichen Sterblichkeit auftretende betriebsbedingte 
Mortalität selbstredend das „allgemeine Lebensrisiko“  der Individuen über-
steigen kann. 
 
Hinsichtlich des Meideabstandes von Großen Brachvögeln wurden von 
HÖTKER (200612) 25 Studien mit entsprechenden Angaben gefunden, die 
jedoch an anderen Anlagentypen erhoben wurden, heterogenes Untersu-
chungsdesign besaßen und auch deutliche Qualitätsunterschiede aufwei-
sen. Der mittlere minimale Abstand von Großen Brachvögeln außerhalb der 
Brutzeit betrug 222m (Spanne: 50-650 m) bei erheblicher Standardabwei-
chung (als Maß der Streuung) von +/- 178 m (HÖTKER 2006). 
 
Allerdings ist der Minimalabstand zur Bemessung der Empfindlichkeit von 
Vögeln gegenüber Störreizen nur bedingt aussagekräftig. Vögel zeigen 

 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird sich für den Regen-
brachvogel, wie in den Unterlagen dargestellt, an der Schwesternart Großer 
Brachvogel orientiert. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der artenschutz-
rechtlichen Prüfung wurden sämtliche Verbote des § 44 (1) BNatSchG für 
den Regenbrachvogel überprüft. Das Ergebnis ergab lediglich eine vorsorg-
lich angenommene artenschutzrechtlich relevante Schädigung einer Ruhe-
stätte. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte in den Unterlagen 
eine Auswertung, Betrachtung und fachliche Auseinandersetzung der in der 
genannten Literatur Hötker et al. (2006) aufgeführten Meideabstände. 
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eine breite Amplitude von Meideverhalten; dieses ist von der artspezifi-
schen Empfindlichkeit, der individuellen Körperkondition und Erfahrung, der 
Nahrungsverfügbarkeit im Rastgebiet, der Truppgröße etc. abhängig (Über-
sicht: KRÜGER 201613. Selbst wenn sich einzelne Individuen einer Art z. B. 
bis auf 200 m einer WEA annähern, bedeutet das nicht, dass dieser Ab-
stand auf die Mehrheit der Individuen der lokalen Rastpopulation dieser Vo-
gelart übertragbar ist. Für diese kann der Abstand beispielsweise bei 400-
500 m liegen- ein Wert, den HÖTKER et al. (2004) sowie HÖTKER (2006) 
als Synthese für empfindlichere Arten als realistische Größe für Planungen 
ableiten. Tatsächlich ist jedoch das Verhalten des Gros der örtlichen Rast-
bestände einer Art entscheidend (REES 201214, Extremwerte (Minima wie 
Maxima) hingegen, oft hervorgerufen durch wenige Individuen, sind es 
nicht. 
 
GOVE et al. (2013)15 bezifferten nach umfangreicher Literaturauswertung 
für rastende /durchziehende Watvögel den Bereich vollständiger Meidung 
um WEA vorsorglich auf etwa 300 m, den Störbereich auf etwa 600 m. Als 
Vorsorge-Werte für die Bemessung der lokalen Bestandsreduktiongaben 
sie 100 % im Bereich von 0-300 m um die Anlagen und 50 % im Bereich 
von 300-600 man. 
 
Die vom Gutachter zu Grunde gelegten Daten sind demnach nicht aufrecht 
zu erhalten. Es ist von einer erheblich weiträumigeren Beeinträchtigung des 
Rastgebietes für Regenbrachvögel als jeweils auf nur 200 m um eine WEA 
bzw. um einen Windpark (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) auszugehen. 
Dadurch wird die Wapelniederung für die Art auf deutlich größerer Fläche 
als insgesamt 165 ha (DIEKMANN & MOSEBACH 2016) potenziell entwer-
tet. 
 
Fraglich ist, ob der schmale Niederungsstreifen nach Bau der WEA über-
haupt noch von Regenbrachvögeln angesteuert wird, wenn dort weithin 
sichtbar die sie störenden Anlagen stehen. Überdies bleibt ungeklärt, wel-
che Auswirkungen die WEA durch die Barrierewirkung auf die Ungestörtheit 
der Flugbewegungen und damit Erreichbarkeit von Teilgebieten innerhalb 
der Niederung für die Art haben etc. 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die angeführte Literatur bezieht 
sich auf überwinternde Gastvögel, unter Annahme einer Nicht-Gewöhnung 
an Windenergieanlagen wird ein vorsorglicher kompletter Meidungsabstand 
„in der Größenordnung von 300 m“ sowie ein Störbereich von etwa 600 m 
auf der Grundlage von vorliegenden Studien formuliert. Die beispielhaft an-
geführten Studien stammen aus den Jahren 1991 bis 2006, hierbei wird 
nicht angeführt, auf welche Arten von überwinternden Wasser- und Watvö-
geln sich die Angaben beziehen. Es ist hieraus nicht ersichtlich, dass Er-
kenntnisse zum Regenbrachvogel vorliegen, die eine weiträumigere poten-
zielle Beeinträchtigung des Rastgebietes der Regenbrachvögel als max. 
200 m (als Ergebnis des Analogieschlusses zum Großen Brachvogel) plau-
sibel erscheinen lassen, zumal es sich bei dem Auftreten des Regenbrach-
vogels (trotz der bewertungsrelevanten Größe)  um sehr kleine bis kleine 
Trupps handelt. Somit liegt auch keine potenzielle Entwertung auf größerer 
Fläche vor. Die weiterführenden Untersuchungen zum Regenbrachvogel in 
2016 haben gezeigt, dass Regenbrachvögel auch im direkten Umfeld der 
Windenergieanlagen des Windparks Hohelucht im Vareler Stadtgebiet an-
getroffen worden sind. Diese Erkenntnisse sowie die defizitäre Literatur in 
Bezug auf diese Art rechtfertigen den für die Beurteilung zu Grunde geleg-
ten Verdrängungsansatz von 200 m, an dem auch im Weiteren festgehalten 
wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Vom Gutachterbüro Handke 
wird dazu ein Monitoring vorgeschlagen, welches die Auswirkungen auf den 
Regenbrachvogel nach Errichtung der Windenergieanlagen ermittelt. Sollte 
es als Ergebnis des Monitorings erwiesenermaßen zu bisher nicht kalku-
lierten bzw. prognostizierten Effekten auf diese Art kommen, so ist im Rah-
men des Genehmigungsbescheides die Genehmigungsbehörde jederzeit 
in der Lage, die Auflagen in Bezug auf den Betrieb der WEA zu ändern.  
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Wir empfehlen deswegen dringend, die Pläne der Windenergiewirtschaft in 
der Wapelniederung in Übereinstimmung mit den Empfehlungen der Län-
der-Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarte in Deutschland aufzuge-
ben. 
 
4. Umfang und Wirksamkeit als „vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men“ deklarierte Maßnahmen 
 
Dass Bau und Betrieb der in der Wapelniederung geplanten WEA die Be-
deutung eines beträchtlichen Teils dieses Gebietes für Regenbrachvögel 
zerstören würden, steht - das entnehmen wir dem Schriftwechsel - auch für 
den Investor, dessen Gutachter und Rechtsberater außer Frage. Diese 
messen den betroffenen Flächen die Bedeutung einer „Ruhestätte“ im 
Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG zu. Dieser Bewertung wird meiner-
seits nicht widersprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Strittig sind hingegen das im Falle einer windenergiewirtschaftlichen Nut-
zung zu erwartende Ausmaß der Flächen- bzw. Funktionsverluste dieses  
national und landesweit bedeutenden Gebietes  für rastende Regenbrach-
vögel sowie die Anforderungen, die für vorgezogene Ausgleichsmaßnah-
men im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG zu erfüllen sind, soll ein Verstoß ge-
gen  das artenschutzrechtliche Verbot  des § 44 Nr. 1 Abs. 3 BNatSchG 
abgewendet werden. 
 
 
 
Meines Erachtens wird - wie dargelegt - bereits die Größe der Flächen- und 
Funktionsverluste seitens des Gutachters nicht vollumfänglich erkannt. In-
sofern sollte das Gutachterbüro gebeten werden, den rechnerischen An-
satz an die vorstehend genannten Auswirkungsradien anzupassen und 
eine berichtigte Berechnung vorzulegen. 

Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Es sind aus gutachterlicher Sicht keine un-
überwindbaren naturschutzfachlichen Wertigkeiten bzw. Auswirkungen der 
WEA auf die Schutzgüter vorhanden, so dass die Planung zur Errichtung 
von WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült weiter verfolgt wird. 
 
 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. In den vor-
gelegten Verfahrensunterlagen werden für den Regenbrachvogel keine vor-
gezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder beschrieben. Unter 
dem Ansatz der sogenannten „überschießenden Ausnahme“ (vgl. „Hin-
weise zu artenschutzrechtlichen Ausnahmen vom Tötungsverbot bei wind-
energieempfindlichen Vogelarten bei der Bauleitplanung und Genehmigung  
von Windenergieanlagen“, Ministerium für ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz, Baden Württemberg) wird die Ausnahme gem. § 45 (7) 
BNatSchG für die Art beantragt. Zu begründen ist dies damit, dass weiter-
führende Gespräche mit dem Landkreis Ammerland in Bezug auf das ar-
tenschutzrechtliche Vorgehen geführt worden sind. Aus Gründen der vom 
Landkreis gesehenen höheren Rechtssicherheit wurde der Weg der „über-
schießenden Ausnahme“ für die Planungen im Gemeindegebiet Rastede 
mit der dazugehörigen Darstellung der Ausnahmen für einzelne Arten vor-
gesehen und in den Unterlagen dargestellt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie oben bereits dargestellt, ist 
nicht ersichtlich, dass Erkenntnisse zum Regenbrachvogel vorliegen, die 
eine weiträumigere potenzielle Beeinträchtigung des Rastgebietes der Re-
genbrachvögel als max. 200 m (Ergebnis des Analogieschlusses zum Gro-
ßen Brachvogel) plausibel erscheinen lassen, zumal es sich bei dem Vor-
kommen der Art in der Wapelniederung um sehr kleine bis kleine Trupps 
handelt. Somit liegt auch keine potenzielle Entwertung auf größerer Fläche 
vor. Eine erneute oder angepasste Berechnung von Auswirkungsradien ist 
daher aus gutachterlicher Sicht nicht erforderlich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sind in den vorgelegten Ver-
fahrensunterlagen aufgrund der Darlegung der Ausnahmen, wie oben dar-
gelegt, keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen oder an-
gesprochen, so dass die aufgeführten Punkte in der Stellungnahme keine 
Relevanz für das Planvorhaben zum Windpark Wapeldorf-Heubült haben. 
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Als dann wäre seitens des Gutachterbüros darzulegen, wie die Flächen- 
und Funktionsverluste mit „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ tatsäch-
lich bewältigt werden sollen. Für ein solches Konzept sind insbesondere 
folgende Bedingungen zugrunde zu legen16: 
 
 
Die Maßnahmen müssen auf die Herstellung der ökologischen Funktion der 
betroffenen Ruhestätte der jeweiligen Art gerichtet sein. Sie müssen an der 
konkret betroffenen Population ansetzen und mit ihr räumlich verbunden 
sein und die betroffenen Individuen unverzüglich aufnehmen können, wenn 
die bisherigen Habitate geschädigt oder zerstört werden. 
 
Für vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen kommen am ehesten Habitate, 
Habitatbestandteile oder Habitateigenschaften infrage, die vergleichsweise 
kurzfristig herstellbar sind. ln jedem Fall wird ein zeitlicher Vorlauf von ver-
mutlich mehreren Jahren und teilweise ein beträchtliches Management not-
wendig sein. 
 
Die neugeschaffenen Habitate müssen grundsätzlich mindestens der Aus-
dehnung der zerstörten Habitate entsprechen oder bei geringerer Größe in 
qualitativer Hinsicht so beschaffen sein, dass die vorherige Populations-
größe nicht vermindert wird. 
 
Die betroffenen Individuen müssen die im räumlichen Zusammenhang neu 
geschaffene Lebensstätte nachweislich angenommen haben oder ihre zeit-
nahe Besiedlung muss unter Berücksichtigung der besten verfügbaren wis-
senschaftlichen Erkenntnisse mit einer hohen Erfolgssicherheit at- testiert 
sein. Stets bedarf es dazu einer am Einzelfall orientierten Wirksamkeits-
prognose. 
 
Wenn der Erfolg nicht hinreichend wahrscheinlich ist, wird man kaum von 
vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen sprechen können. Daran ändern 
auch ein vereinbartes Monitoring, Risikomanagement oder Nachbesse-

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen dienen gemäß § 44 (5) BNatSchG 
der Abwendung des Eintretens eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
standes nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG. Die Bereitstellung dieser vorgezo-
genen Ausgleichsmaßnahmen kann nur bei Anwendung des  
§ 44 (5) BNatSchG erfolgen und nicht im Falle der in den vorgelegten Un-
terlagen vorgesehenen Beantragung der Ausnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Abwägung: VBB Nr. 11, frühzeitige Behörden-/TÖB-Beteiligung   (Verfahren gem. § 4 (1) BauGB)                                  39 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
29.01.2018 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
rungsvorbehalte nichts. Ein Monitoring darf nur dazu dienen, Unsicherhei-
ten Rechnung zu tragen, die sich aus nicht behebbaren Erkenntnislücken 
ergeben, sofern wirksame Reaktionsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 
Ein Hinweis auf die Notwendigkeit eines Risikomanagements ist ein Hin-
weis auf eine fehlende Erfolgssicherheit 
 
Die bisher vom Gutachterbüro dargelegten Überlegungen weisen in dieser 
Hinsicht beträchtliche Defizite oder Unsicherheiten auf, die an der Mach-
barkeit und Wirksamkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmenzweifeln las-
sen. Im Einzelnen: 
 
Für den Suchraum „Dringenburger Moor“ als Gebiet, in dem vorgezogene 
Ausgleichsmaßnahmen durchgeführt werden könnten, steht der Nachweis 
aus, ob er bislang von Regenbrachvögeln genutzt wurde bzw. wird und so-
mit grundsätzlich überhaupt die Eignung als Ausweichraum besitzt. Werden 
die Flächen bereits von der Art genutzt, ist zu klären, ob und unter welchen 
Bedingungen die Flächenweitere Individuen aufnehmen können. 
 
Zwar ist mit dem Gebiet der räumliche Zusammenhang gewährleistet und 
hinsichtlich der Bodentypen ein geeignet erscheinender Bereich gefunden, 
allerdings liegen im zentralen Bereich die avisierten Flächen teils unmittel-
bar an Waldflächen, was ihre Eignung als Regenbrachvogel-Lebensraum 
stark einschränkt. 
 
Ein bloßes Beibehalten der Grünlandnutzung oder dessen befristete Erhal-
tung stellen keine Aufwertung dar und können insofern nicht als Ausgleichs-
leistung anerkannt werden. Die Ausgleichsleistungen sind vielmehr dauer-
haft zu erbringen jedenfalls für die Dauer der Schädigungen). Dauergrün-
land kann bereits aufgrund anderer umweltrelevanter und naturschutzrecht-
licher Vorschriften nicht ohne weiteres zerstört werden. 
 
Anders verhält es sich mit der vorgeschlagenen Umwandlung von Acker- in 
Grünland sowie von Intensiv- in Extensivgrünland. Aber auch auf damit 
würde grundsätzlich für Regenbrachvögel nicht mehr erreicht, als diese Vö-
gel bereits heute im Bereich der Wapelniederung vorfinden. 
 
Letztlich bleibt auch unklar, wie der 180 ha große Suchraum „Dringenburger 
Moor“ durch Maßnahmen auf nur 16 ha ökologisch und funktional so auf-
gewertet  werden soll, dass er in Gänze als Ausweichgebiet betrachtet bzw. 
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angerechnet werden kann. Denn es steht nicht zu erwarten, dass sich die 
Flächen von 16 ha durch die beschriebenen Maßnahmen zu einem „Re-
genbrachvogel-Eldorado“ entwickelten, die eine derart hohe Qualität besä-
ßen und Attraktivität ausübten, dass sie auf die übrigen, umliegenden 164 
ha ausstrahlten und diese somit davon profitierten. Damit zeichnet sich ab, 
dass die Ausgleichsflächen die ökologische Funktion der in Anspruch ge-
nommenen Flächen als Ruhestätte nicht umfänglich werden erfüllen kön-
nen. 
 
Das vom Gutachterbüro vorgeschlagene Monitoring an sich stellt keine vor-
gezogene Maßnahme dar. Überdies kommt ein Monitoring, z. B. der Re-
genbrachvogelbestände oder des Erfolgs der vorgeschlagenen Maßnah-
men nur dann in Frage, wenn es als Instrument der Nachsteuerung genutzt 
würde (im Falle z. B. des sich nicht einstellenden Erfolgs der Maßnahmen 
Rückbau von Anlagen, Vergrößerung der Maßnahmenkulisse o. Ä.) . 
 
Kurzum: Die geplanten Maßnahmen stellen gegenüber dem vorhandenen 
Zustand im geplanten Eingriffsgebiet weder quantitativ noch qualitativ eine 
substantielle Aufwertung dar. 
 
 
5. Zusammenfassung 
 
Die Planungen zur Realisierung  von Windparks in der Wapelniederung im 
Grenzgebiet der Stadt Varel und der Gemeinde Rastede befinden sich der-
zeit noch auf der Ebene der Standortsuche. Ein dafür avisierter Raum -die 
Wapelniederung südlich von Neuenwege - ist ein Gastvogellebensraum 
von nationaler Bedeutung; In Teilen ist er Gastvogellebensraum von lan-
desweiter Bedeutung. Ausschlaggebend für diese Bewertung ist das Vor-
kommen des Regenbrachvogels. 
 
Vor dem Hintergrund der Grundsätze für eine Standortsuche  und der Prä-
misse einer Risiko- und Konfliktminimierung sollten die im Raum liegenden 
vier Potenzialflächen naturschutzfachlich nicht mehr in Betracht gezogen 
werden, weil sie zum Teil mitten im bedeutenden Gastvogellebensraum 
Wapelniederung liegen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Informationen zu den 
avifaunistisch wertvollen Räumen stimmen mit den Angaben der Planunter-
lagen überein. Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei der vorliegen-
den Ebene nicht mehr um eine Standortsuche der Gemeinde Rastede han-
delt, sondern um die Umsetzung konkreter Planvorhaben.  
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. An der Weiterführung der Pla-
nung zur Errichtung von Windenergieanlagen wird seitens der Gemeinde 
Rastede festgehalten. Die in der Standortpotenzialstudie ermittelten zwei 
Potenzialflächen, die der vorliegenden Planung zu Grunde liegen, sind für 
die Entwicklung von Windenergiestandorten geeignet. Die umfangreichen 
Erfassungen weisen aus naturschutzfachlicher Sicht keine Konfliktlage auf, 
die einer Windenergienutzung zwingend im Wege steht. Weiterführende Er-
fassungen zum Regenbrachvogel haben die Annahme untermauert, dass 
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Losgelöst davon und im Hinblick auf eine potenzielle artenschutzrechtliche 
Betroffenheit des Regenbrachvogels, geht das Gutachterbüro von einer Be-
deutung der betroffenen Flächen im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
für die Art aus. Mit Bau und Betrieb von WEA würden bedeutende Teile der 
Wapelniederung dauerhaft ihre ökologische Funktion als Rastgebiet / Ru-
hestätte für die Art verlieren (Verbotstatbestand). 
 
 
Um den Verbotstatbestand bezüglich des Verlusts der Ruhestätte abzu-
wenden, wurden vom Gutachterbüro einige Überlegungen für „vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne § 44 Abs. 5 BNatSchG angestellt. 
Jedoch sind die skizzierten Maßnahmen nicht überzeugend; sie beruhen 
überwiegend auf unbelegten Annahmen oder ein Erfolg ist gar unwahr-
scheinlich. Die Zweifel betreffen bereits wegen des zu gering gewählten 
Flächenansatzes und einer fraglichen Gebiets- und Maßnahmeneignung. 
 
 
Zudem sollte geprüft werden, ob sich die Konflikte, die sich in der Wapel-
niederung zwischen Windenergiewirtschaft und Vogelschutz auftun, tat-
sächlich „nur“ auf die Bedeutung des Gebietes als Rastplatz für Regen-
brachvögel beschränken, oder nicht doch, was wahrscheinlich ist, auch an-
dere Vogelarten in artenschutzrechtlich relevanter Weise betroffen sind. 
_______________________________________ 
 

 

 

die Art Windparks nicht zu meiden scheint. Über einen vorsorglichen Ansatz 
einer Verdrängungswirkung von 200 m, welche sich mangels Literatur zum 
Regenbrachvogel an der Schwesternart Großer Brachvogel orientiert, wird 
der prognostizierte Verlust an Ruheflächen ermittelt. Im Rahmen der Aus-
nahme wird anteilig eine Fläche von 9,6 ha als FCS-Maßnahmenfläche für 
den Regenbrachvogel mit attraktivitätssteigernden Maßnahmen bereitge-
stellt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird darauf hingewiesen, 
dass in den vorgelegten Verfahrensunterlagen keine vorgezogenen Aus-
gleichsmaßnahmen für den Regenbrachvogel angesprochen oder vorgese-
hen werden. Das NLWKN kann keine Belege für die Auswirkungen auf den 
Regenbrachvogel liefern, welche einen anderen Flächenansatz für den vor-
sorglich angenommenen Verdrängungseffekt begründen. In Bezug auf die 
Gebiets- und Maßnahmeneignung wird ebenfalls darauf verwiesen, dass 
keine vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie in der artenschutzrechtli-
chen Prüfung dargelegt, entstehen bei Umsetzung des Vorhabens neben 
dem Regenbrachvogel artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen auf 
die Feldlerche und den Mäusebussard aufgrund eines erhöhten Kollisions-
risikos. Weiterhin hat sich aus den mittlerweile abgeschlossenen Erfassun-
gen zur Raumnutzung des Baumfalken ergeben, dass zur Vermeidung ei-
nes erhöhten Kollisionsrisikos Abschaltzeiten mit einem begleitenden Mo-
nitoring notwendig werden. Dies wird im Rahmen des nächsten Verfahrens-
schrittes in den Unterlagen ergänzt. Für weitere Arten hat die Überprüfung 
keine artenschutzrechtliche Relevanz ergeben. 
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 Stadt Varel 
Windallee 4 
26316 Varel 
 

  

 Der Bebauungsplan Nr. 11 (sowie die 70. Änderung des Flächennutzungs-
planes der Gemeinde Rastede) befinden sich unmittelbar an der  Stadt-
grenze zur Stadt VareL 
 
Die Stadt Varel befindet sich derzeit im Aufstellungsverfahren für den Be-
bauungsplan Nr. 219 B der Stadt Varel, der unmittelbar angrenzend eben-
falls Flächen für die Windenergienutzung ausweisen soll. 
 
Insofern besteht seitens der Stadt Varel Interesse an der Ausweisung eines 
interkommunalen Windparks in Rastede und Varel- 
 
Südlich des nördlichen Teilbereichs des Bebauungsplanes Nr. 11 befindet 
sich das Flugfeld des Modellflugsport-Club Hahn. Durch die Realisierung 
dieses Bebauungsplanes und der daraus resultierenden kollidierenden 

  
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit der 
Luftfahrtbehörde und dem Modellsportclub Hahn-Wapeldorf e. V. erfolgt 
eine Anpassung des Startgeländes. Das Startgelände für den Modellflug-
platz wird nach Nordosten verlagert, so dass ein Mindestabstand von 50 m 
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Raumwiderstände steht vermutlich die Aufstiegsgenehmigung für Modell-
flugzeuge in Frage. 
 
 
 
 
 
 
In der Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 219 B der Stadt Varel haben 
Sie bereits angeregt, eine interkommunale Lösung zusammen mit den In-
vestoren zum Fortbestand des Modellflugsport-Clubs zu erarbeiten. Dies-
bezügliche Gespräche werden seitens der Stadt Varel befürwortet und soll-
ten vor Rechtskraft der Planungen zu einem positiven Abschluss gebracht 
werden. 
  
Auf die Abgabe einer Stellungnahme zu dem Bebauungsplanverfahren Nr. 
12 und 13 (sowie der dazugehörigen Flächennutzungsplanänderungen) 
wird verzichtet. 
 

zur L 820 eingehalten wird. Der Flugsektor wird so festgelegt, dass ausrei-
chend Abstand zur geplanten Windenergieanlage eingehalten wird und die 
L 820 nicht überflogen wird. Eine neue Aufstiegserlaubnis mit aufschieben-
der Wirkung ist erteilt worden und greift zu dem Zeitpunkt der Genehmigung 
der geplanten Windenergieanlagen. So lange die Windenergieanlagen 
nicht genehmigt sind, behält die heute bestehende Aufstiegsgenehmigung 
ihre Gültigkeit.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Anregungen von Bürgern 
 
Es wurden von 29 Bürgern Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht. 
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 Anregungen von Bürgern 
 

 Abwägungsvorschläge 

 Bürger 1: 
 

  
 Als direkter Nachbar zum Windpark mit den  bebauten Grundstücken 

Spohler Straße 105 und 107, habe ich kein Verständnis dafür, dass die 
Windkraftanlagen am äußersten Rand der Windparkfläche errichtet werden 
sollen. 
 
Es ist doch ohne weiteres möglich, die Anlagen mittig auf der Windparkflä-
che und weiter Richtung Wapel zu errichten um die evtl. Belastung für die 
o.a. Grundstücke zu verringern. Ich bitte um Berücksichtigung meiner Be-
denken. 
 

 Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Die Positionierung der Anlagenstandorte ist in Abhängigkeit der Windpark-
planungen auf Vareler Hoheitsgebiet entstanden. Die in Varel und Rastede 
geplanten Anlagen müssen u. a. aus Sicherheitsgründen bestimmte Ab-
stände zueinander bzw. untereinander einhalten. Aus diesem Grund wur-
den die Anlagenstandorte so gewählt und eine Verschiebung der Anlagen-
standorte wird nicht vorgenommen. 

 Bürger 2: 
 

  

 Als Eigentümer des Grundstücks Flur 2 Flurstück 526/61 möchte ich an-
merken, dass ich kein Einverständnis zu der geplanten Zuwegung zum 
Windpark erteilt habe. 
 

 Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Einverständnis ist 
nicht erforderlich, da die Erschließung das genannte Flurstück nicht berührt; 
die Erschließung erfolgt über das Nachbargrundstück. 

 Bürger 3: 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zu den oben genannten 
Planungen. Die vorgelegten Planentwürfe mit dem Datum vom 25.07.2016 
wurden gelesen und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der wei-
teren Planentwicklung zu beachten. 
 
Ich wohne im Ortsteil Heubült in Rastede und befinde mich mit meiner 
selbst genutzten Immobilie in unmittelbarer Nähe zu den geplanten Bauvor-
haben. Neben der optischen und akustischen Beeinträchtigung durch die 
Windparks möchte ich vor allem auf die Wertminderung meiner Immobilie, 
bzw. der Immobilien der anderen Anwohner hinweisen, die von Seiten der 
Gemeinde Rastede bzw. der Investoren billigend in Kauf genommen wird 
sofern der Bau der Windparks tatsächlich stattfinden sollte. Eine Entschä-
digung der betroffenen Anwohner diesbezüglich ist meines Wissens nach 
nicht geplant.  
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Optische Wirkung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Von einer optischen Bedrän-
gung, die sich aus der Höhe der Windenergieanlage im Zusammenhang mit 
der Entfernung zur angesprochenen Nutzung ergibt, ist im Regelfall nicht 
auszugehen. Gemäß gängiger Rechtsprechung des OVG des Landes 
Nordrhein-Westfalen sowie des Bundesverwaltungsgerichts ist von einer 
optischen Bedrängung nicht auszugehen, wenn der Abstand mindestens 
das Dreifache der Anlagenhöhe (hier 150 m), beträgt. Da im Rahmen der 
Potenzialflächensuche ein Abstand von 550 m zu Wohngebäuden im Au-
ßenbereich und 700 m zu Wohngebieten (zu reinen Wohngebieten gem. 
BauNVO 850 m) eingehalten wurde, wird dieser Abstand für alle Wohnge-
bäude im Umfeld des geplanten Windparks überschritten. Die Wohnhäuser 
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befinden sich planungsrechtlich im Außenbereich und müssen grundsätz-
lich mit der Errichtung privilegierter Vorhaben in diesem Bereich und ihren 
optischen Auswirkungen rechnen. 
 
Schall 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windenergiean-
lagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, dass die 
Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird sicherge-
stellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit 
an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigun-
gen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben 
und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windenergieanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können. 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windkraftanlage als wertmindernder Faktor gese-
hen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als auch 
auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht die 
klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Genehmi-
gungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vorga-
ben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
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Zusammengefasst bin ich gegen den Bau der Windkraftparks in Wapel-
dorf/Heubült in der jetzigen Form, am jetzigen Standort und bitte um er-
neute Prüfung der Sinnhaftigkeit des Baus dieser Parks für die Rasteder 
Bürger bzw. direkten Anwohner oder aber mindestens um Kompromissbe-
reitschaft was den Abstand zu den umliegenden Wohnhäusern, die Anzahl 
und die Höhe der Windkraftanlagen angeht. 
 

bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Poten-
zialstudie hat sich die Gemeinde Rastede bereits zu einem Kompromiss 
entschieden. Die Anlagenhöhe wurde auf 150 m begrenzt und die Abstände 
zu Wohngebäuden sind erhöht, im Vergleich zu dem, was gesetzlich erfor-
derlich wäre. Dies alles wurde durch die Gemeinde unter anderem zum 
Schutz der Einwohner der Gemeinde und zum Schutz des Landschaftsbil-
des gemacht. 
 

 Bürger 4: 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zu den oben genannten 
Planungen. Die vorgelegten Planentwürfe mit dem Datum vom 25.07.2016 
wurden gelesen und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der wei-
teren Planentwicklung zu beachten. 
 
 
Ich wohne im Ortsteil Heubült in Rastede und befinde mich damit in unmit-
telbarer Nähe zu den geplanten Bauvorhaben. Neben der optischen und 
akustischen Beeinträchtigung durch die Windparks möchte ich vor allem 
auf den permanenten Infraschall aufmerksam machen. Dieser liegt zwar 
unter der hörbaren Grenze von 20 Dezibel, stellt aber wie mittlerweile wis-
senschaftlich belegt werden konnte eine permanente Gefährdung für den 

  
 
 
 
 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
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Menschen dar. Vor allem dann, wenn sich die Windkraftparks in unmittel-
barer Nähe zum dauerhaft genutzten Wohnort befinden. Um eine Gefähr-
dung der Gesundheit der direkten Anwohner zu vermeiden ist der Abstand 
zwischen Windkraftanlagen und Wohnhäusern meines Erachtens nach zu 
gering. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Außerdem wird die Umgebung von vielen, teilweise seltenen Tierarten be-
wohnt, deren Lebensraum durch den Bau der Windkraftanlage massiv be-
einflusst, wenn nicht sogar unbrauchbar wird. 
 
 
 
 
Zusammengefasst bin ich gegen den Bau der Windkraftparks in Wapel-
dorf/Heubült in der jetzigen Form, am jetzigen Standort und bitte um er-
neute Prüfung der Sinnhaftigkeit des Baus dieser Parks für die Rasteder 
Bürger bzw. direkten Anwohner oder aber mindestens um Kompromissbe-
reitschaft was den Abstand zu den umliegenden Wohnhäusern, die Anzahl 
und die Höhe der Windkraftanlagen angeht. 
 
 
 
 

einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen auf die Tier- 
und Pflanzenwelt werden in den Verfahrensunterlagen umfassend darge-
stellt und bewertet. Sämtliche erheblichen Beeinträchtigungen werden, so-
weit eine Vermeidung nicht möglich ist, gemäß den gesetzlichen Vorgaben 
ermittelt und ausgeglichen bzw. eine artenschutzrechtliche Ausnahme vor-
gesehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Bürger 5: 
 

  

 Die o.g. Planungen mit Datum vom 25.07.2016 habe ich im Internetportal 
eingesehen und gelesen. Ich gebe hier nun schriftlich meine Bedenken zur 
Planung bekannt. 
 
Zur Standortverträglichkeit wird auf die Erarbeitung entsprechender Fach-
gutachten verwiesen. Dabei soll die Vorbelastung des Raumes beachtet 
werden. Dies ist zu hinterfragen. 
 
Natürlich erwarte ich, dass die Auswirkungen auf den Menschen sehr tief-
gründig geprüft wurden und somit keine Auswirkungen, wie Lärm oder der 
sogenannte Schattenwurf für die Bürger in unmittelbarer Nähe auftreten 
werden. Hierbei ist zu vermeiden, einfach nur das Argument anzuführen, 
dass bei einer Bebauung im Außenbereich nunmal ein höherer Lärmpegel 
zu akzeptieren ist. Auch wenn die in den Gutachten zugrunde gelegten Be-
rechnungsverfahren, aufgrund unterschiedlicher Verfahren für Industriean-
lagen, schlicht den Straßenverkehr auslassen, eher noch in der Argumen-
tation anführen, dass der zusätzliche Lärm wegen der Vorbelastung der 
Bürger nicht ins Gewicht fällt, so ist es doch eine Mehrbelastung die die 
Grenzen des Erträglichen erreicht. Gegen Einflüsse des Infraschalls helfen 
auch keine dickeren Fenster. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Dass es keine Auswirkungen 
durch Lärm und Schatten geben wird, ist nicht zutreffend und wird so auch 
nicht dargestellt. Es wird durch gesetzliche Vorgaben aber sichergestellt, 
dass es zu keinen unzulässigen Beeinträchtigungen durch Schall und 
Schatten kommen wird. 
 
 
 
 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
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Auch gehe ich davon aus, dass die militärischen temporären Tiefflugkorri-
dore, sowie vorhandene NATO-Korridore, die nicht zwangsläufig in den nor-
malen ICAO-Karten vermerkt sind und die hier bis auf Grund reichen, bei 
der luftfahrttechnischen Prüfung Berücksichtigung finden. 
 
Ich sehe jedoch große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und das da-
mit verbundenen Landschaftserlebnis. Der Anblick der vertrauten Umge-
bung wird zerstört. Während man sich immer mit der "Parklandschaft Am-
merland" schmückt, soll hier ein weiteres Stück Windpark-Landschaft ge-
schaffen werden. 
 
Es findet aufgrund der Anlagengröße, zusätzlich zu den auf Friesländer 
Seite der Wapel geplanten Anlagen ein deutlich optischer Eingriff in die 
Parklandschaft Ammerland statt. 
 
Diese grüne Landschaft ist ein hohes Gut zur Regeneration der Menschen 
in dieser Umgebung, ein Ausgleich zu Eingriffen wie der nahegelegenen 
Autobahn. 
 
Im Rahmen der Rahmen der Dorferneuerungsplanung im Bereich "Rastede 
Nord" wurde z.B. die alte Mühle in Heubült als Anziehungspunkt für Rad-
touristen identifiziert, deren Überbleibsel sich harmonisch in die Landschaft 
schmiegen. Auch dieser Anblick würde durch die Errichtung von Windener-
gieanlagen in diesem Bereich deutlich verfälscht und stört das Landschafts-
erlebnis des im Norden nicht unerheblichen Tourismus. 
 
 
 
 
 
 

zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Die Bundeswehr wurde und wird im Rahmen der Bauleitplanung und an-
schließend im Rahmen der BImSch-Genehmigung beteiligt. Sollten die ge-
nannten Korridore betroffen sein, würde die Bundeswehr dies mitteilen.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen bei Errich-
tung der Windenergieanlagen wurden im Rahmen des Umweltberichtes er-
mittelt, dargestellt und bewertet. Es erfolgt für die Beeinträchtigung auf das 
Landschaftsbild eine Kompensation. 
 
 
Die nachfolgenden Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ergeben sich aus dem Vor-
handensein der Mühle und dem vorgesehenen Bau der Windenergieanla-
gen keine rechtlichen Diskrepanzen. Die Windenergieplanung schließt eine 
weitere Dorfentwicklung und Verbesserung der Lebensbedingungen im 
ländlichen Raum nicht aus. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht der 
Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der modernen 
Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern zugleich 
auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation befassen 
muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der sonstigen Dorfstrukturen 
und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Windenergieanlagen können nach 
Ansicht der Gemeinde auch die Forderung nach dem Erhalt an typischen 
Landschaftsstrukturen nicht mindern. Aus Sicht der Gemeinde spricht 
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Ebenso sind die Auswirkungen auf die Flora und Fauna, hier insbesondere 
der Vogelwelt beachtlich. Viele Vögel, wie Seeadler, Fledermäuse, Störche 
und den seltenen Regenbrachvogel werden in ihrer Lebensweise gestört. 
Die Errichtung von Ausgleichsflächen wird überwiegend eine Verdrängung 
dieser Arten nicht verhindern können.  
 
 
 
 
Hier wurde während der Präsentation auf der Bauausschusssitzung der 
Eindruck vermittelt, dass hier noch die ausgiebige Prüfung durch den Land-
kreis bzw. die untere Naturschutzbehörde zu erfolgen hat. Als die Mehrheit 
des interessierten / betroffenen Bürger die Sitzung bereits verlassen hatte, 
wurde dann aber am Rande bemerkt, dass man sich diesbezüglich bereits 
im Vorfeld mit den Behörden geeinigt habe. Somit ist hier zu hinterfragen, 
ob die ausgiebige Prüfung noch erfolgen wird oder nur die bereits getroffe-
nen Absprachen eingefordert werden. Dies sind die kleinen Randbedingun-
gen, die bei den Bürgern schnell den Eindruck entstehen lassen: „Das ist 
doch eh schon alles beschlossene Sache!“ Hier kann ich nur eine sorgfäl-
tige Prüfung durch die untere UND obere Naturschutzbehörde einfordern. 
 
 
 
 
 
Durch die populationsreichen Jahrgänge 2014, 2015 und nicht zuletzt 2016 
geben die Gutachten aus 2013 nur ein bedingt realitätsnahes Bild der tat-
sächlichen Vorkommen wieder. Auch die erneute Bestandsaufnahme aus 
dem Jahr 2016 kann nur eine bruchstückhafte Momentaufnahme darstel-
len. Zwar erfüllt das Gutachten alle Auflagen die zur Erstellung erforderlich 
sind, ja, dies ist bereits ein beträchtlicher Aufwand, jedoch erhält bereits ein 
Fahrradfahrer, der in den Sommermonaten nachmittags in diesem Bereich 

nichts dagegen, die Landschaft um die Windparks herum landschaftlich 
schön, typisch und strukturreich zu gestalten. Solange Windparks die Land-
schaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und allseits bedrückende 
Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemeinde Rastede mit den 
vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Planflächen jeweils ver-
hältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele der Dorferneue-
rung und den Anforderungen an eine moderner Energiegewinnung möglich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Sollten Tiere, welche im Umfeld 
der geplanten WEA vorkommen, eine Verdrängungswirkung erfahren, so 
sind entsprechende Kompensationsmaßnahmen vorgesehen. Diese die-
nen nicht dazu, Verdrängungseffekte zu verhindern, sondern sind entspre-
chend den gesetzlichen Vorgaben dazu da die unvermeidbare Beeinträch-
tigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnah-
men).  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bürgerinforma-
tion zu der vorliegenden Planung wurde am 12.09.2016 dargestellt, dass 
sowohl eine verbindliche Festlegung der Kompensationsflächen als auch 
eine Darlegung der Ausnahmevoraussetzungen für die artenschutzrechtli-
chen Verbotstatbestände in den Verfahrensunterlagen ergänzt werden 
müssen. Diese Ausarbeitungen lagen den Verfahrensunterlagen zum Vor-
entwurf noch nicht bei. Nach entsprechender Einarbeitung der noch fehlen-
den Informationen, welche der Landkreis Ammerland ebenfalls in seiner 
Stellungnahme zu diesem Verfahrensschritt aufgelistet und nachgefordert 
hat, werden im Rahmen des zweiten Verfahrensschrittes die Unterlagen of-
fiziell durch den Landkreis Ammerland auf Basis der Beteiligung im Verfah-
ren überprüft. Weiterführend wird angemerkt, dass die Informationen zu den 
Kompensationsflächen sowie zu den artenschutzrechtlichen Ausnahmevo-
raussetzungen grundlegend für die Erteilung einer Genehmigung nach 
BImSchG für die Errichtung der geplanten WEA sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich stellen Bestands-
aufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Um die Beurteilungsgrundla-
gen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfassungen zur Beurteilung von 
Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt mit einem vollständigen 
Untersuchungsjahr und mit den durchgeführten Sonderuntersuchungen 
zum Thema Seeadler, Raumnutzung von Greif- und Großvögel und Regen-
brachvogel im Jahr 2016 eine extrem hohe Untersuchungsdichte vor. Somit 
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unterwegs war ein ganz anderes Bild. Beispielsweise konnte man dieser 
Tage regelmäßig Weißstörche in deutlich zweistelligen Zahlen (20-30) in 
der Wapelniederung bei der Futtersuche im Bereich des Planungsvorha-
bens sichten. Auch der Seeadler ist (ein jüngeres und ein älteres Tier, er-
staunlich wenn die Brut abgebrochen wurde) ist regelmäßig zu sehen, für 
den normalen Bürger aber nahezu unmöglich im Bild festzuhalten, für die 
Ornithologen wohl kaum leichter, im Begutachtungszeitraum den richtigen 
Ort zur richtigen Zeit einzunehmen. Es zeigt die Schwierigkeiten eines je-
den Gutachtens, aber dafür riskieren, dass hier in naher Zukunft ein See-
adler durch die WEA geschlagen wird? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit der Renaturierung der Wapelniederung wird/wurde dieser Bereich öko-
logisch aufgewertet, soll die Artenvielfalt erhöht und die vorkommenden Ar-
ten stärken werden. Die Errichtung von Windenergieanlagen in unmittelba-
rer Nähe dazu wirkt dem jedoch im höchsten Maße entgegen. 
 

sind die Daten in jedem Fall ausreichend für eine Bewertung der Auswir-
kungen des Vorhabens auf die vorkommenden Arten. Für ein regelmäßiges 
Vorkommen rastender Weißstorchtrupps und regelmäßige überfliegender 
Seeadler in 2016 gibt es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. Durch das 
Gutachterbüro Handke wurden in 2016 an 50 Terminen mit 443 Stunden 
Seeadler und andere Großvögel von März bis Juni untersucht, an weiteren 
21 Terminen Regenbrachvögel (Mai bis August), sowie an weiteren 25 Ter-
minen mit 125 h von Juli bis September Baumfalken. Somit waren die Fach-
gutachter an ca. 96 Terminen zwischen März und September im Bereich 
der Windparkfläche Süd anwesend. Dies entspricht durchschnittlich einem 
Begutachten der Flächen an jedem zweiten Tag. Dabei wurden Seeadler 
nur 2 x kurz beobachtet und keine großen Weißstorchtrupps rastend ge-
sichtet. Bei der Seeadlerbeobachtung war auch ein juveniles Tier zu be-
obachten. Dies ist jedoch kein Indiz dafür, dass die Angabe zum Brutab-
bruch des Paares im Bereich Jaderberg falsch ist. Juvenile Seeadler sind 
durchaus im Bereich des Rasteder Gemeindegebietes zu sichten, wie auch 
die Angaben im Rahmen der Raumnutzungserfassung aus 2016 bestäti-
gen. Da im nordwestdeutschen Raum mehrere Seeadlerbrutpaare bekannt 
sind und diese Art große Strecken zurücklegt, sind Sichtungen eines juve-
nilen Adlers nicht erstaunlich. Für die Angaben der Stellungnahme fehlen 
nachvollziehbare Belege, d.h. konkrete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit 
der Angaben sowie Aufzeichnungen in Karten. Nur so wäre ein Abgleich mit 
den erhobenen Daten möglich. Es ist auf Grundlage der durchgeführten 
Untersuchungen zum aktuellen Zeitpunkt nicht ersichtlich, dass für den 
Seeadler ein erhöhtes Kollisionsrisiko bei Umsetzung des Vorhabens be-
steht.  
 
Die in 2013/2014 durchgeführten Erfassungen entsprechen ebenfalls den 
fachlichen Vorgaben des NLT 2011. Die Beobachtungsintensitäten und –
punkte für die Raumnutzungsuntersuchungen in 2016 wurden auf Basis 
langjähriger Erfahrungen des Gutachterbüros Handke in Abstimmung mit 
den Landkreisen des betroffenen Raumes gewählt, so dass an den Aussa-
gen der Gutachten zu den Vorkommen und Verteilung von Vogelarten im 
Raum keine Zweifel bestehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült. Da in der Fachliteratur Störungsemp-
findlichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, 
ist sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
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Hier gilt es auch wasserschutzrechtliche Belange zu beachten. Das Pla-
nungsvorhaben befindet sich in einem Bereich deutlich vom Grundwasser 
geprägten Erdreichs.  
 
Hier werden die Schichtungen durch die Gründung bis in 20 Meter Tiefe 
durchbrochen und nehmen erheblichen Einfluss auf den Grundwasser-
haushalt entlang der Wapel.  
 
 
 
 
 
Auch eine Sulfat-Anreicherung des Grundwassers infolge der Bodenarbei-
ten steht zu befürchten. 
 
 
 
 
Das Vereinsgelände des Modellflugsport-Club Hahn e.V. Wapeldorf befin-
det sich mit seinem Flugbereich in der dargestellten Windflächen. Gem. §16 
LuftVO sind Baumaßnahmen im Bereich 500m um das Aufstiegsgelände 
meldepflichtig. Bereits die Planungen auf Friesländer Seite stellen somit 
eine Bedrohung für die Fortführung des Flugbetriebs dar. Durch die geplan-
ten Bauvorhaben, und insbesondere in Kombination mit den geplanten An-
lagen auf Friesländer Seite, ist die Aufstiegserlaubnis und damit die Exis-
tenz dieses 1962 gegründeten Rasteder Traditionsvereins extrem gefähr-
det. Die im Verein betriebene Jugendarbeit kommt auch den Vareler und 
Rasteder Raum mit Firmen wie Premium Aerotec, Deharde aber auch Bro-
etje Automation, die stets über Fachkräftemangel und fehlenden Nach-
wuchs klagen, zu Gute. Während der Bauausschusssitzung wurde durch 
Herrn Henkel zu Beginn der Sitzung verkündet, dass man quasi schon eine 
Lösung gefunden habe, so dass dieses Thema im Rahmen der Vorstellung 
gar nicht mehr weiter betrachtet wurde. Zwar haben sich Fraktionen und 
Verwaltung bei verschiedenen Gelegenheiten offiziell zu dem Modellflug-
sportclub bekannt, aber bisher fehlen greifbare Resultate die dies unter-
mauern und Verein Sicherheit geben. Es ist die Sorge nachvollziehbar, 

nicht bereits über die vorgesehenen Vermeidungs- und Kompensations-
maßnahmen vermieden oder kompensiert werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die wasserschutzrechtlichen 
Belange werden sowohl im vorliegenden Bauleitplanverfahren als auch im 
Rahmen der nachfolgenden Genehmigungsplanung detailliert beachtet. 
 
Die Fundamentunterkante liegt bei einer Pfahlgründung in dem durch das 
Ingenieurbüro Dr. Lübbe erstellten Geotechnischen Bericht bei max. 2,65 
m unter Gelände. Bei den vorgesehenen Pfählen handelt es sich um Voll-
verdrängungsrammpfähle. Der verdrängte Boden umschließt diese Pfähle 
wieder vollflächig. Das vorhandene Schichtgefüge bleibt nahezu erhalten. 
Ein erheblicher Einfluss auf den Grundwasserhaushalt wird daher derzeit 
nicht gesehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das direkte Baugelände befin-
det sich nach den Informationen des Landesamtes für Bergbau, Energie 
und Geologie (LBEG) nicht in einem Verbreitungsbereich von potentiell sul-
fatsauren Böden. Torfe wurden nur lokal angetroffen. Bei den Bodenarbei-
ten sind daher keine Sulfat-Anreicherungen zu befürchten. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit der 
Luftfahrtbehörde und Modellsportclub Hahn-Wapeldorf e. V. erfolgt eine An-
passung des Startgeländes. Das Startgelände für den Modellflugplatz wird 
nach Nordosten verlagert, so dass ein Mindestabstand von 50 m zur L 820 
eingehalten wird. Der Flugsektor wird so festgelegt, dass ausreichend Ab-
stand zur geplanten Windenergieanlage eingehalten wird und die L 820 
nicht überflogen wird. Eine neue Aufstiegserlaubnis mit aufschiebender 
Wirkung ist erteilt worden und greift zu dem Zeitpunkt der Genehmigung 
der geplanten Windenergieanlagen. So lange die Windenergieanlagen 
nicht genehmigt sind, behält die heute bestehende Aufstiegsgenehmigung 
ihre Gültigkeit.  
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dass die Planung aufgrund der wirtschaftlichen Interessen und Rahmenbe-
dingungen wie dem EEG mit großen Schritten vorangetrieben werden, wäh-
rend für den Modellflugverein noch keine annehmbare Lösung geschaffen 
wurde, so dass ggf. die Anlagen schon errichtet würden und dann der Flug-
betrieb eingestellt werden müsste. Wäre dies erst einmal geschähen, 
stünde eine bedrohliche Eigendynamik der Ereignisse zu befürchten. Hier 
stehen über 50 Jahre Vereinsgeschichte, traditionell im Rasteder Norden 
verwurzelt, auf dem Spiel. Auch die „Rasteder Möwe“ ist nur als Abspaltung 
Wapeldorfer Vereins entstanden. Wie schnell wechselt ein langjähriges 
Vereinsmitglied den Fußballverein, weil der Sportplatz nicht mehr für die 
von ihm angestrebte Liga hinreichend ist? Wehret den Anfängen, bitte ge-
ben Sie Sicherheit, helfen Sie, damit wieder Ruhe einkehren kann! 
 
Während in Rasteder Unterlagen, wie der Potentialstudie vor wenigen Mo-
naten noch der Eindruck vermittelt wurde, dass die angrenzenden Anlagen 
im Vareler Raum nur dann gebaut würden, wenn auch im Rasteder Raum 
errichtet werden, ist Varel bereits deutlich weiter in der Planung vorange-
schritten. 
 
Hier entsteht der Eindruck, dass mit den Vareler Planungen Fakten ge-
schaffen werden sollen, um mit dem Argument eines interkommunalen 
Windparks die Rasteder Planungen zu bestärken, während Herr Henkel auf 
der Bauausschusssitzung in Rastede vom 08.08.2016 noch die Aussage 
getroffen hat, dass eine Kommunikation bzgl. der aktuellen Bauleitplanung 
noch nicht als notwendig angesehen wurde. 
 
Ich bitte Sie, meine Hinweise bei der Fortführung der Bearbeitung zur Pla-
nung zu prüfen und berücksichtigen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Planungen der Stadt Varel 
sind unabhängig von den Planungen der Gemeinde Rastede. Die Ge-
meinde Rastede kann sich im Rahmen der Bauleitplanung nur mit ihrem 
Gemeindegebiet befassen. 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Beide Kommunen ste-
hen schon länger bezüglich der Windparkplanungen im Austausch. Man hat 
sich darauf verständigt, dass jede Kommune im Rahmen der Planungsho-
heit die frühzeitige Beteiligung durchführt und man jeweils zu den Plänen 
der anderen Kommune Stellung nimmt. 
 
 
 
 

 Bürger 6: 
 

  

 Hiermit äußern wir uns gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o. g. Planungen. 
Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten. 
 
Es ist ja bekannt, dass sich auf Vareler Seite in Hohelucht ein Seeadlerhorst 
befindet. 
 
 
Das Seeadlerpaar hat Anfang des Jahres 2016 aus wohl nicht ganz genau 
bekannten Gründen ihre Brut verloren. Man vermutet u. a. dass die Jungen 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Standort des Seeadlers wird 
in den Verfahrensunterlagen in Jaderberg verortet und auch so bezeichnet. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Aussagen können von den 
Fachgutachtern mitgetragen werden.  
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erfroren sein könnten. Beim Besuch der Wildtierauffangstation in Rastede 
wurde auf Fragen von uns die Vermutung aufgestellt, dass das Seeadler-
männchen noch relativ jung sei und die Aufzucht der Brut auf Grund seiner 
Unerfahrenheit und fehlenden nötigen Reife nicht gut ausging. 
 
Man darf davon ausgehen das dieses Pärchen weitere Versuche starten 
wird. 
 
Unseres Wissens besteht für ein Adlerhorst Bestandsschutz von mehreren 
Jahren. Damit wäre eine Bebauung mit WEA um diesen Seeadlerhorst nicht 
angebracht. 
 
In den letzten Wochen ist das Seeadlerpärchen beim Überflug von Heubült 
und Wapeldorf mehrfach von Einwohnern dieser Dörfer gesehen worden. 
 
Das vom Planungsbüro Diekmann & Mosebach beauftragte Beobachtungs-
team war scheinbar immer dann auf Posten, wenn die Seeadler sich woan-
ders aufgehalten haben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund des Bestandsschutzes des Horstes und der Beobachtung der 
Seeadler in jüngster Zeit wäre eine Überprüfung dieser WEA Standorte  
vernünftig und sinnvoll. 
 
Durch übereiltes Handeln kann hier etwas zerstört werden, was unbedingt 
auch für unsere Nachkommen erhalten werden muss. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Aufgrund dieser Vermutung, 
dass der Seeadlerhorst auch in 2017 wieder besetzt sein wird, hat der Land-
kreis Ammerland in seiner Stellungnahme im Rahmen dieses Verfahrens 
eine Raumnutzungserfassungen in Anlehnung an die Vorgaben des Wind-
energieerlasses in Niedersachsen von 2016 in 2017 gefordert. Die Erfas-
sungen wurden in 2017 durchgeführt und das Gutachten wird für die Dar-
stellung und Bewertung der Umweltauswirkungen herangezogen und ist 
auch Bestandteil der Verfahrensunterlagen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Raumnutzungserfassungen, 
die durch das Büro Handke aus Ganderkesee durchgeführt wurden, sind 
von den Investoren und nicht vom Planungsbüro Diekmann • Mosebach & 
Partner beauftragt worden. Die Erfassungen sind aus fachlicher Sicht um-
fassend und ausreichend. In Bezug auf das Erfassungsdesign erfolgten im 
Vorfeld intensive Absprachen zwischen dem Gutachter und den unteren 
Naturschutzbehörden der Landkreise Ammerland, Friesland und Weser-
marsch hinsichtlich der Erfassungszeiträume, den -intensitäten und den Be-
obachtungspunkten. Relevant für die Beurteilung der Raumnutzung des 
Seeadlers sind Überflüge im Bereich der Windparkflächen, die vom Gut-
achterbüro über ein abgestimmtes Erfassungsraster ermittelt worden sind. 
Weitere Überflüge sind nicht auszuschließen, da sich jedoch eine fachlich 
versierte Ableitung zur Häufigkeit der Raumnutzung aus den Erfassungs-
zeiträumen ableiten lassen, ist nicht von einer regelmäßigen Nutzung des 
Seeadlers auszugehen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgte, wie oben bereits 
beschrieben, eine weitere Raumnutzungserfassung des Seeadlers in 2017. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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 Bürger 7: 
 

  

 Hiermit äußern wir uns gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o. g. Planungen. 
Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten. 
 
Wir haben massive Bedenken gegen den weiteren Ausbau von Windener-
gie-anlagen (WEA) in den Dörfern im Norden der Gemeinde Rastede. 
 
Aus unserer Sicht sprechen viele Argumente gegen WEA 
 

- Es findet keine Verbesserung des Wohnumfeldes statt 
 
 
 
 
 
 
 

- Die Lebensbedingungen werden unattraktiver für die Bewohner 
 
 
 
 
 
 

- Der dörfliche Charakter wird nicht erhalten. Das Ortsbild wird nach-
haltig negativ beeinflusst 

 
 
 

- WEA stellen keine traditionellen Werte da und sind auch keine ty-
pischen Elemente eines Dorfes 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Ziel der Planung ist nicht 
eine direkte Verbesserung des Wohnumfeldes. Die Gemeinde Rastede 
führt diese Planung durch, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten 
und auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüssig zu machen 
und somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren Abfallprodukten 
verbunden Gefahren zu vermeiden. Indirekt führt diese Energiewende folg-
lich zu einer Verbesserung des Wohnumfeldes. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Energiewende macht es er-
forderlich, dass in geeigneten Räumen Windenergieanlagen errichtet wer-
den. Die Gemeinde ist sich dabei bewusst, dass dies immer zu (subjektiv 
empfundenen) Lasten Einzelner führen kann. Die Gemeinde gibt hier dem 
gesamtgesellschaftlichen Ziel der Energiewende allerdings den Vorrang vor 
Einzelinteressen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Eingriff in das Landschafts-
bild ist bei einer Windparkplanung unvermeidbar, das Ortsbild wird verän-
dert. Die Gemeinde Rastede ist sich dieses Umstands bewusst und hält zu 
Gunsten der Energiewende dennoch an der vorliegenden Planung fest. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. (Gesellschaftlicher Wandel zieht 
verändertes Lebensumfeld nach sich). Die Windenergieplanung schließt 
eine weitere Dorfentwicklung und Verbesserung der Lebensbedingungen 
im ländlichen Raum nicht aus. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht 
der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der moder-
nen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern zu-
gleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation be-
fassen muss. Als Ergänzung stehen sie dem Erhalt der sonstigen Dorfstruk-
turen und typischen Ortsbilder nicht entgegen. Windenergieanlagen können 
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- Das innerörtliche Gemeinschaftsleben wird nicht gestärkt, sondern 
spaltet sich in Befürworter und Gegner 
 
 
 
 
 
 
 

- Die regionale Identität und die unverwechselbare Eigenart einer 
ländlichen Siedlung wird nicht gewahrt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Einige Entscheidungsträger sprechen sich für einen Mindestabstand von 
1000 Meter zur nächsten Wohnbebauung aus. Wir können uns dem nur 
anschließen. 
 
 
 
 
 

nach Ansicht der Gemeinde auch die Forderung nach dem Erhalt an typi-
schen Landschaftsstrukturen nicht mindern. Aus Sicht der Gemeinde 
spricht nichts dagegen, die Landschaft um die Windparks herum landschaft-
lich schön, typisch und strukturreich zu gestalten. Solange Windparks die 
Landschaft nicht durch Allgegenwärtigkeit, Übermaß und allseits bedrü-
ckende Nähe dominieren, was sie nach Ansicht der Gemeinde Rastede mit 
den vorliegenden Planungen nicht tun werden, da die Planflächen jeweils 
verhältnismäßig klein sind - ist ein Nebeneinander der Ziele der Dorferneu-
erung und den Anforderungen an eine modernere Energiegewinnung mög-
lich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in sei-
nen persönlichen Rechten verletzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Windparkplanungen widerspre-
chen der Identität und Eigenart nicht grundsätzlich. Der vorgenommene 
Eingriff wird bewertet und im Rahmen der Eingriffsbilanzierung gemäß der 
gesetzlichen Vorgaben berücksichtigt. Es besteht kein Anspruch auf die Un-
veränderlichkeit der Landschaft. Windenergieanlagen stellen nach Ansicht 
der Gemeinde ergänzende Strukturen und typische Elemente in der moder-
nen Landschaft unserer Zeit dar. Sie sind nicht nur Bestandteil sondern zu-
gleich auch Sinnbild der Energiewende, mit der sich unsere Generation be-
fassen muss. Als Ergänzung (in gesteuerten Maßen) stehen sie dem Erhalt 
der sonstigen Dorfstrukturen und typischen Ortsbilder, und damit auch der 
Eigenart einer ländlichen Siedlung, nicht entgegen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hat sich 
im Rahmen der Potenzialstudie (Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) für bestimmte Abstände zur Wohn-
bebauung entschieden. Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegen-
den Planung berücksichtigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beab-
sichtigt. 
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Unsere ammerländische Parklandschaft weiter mit WEA zu verschandeln 
ist für uns nicht nachzuvollziehen. 
 
Der nördliche Teil der Gemeinde ist als Ausflugsziel besonders für den im-
mer stärker werdenden Fahrradtourismus auch Dank der gut ausgebauten 
Infrastruktur sehr beliebt und wird auch in Zukunft ein bedeutender Faktor 
mit Steigerung sein. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere negative Begleiterscheinungen wie Schattenwurf, Lärmzunahme 
und Infraschall (Niederfrequenter Schall) von WEA sind in letzter Zeit häufig 
thematisiert worden und stellen gravierende nachweisbare Belastungen 
dar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ob Windenergieanlagen die 
Landschaft verschandeln, oder nicht, ist eine rein subjektive Ansicht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bezüglich möglicher Auswirkun-
gen auf den Tourismus ist folgendes anzuführen. Laut Statistischem Bun-
desamt (Fachserie 6 Reihe 7.1 Binnenhandel, Gastgewerbe, Tourismus-
sind - Ergebnisse der Monatserhebung im Tourismus) sind die Übernach-
tungszahlen in Ostfriesland, wo ebenfalls viele Windparks vorhanden sind, 
in den Sommermonaten 2015 (Mai bis Oktober) gegenüber dem Jahr 2014 
um 1,6 % gestiegen. Im Oktober 2015 betrug der Anstieg im Vergleich zum 
Vorjahr 5,6%. Dieses Beispiel zeigt, dass ein Ausbleiben von Urlaubern 
nicht zu erkennen ist. Für viele Besucher sind Windenergieanlagen fester 
und typischer Bestandteil norddeutscher Landschaften.  
Für eine Attraktivität einer Region als Urlaubsregion für Touristen sind viele 
Faktoren entscheidend und offensichtlich sind andere Faktoren, als das 
Vorhandensein von Windenergieanlagen in der Region, von größerer Be-
deutung.   
 
Schattenwurf 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bil-
den zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bun-
desländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissi-
onsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
  
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Schall 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windenergiean-
lagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, dass die 
Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird sicherge-
stellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit 
an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigun-
gen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben 
und Bestimmungen widersprechen. 
 



Abwägung VBB Nr. 11, frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (Verfahren gem. § 3 (1) BauGB)                   15 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
29.01.2018 

 
 
 
 
 
 
 
Laut unserem Kenntnisstand wird in der Rahmenrichtlinie 89/391/EWG des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften empfohlen schwangere Frauen 
nicht niederfrequentem Schall auszusetzen, da sich hierdurch das Risiko 
einer Fehl- oder Frühgeburt erhöhen kann. Allein das macht uns schon sehr 
nachdenklich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Die genannte Richtlinie hat nichts mit der Planung und dem Betrieb von 
Windkraftanlagen zu tun. Ziel dieser Richtlinie ist die Durchführung von 
Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschut-
zes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz. Im Rahmen des Schallgutachtens 
wurde auch auf das Thema „tieffrequente Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 
5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel (Schallleistungspegel) allerdings un-
terhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hörschwelle, konnten in Studien bisher 
keine Herz-Kreislauf-Probleme oder andere Symptome an Menschen nach-
gewiesen werden.... In einer Studie des bayrischen Landesamtes für Na-
turschutz wurde der Infraschallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage 
(Nordex N54) in 250 m Entfernung gemessen. " Die "gemessenen Infra-
schallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle lie-
gen. Die Messungen haben außerdem ergeben, dass bei hohen Windge-
schwindigkeiten der durch den Wind verursachte Infraschall deutlich stärker 
ist, als der ausschließlich von der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. 
… In einer weiteren Studie wurden Daten von 48 Windenergieanlagen un-
terschiedlicher Leistungsklassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffre-
quenter Geräusche untersucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren 
WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als 
kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu 
dem Ergebnis, dass der von allen untersuchten Anlagen verursachte, ge-
messene Infraschall weit unter dem normalen Hörempfinden liegt und somit 
keine relevante Rolle spielt. …Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich 
der tieffrequenten Geräuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzei-
tigem Kenntnisstand keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den 
aktuell geplanten Anlagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) 
grundsätzlich anders verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungs-
ergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden  
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Wir bitten Sie unsere Bedenken in Ihren Überlegungen mit einzubeziehen 
und wünschen uns, dass dieser Windwahnsinn zu Gunsten weniger und zu 
Lasten vieler nicht in dieser Art und Weise weitergeführt wird und unsere 
Gemeinde ein Zeichen setzt. 
 

Gutachten betrachteten Windenergieanlagen relevante oder gesundheits-
schädigende Schallemissionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausge-
hen." Die Gemeinde Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträch-
tigenden Wirkungen durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde sieht die Ener-
giewende als Chance für viele, insbesondere für kommende Generationen.  
 
 
 

 Bürger 8:   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
 
Das Schallgutachten ist falsch. Wir beantragen, ein unabhängiges Gutach-
ten neu erstellen zu lassen. 
 
Auch das avifaunistische Gutachten ziehen wir in Zweifel. Auch hier fordern 
wir ein unabhängiges Gutachten. 
 
Wer garantiert uns, dass Infraschall, der von den Windenergieanlagen er-
zeugt wird, uns nicht krank macht? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Die Aussage wird zurückgewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle vor-
liegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden 
gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen Fach-
leuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist entbehr-
lich. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
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Die Bedrängungswirkung der Anlagen ist zu hoch und nicht genügend für 
uns beachtet worden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wer kontrolliert die Abschaltungen bei Schattenwurf? Schattenwurf hat 
auch eine krankmachende Wirkung. Dies ist nicht ausreichend bedacht 
worden. 
 
 
 
 
 
 
 

Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Optisch bedrängende Wirkung 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Von einer optischen Bedrän-
gung, die sich aus der Höhe der Windenergieanlage im Zusammenhang mit 
der Entfernung zur angesprochenen Nutzung ergibt, ist im Regelfall nicht 
auszugehen. Gemäß gängiger Rechtsprechung des OVG des Landes 
Nordrhein-Westfalen sowie des Bundesverwaltungsgerichts ist von einer 
optischen Bedrängung nicht auszugehen, wenn der Abstand mindestens 
das Dreifache der Anlagenhöhe (hier 150 m), beträgt. Da im Rahmen der 
Potenzialflächensuche ein Abstand von 550 m zu Wohngebäuden im Au-
ßenbereich und 700 m zu Wohngebieten (zu reinen Wohngebieten gem. 
BauNVO 850 m)eingehalten wurde, wird dieser Abstand für alle Wohnge-
bäude im Umfeld des geplanten Windparks überschritten. Die Wohnhäuser 
befinden sich planungsrechtlich im Außenbereich und müssen grundsätz-
lich mit Errichtung privilegierter Vorhaben in diesem Bereich und ihren op-
tischen Auswirkungen rechnen.  
 
Schattenwurf 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzelnen Wind-
energieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten sind, so 
dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im Jahr und 
30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungswerte bil-
den zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen Bun-
desländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immissi-
onsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
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Warum entscheidet sich die Gemeinde nicht dafür den Abstand zu Wohn-
gebäuden auf 1000 m zu erhöhen? Sie haben ja die Höhe der Anlagen 
schon bestimmen können, warum nicht auch den Abstand? 
 
 
 
 
Welche Katastrophenschutzmassnahmen werden ergriffen?  
 
 
 

Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Für die Einhaltung der Richtwerte bzgl. Schall und Schattenwurf ist der Ver-
ursacher zuständig. Hierzu stehen ihm technische Möglichkeiten sowohl 
zur Betriebsüberwachung als auch Dokumentation des Betriebes der WEA 
zur Verfügung. Nähere Bestimmungen zur Überwachung der Einhaltung 
von Lärmrichtwerten und Schattenwurfzeiten sind Bestandteil von Geneh-
migungsauflagen nach Bundesimmissionsschutzgesetz. Der Landkreis ist 
die zuständige Genehmigungs- und Immissionsschutzbehörde. I.d.R. ge-
hört es zu den Genehmigungsauflagen, dass Betreiber den ordnungsgemä-
ßen Betrieb unter Einhaltung aller Auflagen hinsichtlich Lärm und Schatten-
wurf unmittelbar nach Inbetriebnahme des Parks nachweisen müssen. Die 
WEA lassen sich zudem automatisch nach entsprechender Programmie-
rung und unter Berücksichtigung von Wetter, Zeit und Sonneneinstrahlung 
etc. durch den Einsatz verknüpfter Messgeräte (Temperatur, Windge-
schwindigkeit, Regen etc.) betreiben. Die Daten (Betriebszeiten, Leistung, 
Drehgeschwindigkeiten, Wetterdaten, Uhrzeiten etc.) werden bei modernen 
Anlagen heute i.d.R. aufgezeichnet, so dass der Betreiber auch im Nach-
hinein den Betrieb einer WEA nachvollziehen und belegen kann.  
 
Sollten die auftretenden Schallleistungspegel durch den betroffenen An-
wohner angezweifelt werden, ist eine Nachmessung durch das Gewerbe-
aufsichtsamt erforderlich. Der betroffene Anwohner kann sich im Ver-
dachtsfall an die Immissionsschutzbehörde wenden, die sich eine Nach-
messung auf Kosten der Betreiber in der Genehmigung i.d.R. vorbehält. 
Eine regelmäßige Überprüfung der Einhaltung von Schallrichtwerten und 
Schattenwurfzeiten darüber hinaus erfolgt durch die Gemeinde nicht.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hat sich 
im Rahmen der Potenzialstudie (Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) für bestimmte Abstände zur Wohn-
bebauung entschieden. Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegen-
den Planung berücksichtigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beab-
sichtigt. 
 
Besondere Katastrophenschutzmaßnahmen sind nicht erforderlich. Im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens wird die Einhaltung aller aktuell gül-
tigen technischen Anforderungen an Windenergieanlagen, Gründung und 
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Was passiert bei z.B. Feuer?  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Und was passiert im Winter mit dem Eisschlag?  
Wer stellt die Anlagen dann aus?  
Wer ist dafür zuständig? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wer gleicht uns den Wertverlust unseres Hofes aus? 
 
 
 

Bau überprüft. Dies ist Aufgabe des Landkreises als Genehmigungsbe-
hörde.  
 
Die Hinweise bzw. Ausführungen zum Brandschutz werden zur Kenntnis 
genommen. Im Rahmen des Antrages nach Bundesimmissionsschutzge-
setz wird das erforderliche Brandschutzgutachten der Genehmigungsbe-
hörde vorgelegt. Die Löschwasserversorgung des Plangebietes wird ent-
sprechend den Anforderungen des vorbeugenden Brandschutzes in Ab-
stimmung mit der zuständigen Brandschutzdienststelle des Landkreises, 
den Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde und dem Oldenburgisch-Ost-
friesischen Wasserverband (OOWV) gesichert. Auf diese Weise wird si-
chergestellt, dass sich ein Feuer, im Falle eines Brandes einer Windener-
gieanlage, nicht ausbreiten kann. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß der Richtlinie „Wind-
energieanlagen; Einwirkungen und Standsicherheitsnachweise für Turm 
und Gründung“ des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales (2005) 
wird bezüglich der Eiswurfproblematik ein Abstand von 1,5 x (Rotordurch-
messer + Nabenhöhe) zu Verkehrswegen und Gebäuden gefordert.  
 
Die im Plangebiet vorgesehenen Windenenergieanlagen werden, sofern 
Abstände zu schutzwürdigen Nutzungen dies erforderlich machen, mit ei-
nem automatischen Eiserkennungs- und Maschinenabschaltsystem ausge-
stattet. Möglicher Eisansatz wird durch das Betriebsführungssystem der 
Windenergieanlagen erkannt, in dem die aktuellen Werte für Leistung und 
Windgeschwindigkeit der Anlagen erfasst und mit dem vorgegebenen Be-
triebskennfeld verglichen werden. Eine entsprechende Abweichung deutet 
auf eine Verschlechterung der Rotorblattdynamik durch Eisansatz hin – es 
erfolgt eine Abschaltung der Anlage. Aufgrund der hohen Empfindlichkeit 
der aerodynamischen Profile wird die Windenergieanlage bereits abge-
schaltet, bevor das Eis in einer gefährdenden Dicke auf dem Rotorblatt ab-
gelagert wird. Zusätzlich werden auch Turm- und Treibstangenschwingun-
gen erkannt, die durch vereisungsbedingte Zusatzmassen am Rotor entste-
hen. Auch sie führen zu einer Abschaltung der Anlage. Die Anlage wird erst 
nach einem manuellen Reset wieder in Betrieb gesetzt.  
 
Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
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Wer haftet für Schäden an unseren Gebäuden, die während und nach der 
Bauphase entstehen können? 
Wer begutachtet dafür die Gebäude? 
 
 
 
 

die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der Vorhabenträger verpflichtet sich im Rahmen 
des Durchführungsvertrages zu dem Bebauungsplan zur Durchführung ei-
nes Beweissicherungsverfahrens. Im Vorfeld der Baumaßnahmen wird ein 
Sachverständiger eine Bestandsaufnahme durchführen, diese wird nach 
Abschluss der Baumaßnahmen wiederholt. Die durch den Bau ggf. entstan-
denen Schäden müssen durch den Vorhabenträger beglichen werden. 
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Was passiert bei der Grundwasserabsenkung?  
 
 
 
 
 
 
 
Wer kontrolliert die Auswirkungen?  
 
 
 
 
 
Sind die Auswirkungen auf das Oberflächenwasser genügend berücksich-
tigt worden?  
 
 
Der Bau der Windenergieanlagen verursacht Lärm. Wer schützt uns davor? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorderweg ist nur für eine Last von 5t ausgelegt. Ist dies hinreichend 
beachtet worden?  
 
 
 
 

Bei der Grundwasserabsenkung erfolgt durch entsprechenden Pumpenein-
satz die Absenkung des derzeitigen Grundwasserspiegels zur Trockenhal-
tung der Baugrube während der Bauphase. Aufgrund der speziellen Geolo-
gie (rel. undurchlässige Torfe) sind laut dem Gutachterbüro Böker und Part-
ner Auswirkungen durch die Entnahme ausschließlich im Nahbereich der 
Fundamente zu erwarten. Nach Abschalten der Pumpen steigt das Grund-
wasser wieder auf den natürlichen Wasserstand an.  
 
Die Kontrolle der Auswirkungen auf das Grundwasser kann über Nebenbe-
stimmungen durch die zuständige Genehmigungsbehörde bestimmt wer-
den. Dies kann die Genehmigungsbehörde, in diesem Fall die Untere Was-
serbehörde des Landkreises Ammerland, selber oder ein unabhängiges 
Gutachterbüro sein. 
 
Die Auswirkungen auf das Oberflächenwasser werden im Zuge der weiter-
führenden Untersuchungen ausreichend berücksichtigt. 
 
 
Schall 
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windenergiean-
lagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, dass die 
Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird sicherge-
stellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit 
an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigun-
gen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben 
und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windenergieanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde bewusst. 
Daher wird im Vorfeld auch durch ein Beweissicherungsverfahren der Zu-
stand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Erforderlichen-
falls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. Die 
Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt.  
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Warum halten Sie sich nicht an die Vorgaben des Landesraumordnungs-
programmes? 
 
Durch die Planungen für den Windpark wird die Dorfgemeinschaft stark ge-
spalten. Nachbarn reden nicht mehr miteinander oder streiten. 
 
Wir bitten um persönliche Antworten. 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede kann in 
der vorliegenden Planung keinen Widerspruch zum LROP erkennen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in sei-
nen persönlichen Rechten verletzt.  
 

 Bürger 9: 
 

  

 Ich als aktives Mitglied des MFSC-Hahn-Wapeldorf äußere mich gem. § 3 
Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. Die vorgelegten Planungsentwürfe 
mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen und folgende Hinweise sollten 
bitte bei der Planungsentwicklung Beachtung finden: 
 
Meiner Meinung nach muss besonders auf die ohnehin schon gebeutelte 
Natur Rücksicht genommen werden. In der Informationsveranstaltung in 
Varel für den Windpark Varel- Süd wurde gesagt, dass dem an der Wapel 
nachgewiesenen Regenbrachvogel eine Ersatzfläche angeboten wird, wo 
sich diese Art niederlassen kann. Wie soll das gehen? So ein Vogel läßt 
sich wohl kaum sagen wo er sich ausruhen kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Bezug auf die Stellung einer 
Ersatzfläche für den Regenbrachvogel ist eine Umnutzung und Umstruktu-
rierung von Grünlandflächen vorgesehen. Vögel in den Zugzeiten sind in 
der Lage, sich geänderten Bedingungen sehr schnell und effektiv anzupas-
sen und so Räume anzunehmen, welche vorher für sie unattraktiv in Bezug 
auf das Nahrungsangebot waren. Überwachungen von Kompensationsflä-
chen aus dem Landkreis Leer haben gezeigt, dass sich bei einer entspre-
chenden Attraktivitätssteigerung von Flächen durch bspw. bauliche Maß-
nahmen wie die Anlage von Senken oder aber die Verringerung der Bewirt-
schaftungsintensität sehr schnell Vogelarten auf den Flächen aufhalten, die 
vorher in dem Raum nicht vorkamen. Da die Kompensationsflächen sowie 
die dazugehörigen Maßnahmen in Zusammenarbeit mit dem Gutachterbüro 
Handke ausgearbeitet worden sind, welches über den Regenbrachvogel in 
2016 umfangreiche Informationen zur Raumverteilung, Auftreten und Flä-
chenpräferenzen gesammelt hat, wird ein Erfolg gesehen. Sollten sich die 
Vögel nicht von den Windenergieanlagen stören lassen und die Flächen an 
der Wapel auch weiterhin frequentieren, so ist die vorsorglich angenom-
mene Störwirkung nicht gegeben und die artenschutzrechtliche Ausnahme 
sowie die damit verbundene Bereitstellung der Ersatzfläche hinfällig. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Raumnutzungserfassung in 
2016 hat ergeben, dass aufgrund der entsprechenden Frequentierung von 
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Außerdem sehe ich weitere Vogelarten wie Weißstorch, Bussard, und Aus-
ternfischer die ich selbst vom Platz aus immer wieder beobachten kann 
durch die extrem hohen Windradgeschwindigkeiten stark gefährdet. 
 
Abschließend hoffe auch ich, dass in dieser Sache endlich einmal für die 
Interessen von vielen Bürgern und der Umwelt und nicht für das rein wirt-
schaftliche Interesse eines einzelnen Investors entschieden wird. 
 

den in der Stellungnahme genannten Arten allein der Mäusebussard eine 
erhöhte Kollisionsgefährdung aufweist. Es wird aufgrund dessen ein Antrag 
auf Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Verboten gestellt.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede führt 
diese Planung durch, um einen Beitrag zur Energiewende zu leisten und 
auf diesem Weg Kohle- und Atomkraftwerke überflüssig zu machen und 
somit vor allem die mit diesen Kraftwerken und deren Abfallprodukten ver-
bunden Gefahren zu vermeiden. Es liegt in der Natur der Sache, dass sich 
die Beeinträchtigung einiger weniger nicht ganz verhindern lassen, was den 
Bürgern ungerecht erscheinen kann. 
 
Jedoch ist es planungs- und verwaltungsrechtlich nicht möglich, einem ge-
mäß der Rechtsprechung berechtigten Anliegen eines Investors von Vorn-
herein ablehnend gegenüberzustehen, ohne sich mit dem Sachverhalt aus-
einanderzusetzen. Wer der Investor ist und woher er kommt ist kein städte-
baulicher Grund zur Begründung, um ein Bauleitplanverfahren einzuleiten 
oder es abzulehnen.  
 

 Bürger 10: 
 

  
 Hiermit äußern wir uns gem. § 3 Abs. 1BauGB zu den o.g. Planungen. Die 

vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 haben wir gelesen. 
Dabei sind uns folgende Hinweise, bzw. Fragen aufgefallen: 
 
Die für die Antragstellung verwandten Aufnahmen und Zeichnungen sind 
veraltet und entsprechen nicht mehr den aktuellen Erfordernissen. Werden 
Sie aktuelle Aufzeichnungen und Aufnahmen bei allen für die Entscheidung 
mitwirkenden Behörden und Organisationen, sowie Beteiligten nach-
reichen? 
 
Das Schallgutachten ist wissenschaftlich falsch. Werden Sie ein wissen-
schaftlich- korrektes, neutrales Schallgutachten von einem unabhängigen, 
nicht in den Diensten des Investors stehenden, Gutachter erstellen lassen? 
 
 
 
Eine Ausgleichsfläche für den Regenbrachvogel ist durch die geplante Au-
tobahn nicht realisierbar. Wo und wie wollen Sie diese doch artenschutz-
verträglich realisieren? 
  

  
 
 
 
Die Aussage wird zurückgewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle vor-
liegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden 
gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen Fach-
leuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist entbehr-
lich.  
 
Die Aussage wird zurückgewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle vor-
liegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden 
gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen Fach-
leuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist entbehr-
lich. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Verfahrensun-
terlagen zum ersten Verfahrensschritt war zwar der Bereich des Dringen-
burger Moors als möglicher Bereich für die Schaffung eines Ersatzlebens-
raumes für den Regenbrachvogel angesprochen worden, allerdings keine 
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Die stattgefundene Datenerhebung der Seeadlerdaten, bzw. die Verifizie-
rung des verstorbenen Nachwuchses auf dem Seeadlerhorst mittels Droh-
nen des Investors (lt. Eigener Aussage) verstößt gegebenenfalls gegen das 
Artenschutzgesetz, könnte somit rechtswidrig sein und damit nicht verwert-
bar sein.  
 
 
 
 
 
 
 
Wie haben Sie konkret die Daten über die Seeadler gesammelt? 
 
 
 
 
 
 
 
Wieso arbeitet das Kartierungsbüro bez. Registrierung der Tierbestände, 
etc. laut eigener Aussage FÜR den Investor? Wie können Sie hier absolute 
Neutralität zu Gunsten aller Beteiligten gewährleisten? 
 
 
 
 
 
 
Lt. Aussage des Planungsbüros gab es mehrere Anfragen, bevor die Ge-
meinde sich zur Durchführung einer Windpotentialstudie entschlossen hat. 
Ihrer Aussage nach haben Sie zuerst die Studie veranlasst und erst darauf-
hin wurden mögliche Investoren aktiv. Was stimmt denn nun, wie war die 
Chronologie? 
 

konkreten Flächen festgesetzt. Eine Ersatzfläche im Dringenburger Moor 
wird nunmehr nicht mehr anvisiert, so dass eine mögliche Diskrepanz zum 
geplanten Autobahnabschnitt nicht mehr besteht.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Datenerhebung im Rahmen 
der Raumnutzungserfassung zum Seeadler verstieß zu keinem Zeitpunkt 
gegen geltendes Recht. Die Beobachtungspunkte sowie das Verhalten der 
Gutachter vor Ort waren so ein- und ausgerichtet, dass keine Störungen 
aus das Brutpaar verursacht wurden. Ob eine Drohne durch den Investor 
zum Einsatz kam bzw. diese Aussage in dieser Form von ihm so getätigt 
worden ist, kann nicht beurteilt werden. Es liegen der Gemeinde Rastede 
dazu keine Informationen vor. Die Datenerhebung fand mit einem häufigen 
Austausch zwischen den Landkreisen Ammerland, Friesland und Weser-
marsch statt und ist in Art und Umfang ausreichend und den gesetzlichen 
Vorgaben entsprechend, so dass sie verwendet werden können.   
 
Die Methodik der Raumnutzungserfassung zum Seeadler ist dem den Un-
terlagen beigeführten Gutachten des Büros Handke zu den Seeadlerunter-
suchungen zu entnehmen und wurde in Anlehnung an die Vorgaben zur 
Raumnutzungserfassung des Windenergieerlasses in Abstimmung mit den 
beteiligten Landkreisen erarbeitet. Auf Grund der ausführlichen Beschrei-
bung in diesem Bericht wird auf eine Methodikbeschreibung an dieser Stelle 
verzichtet. 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme un-
terstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und Unter-
suchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben und 
fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. Da ab-
schließend nicht die Gemeinde, sondern der Landkreis für die Genehmi-
gung des Windparks zuständig ist, ist sichergestellt, dass eine neutrale Be-
urteilung und Bewertung durch die beauftragten Gutachter und Büros der 
Planung zu Grunde liegt. 
 
Wie bekannt ist, wurde durch den Landkreis Ammerland eine kreisweite 
Studie zur Ermittlung von Windparkstandorten durchgeführt. Im Anschluss 
hat sich die Gemeinde Rastede dazu entschlossen, für das Gemeindege-
biet eine detailliertere Untersuchung/Studie durchzuführen. Bereits auf Ba-
sis der kreisweiten Studie haben Investoren Faunakartierungen von poten-
ziellen Räumen auf eigenes Risiko durchgeführt, ohne zu wissen, ob die 
zuständige Gemeinde ein Bauleitplanverfahren einleiten wird. Nachdem die 
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Wir bitten Sie, uns schriftlich auf unsere Fragen und Hinweise zu antworten 
und diese bei der weiteren Planentwicklung zu beachten. 
 

Studie der Gemeinde Rastede politisch verabschiedet wurde, haben unter-
schiedliche Investoren Interesse bekundet, an bestimmten Standorten 
Windparks zu errichten.  
 

 Bürger 11: 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. I BauGB zu den o.g. Planungen. Die 
vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen und 
folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwicklung 
zu beachten: 
 
Das Schallgutachten ist nicht von einem unabhängigen Gutachter erstellt 
worden, daher ziehe ich das Gutachten in Zweifel. Ich bitte um ein unab-
hängiges Schallgutachten. 
 
 
 
Die Auswirkungen des Infraschalles werden, von Ihnen, als nicht gesund-
heitlich gefährdend eingestuft. Dem widerspreche ich. Das Bundesumwelt-
amt hat einen deutlichen Mangel an umweltmedizinisch ausgerichteten  
Studien zu Infraschall und tieffrequenten Tönen festgestellt. Warum wird 
das nicht beachtet? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Die Aussage wird zurückgewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle vor-
liegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden 
gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen Fach-
leuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist entbehr-
lich. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
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Zum Schutz der Bevölkerung seien nur Anlagen bis 150m geplant. Warum 
werden dann nicht auch größere Abstände zu Wohnbebauungen vorgege-
ben? 
 
 
 
 
Wir leben in einem Vorranggebiet Wasser.  
 
 
 
Wie wirken sich die Bauarbeiten auf das Grund- und Trinkwasser aus?  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hat sich 
im Rahmen der Potenzialstudie (Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) für bestimmte Abstände zur Wohn-
bebauung entschieden. Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegen-
den Planung berücksichtigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beab-
sichtigt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die geplanten Flächen des 
Windparks Wapeldorf-Heubült befinden sich nicht in einem Vorranggebiet 
Wasser. Die Quelle für diese Behauptung ist der Gemeinde nicht bekannt. 
 
Im Rahmen eines geotechnischen Gutachtens des Ingenieurbüros Dr. 
Lübbe werden die Auswirkungen auf das Grundwasser untersucht und dar-
gestellt. Aufgrund der speziellen Geologie (rel. undurchlässige Torfe) sind 
laut dem Gutachterbüro Böker und Partner Auswirkungen durch die Ent-
nahme ausschließlich im Nahbereich der Fundamente zu erwarten. Zur Er-
fassung der kleinräumigen Grundwassersituation ist gemäß den Ausführun-
gen des Büros Böker und Partner im Rahmen der Beschreibung des Stan-
dortes aus bodenschutz- und wasserrechtlicher Sicht (Die Unterlage liegt 
den Entwurfsunterlagen bei) auf Genehmigungsebene neben ausführlichen 
Recherchen (Untere Wasserbehörde, NLWKN, OOWV, GLD) der Bau von 
Grundwassermessstellen im Nahbereich der Anlagen vorgesehen. Mittels 
dieser Messstellen und ggfs. einem Pumpversuch sollen bereits im Vorfeld 
der Maßnahme Daten zur Varianz der Grundwasserschwankungen und 
Reichweite der Absenkung ermittelt werden. Da sich keine Gebiete zur 
Trinkwassergewinnung im unmittelbaren Nahbereich des Plangebietes be-
finden, sind keine Auswirkungen absehbar. Das nächstgelegene Trinkwas-
serschutzgebiet Varel befindet sich in einer Entfernung von ca. 3.300 m. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Zuge notwendiger Gra-
benverrohrungen sind vor Umsetzung wasserrechtliche Genehmigungen 
erforderlich. Im Zuge der Genehmigungsplanung sind u. a. Nachweise zu 
erbringen, dass die geplante Verrohrung einen ordnungsgemäßen Ablauf 
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Was ist mit dem Oberflächenwasser? Es sollen Gräben verrohrt werden. 
Wer garantiert mir, dass das Oberflächenwasser noch ordnungsgemäß ab-
läuft? Und wer kontrolliert das? Wie sind die Auswirkungen, dann auf die 
nicht verrohrten Gräben? Und auf die Pflanzen, die dort wachsen? 
 
In der Dorfentwicklung wurde das Thema Wallhecken bearbeitet. Jetzt soll 
ein Versorgungsweg direkt neben einer Wallhecke angelegt werden. Das 
widerspricht dem Dorfentwicklungsprogramm. Auch wenn die gültigen Ab-
stände eingehalten werden. Die Tiere die in den Wallhecken leben werden 
alleine durch die Bauarbeiten schon gestört. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Seeadler ist nur bis Ende Juni beobachtet worden. Warum? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich zweifele auch die Greif-und Seeadlerkartierung an. Das Büro Handke 
ist nicht unabhängig.  
 
 
 
Wo sind die Quartiere der Fledermäuse? Die Untersuchung ist noch nicht 
abgeschlossen. Warum warten Sie die Ergebnisse nicht erst ab? 
 
 
 
 
 

des Wassers bedingt. Ggf. werden über Nebenbestimmungen Kontrollmög-
lichkeiten verankert. Dies obliegt jedoch der Genehmigungsbehörde. Aus-
wirkungen auf nicht verrohrte Gräben sowie auf Pflanzen ergeben sich bei 
einer teilweisen Verrohrung im Bereich der geplanten Zuwegung nicht. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Abstand von 5 m zum Wall-
heckenfuß wird über eine im Vorfeld der Planung angeregte Verlegung der 
Zuwegung sicher eingehalten, so dass eine Pufferzone zur Wallhecke ge-
schaffen wird. Aktuell wird die angrenzende Fläche landwirtschaftlich ge-
nutzt und kein Abstandstreifen eingehalten. Von Schädigungen der Wallhe-
cke bei Umsetzung des Vorhabens wird nicht ausgegangen. Die Tiere, wel-
che in der Wallhecke leben, sind sowohl den Verkehr auf der westlich ver-
laufenden Straße als auch die landwirtschaftliche Bearbeitung der unmittel-
bar angrenzenden Bereiche gewöhnt. Es handelt sich nicht um einen gänz-
lich unbelasteten Raum, so dass unter Berücksichtigung der artenschutz-
rechtlich notwendigen Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit von kei-
nen erheblichen Beeinträchtigungen ausgegangen wird. 
 
Es erfolgt der Abbruch der Beobachtungen zum Seeadler Anfang Mai, da 
das Paar die Brut aufgegeben hatte und sich demzufolge nicht mehr so 
verhielt wie bei einer notwendigen Jungenaufzucht und –fütterungszeit. 
Weiterführende Informationen bei Verlängerung der Beobachtungszeit zu 
dem Verhalten des Seeadlers nach dem Zeitpunkt Ende Juni waren nicht 
zu erwarten, so dass in Abstimmung mit den Naturschutzbehörden der be-
troffenen Landkreise die Beobachtungen zum Seeadler aufgegeben wur-
den. Die Beobachtungspunkte wurden beibehalten, um die Raumnutzungs-
erfassungen der Greif- und Großvögel zu Ende zu führen. 
 
Der Vorwurf der Gefälligkeitsgutachten, falls dies in der Stellungnahme un-
terstellt wird, wird zurückgewiesen. Alle vorliegenden Gutachten und Unter-
suchungen wurden nach aktuell geltenden gesetzlichen Vorgaben und 
fachlichen Standards von unabhängigen Fachleuten erarbeitet. 
 
Quartiere von Fledermäusen wurden bei den Erfassungen in 2013 im ge-
samten Untersuchungsgebiet nicht festgestellt. Für den südlichen Teilbe-
reich waren die Erfassungen zum Zeitpunkt des Vorentwurfes nicht abge-
schlossen. Unabhängig davon konnten jedoch die Auswirkungen der Wind-
energieanlagen auf die Fledermäuse im Analogieschlussverfahren auf die 
südlichen Anlagen übertragen werden. So werden für alle Anlagen zu Zei-
ten wahrscheinlichen bzw. verifizierten erhöhten Fledermausauskommens 
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Die Schleiereule ist nur mit einem Nest angegeben. Die Zahl stimmt nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie kommen Sie auf den Analogieschluss Großer Brachvogel- Regen-
brachvogel Sollten da nicht lieber eigene Studien zu gemacht werden? Wa-
rum warten Sie solche nicht erst ab? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abschaltzeiten vorgesehen. Da Windenergieanlagen bislang in Nord-
deutschland in der Regel in offenen, waldlosen oder -armen Landschafts-
bereichen geplant werden, ist die direkte Zerstörung von Baumquartieren 
nicht wahrscheinlich.  
Für den südlichen Teilbereich wurden die Erfassungen mittlerweile im Ok-
tober 2016 abgeschlossen und in die Verfahrensunterlagen eingestellt. 
Balzquartiere konnten in Bereichen des Vorder- und Barkenweges sowie 
der L825 festgestellt werden. Die Ergebnisse werden im Rahmen der Ent-
wurfsfassung dargestellt und berücksichtigt. Es wird als Vermeidungsmaß-
nahme ergänzt, dass Gehölze vor ihrer Entfernung durch einen Fachgut-
achter auf mögliche Fledermausvorkommen zu begutachten sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Schleiereule wurde in den 
Brutvogelerfassungen in 2013 mit lediglich einem Brutpaar westlich der Au-
tobahn an einer Hofstelle festgestellt. Weitere Brutvorkommen sind nicht 
bekannt. Sollte Kenntnis über ein weiteres Vorkommen bei Bürgern vorlie-
gen, so können diese Informationen übermittelt und ggf. im Rahmen der 
Betrachtung der Umweltauswirkungen berücksichtigt werden. Unabhängig 
davon wurden in 2016 Raumnutzungsuntersuchungen zu der Frequentie-
rung des Windparks durch Greif- und Großvögel durchgeführt. Die Schlei-
ereule wurde dabei nicht bei Durchflügen oder Jagdflügen im Plangebiet 
angetroffen, so dass die Art den Raum nicht zu nutzen scheint. Somit erge-
ben sich auch keine Konflikte bei einer Umsetzung des Windparks. Es ist 
nicht auszuschließen, dass sich in den Jahren seit der Erfassung neue Brut-
paare der Schleiereule in der Umgebung angesiedelt haben - eine Nutzung 
des Raumes und damit eine erhöhte Kollisionsgefahr kann jedoch aufgrund 
der Ergebnisse der Raumnutzungsuntersuchung ausgeschlossen werden. 
 
Der Regenbrachvogel kommt in Zugzeiten vergesellschaftet mit Trupps 
vom Großen Brachvogel vor. Es ist daher fachgutachterlich naheliegend, 
dass die Arten dieselben Raumansprüche und damit auch ähnliche Emp-
findlichkeiten aufweisen. Die Staatliche Vogelschutzwarte sieht es als nach-
vollziehbar an, dass der Regenbrachvogel im Hinblick auf seine Störemp-
findlichkeit gegenüber Windkraftanlagen mit dem Großen Brachvogel ver-
glichen werden kann. Ergänzend zu den bisher vorgelegten Unterlagen 
wurden Erfassungen zu ziehenden Regenbrachvögeln im Jahr 2016 durch-
geführt, um die Erkenntnisse zu dieser Art in Bezug auf Verhalten und Flä-
chenpräferenzen zu erweitern. Dieses Gutachten wird den Unterlagen zum 
nächsten Verfahrensschritt beigefügt. 
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Auch die Untersuchungen zum Baumfalken sind noch nicht abgeschlossen. 
Warum warten Sie diese nicht erst ab, bevor weitere Planungen gemacht 
werden? 
 
 
Der Stand der Brutvögel ist von 2010 mit Ergänzung 2013. Warum werden 
keine neuen Untersuchungen durchgeführt? 
 
 
 
 
 
 
 
Das gleiche gilt für die Gastvögel? Stand 2013/2014! 
 
 
In der Karte 16 ist das Bäkengebiet als geschützter Landschaftsbestandteil 
gekennzeichnet. Wird darauf Rücksicht genommen? 
 
 
 
 
 
 
 
Die Renaturierung der Wapel wird mit Sicherheit noch mehr Brutvögeln und 
Gastvögeln neuen Raum verschaffen. Ist dies in der Planung mit enthalten? 
Warum halten sie sich nicht an das Raumordnungsprogramm? 
 
 
 
 
 
Die soziale Akzeptanz wird in der Studie mit keinem Wort erwähnt. Warum 
nicht? 
 
 
 
 

Die Untersuchungen zum Baumfalken sind mittlerweile abgeschlossen und 
die Ergebnisse werden in die Unterlagen zum zweiten Verfahrensschritt ein-
gearbeitet und entsprechende Vermeidungsmaßnahmen für diese Art vor-
gesehen. 
 
Die Untersuchungen zu den Brutvögeln wurden allein im Jahr 2013 durch-
geführt. Im Leitfaden Artenschutz zum Windenergieerlass ist aufgeführt, 
dass wenn zu einem Vorhabengebiet bereits hinreichend aktuelle und aus-
sagekräftige Ergebnisse aus früheren Untersuchungen vorliegen, weitere 
Datenerhebungen nicht notwendig sind. Diese Untersuchungsergebnisse 
dürfen nicht älter als sieben Jahre sein, sollten aber optimaler Weise nicht 
älter als fünf Jahre sein. Das Alter der Daten ist damit ausreichend. Neue 
Untersuchungen sind nicht erforderlich.  
 
Die oben aufgeführten Ausführungen zur Datenaktualität gelten ebenso für 
die Gastvogelerfassungen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Landschaftsrahmenplan des 
Landkreises Ammerland wird in Karte 16 (Entwicklungsziele und Maßnah-
men) im Bereich der Plangebiete ein Gebiet zur Erhaltung und Entwicklung 
von Bäkentälern dargestellt, wobei für die dort verlaufende Bäke die Aus-
weisung als geschützter Landschaftsbestandteil zukünftig als erforderlich 
angesehen wird. Es handelt sich bei der Bäkenniederung damit nicht um 
einen gesetzlich geschützten Landschaftsbestandteil, so dass sich keine 
gesonderten Vorgaben zum Umgang mit diesem Gebiet ergeben. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült. Da in der Fachliteratur Störungsemp-
findlichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, 
ist sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die vorgesehenen Vermeidungs- und Kompensations-
maßnahmen vermieden oder kompensiert werden. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist nicht nachvollziehbar, wel-
che Studie gemeint ist. Sollte die Potenzialstudie für Windparks im Gebiet 
der Gemeinde Rastede gemeint sein, so ist festzuhalten, das gewählte 
Volksvertreter (Politiker) sich für Windparkplanungen ausgesprochen und 
die Studie verabschiedet haben. 
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Wo sind die Ausgleichsflächen? Für den Regenbrachvogel ist das Gebiet 
der geplanten A20 vorgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Modellflugverein bangt um seine Zukunft. Welche Regelungen werden 
dafür getroffen? Dieser Verein ist Bestandteil unseres dörflichen Lebens. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ferienwohnung im Vorderweg wurde nicht mit bedacht. In Planungsge-
biet Delfshausen haben die Planer darauf Rücksicht genommen. Warum 
nicht in Wapeldorf? 
 
 
 
 
 
 
 
In den Vorstellungen der Windparkstudie in Kleibrok und im Bauausschuss 
in der Aula der KGS wurde daraufhin gewiesen, dass es eine Radargesteu-
erte Befeuerung der WEA geben soll. Im DGH in Bekhausen wird das aber 
schon in Frage gestellt. Warum dort erst? In den beiden anderen Vorstel-
lungen wurde das nicht getan! 
 
Sollte die radargesteuerte Befeuerung nicht kommen, widerspricht das dem 
Dorfentwicklungsprogramm. Thema :“Lichtverschmutzung“ 
 

Die Kompensationsflächen werden im nächsten Verfahrensschritt den Un-
terlagen beigefügt und verbindlich festgesetzt. Für den Regenbrachvogel 
ist in den bisher vorlegten Unterlagen der Hinweis gegeben worden, dass 
der Bereich des Dringenburger Moors als Kompensationsfläche näher zu 
betrachten ist. Davon wurde mittlerweile Abstand genommen. Für die Art 
wird im Bereich Jadermoormarsch ein Flächenausgleich geschaffen. Eine 
Konfliktlage zwischen Ausgleichsflächen und der Planung zur Autobahn be-
steht demzufolge nicht. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit der 
Luftfahrtbehörde und dem Modellsportclub Hahn-Wapeldorf e. V. erfolgt 
eine Anpassung des Startgeländes. Das Startgelände für den Modellflug-
platz wird nach Nordosten verlagert, so dass ein Mindestabstand von 50 m 
zur L 820 eingehalten wird. Der Flugsektor wird so festgelegt, dass ausrei-
chend Abstand zur geplanten Windenergieanlage eingehalten wird und die 
L 820 nicht überflogen wird. Eine neue Aufstiegserlaubnis mit aufschieben-
der Wirkung ist erteilt worden und greift zu dem Zeitpunkt der Genehmigung 
der geplanten Windkraftanlagen. So lange die Windenergieanlagen nicht 
genehmigt sind, behält die heute bestehende Aufstiegsgenehmigung ihre 
Gültigkeit.  
 
Es wird davon ausgegangen, dass es sich um die Ferienwohnung am Vor-
derweg 70 handelt. Die Adresse Vorderweg 70 (egal, ob Wohnhaus mit o-
der ohne Ferienwohnung) liegt aus Richtung der geplanten WEA betrachtet 
„hinter“ dem Wohnhaus mit der Adresse Vorderweg 67, welches als Immis-
sionspunkt im Schall- und Schattengutachten berücksichtigt wurde. Somit 
stellt Nr. 67 einen maßgeblichen Immissionspunkt dar, Nr. 70 aber nicht 
(aufgrund der höheren Entfernung). Dies ist auch anhand der Isophonen-
karte im Anhang an das Schallgutachten für Wapeldorf/Heubült zu erken-
nen. 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Tageskennzeich-
nung erfolgt ausschließlich in Form einer farblichen Markierung. 
 
Die Nachtkennzeichnung ist als Synchronbefeuerung auszuführen. Der 
Vorhabenträger verpflichtet sich im Durchführungsvertrag zum Einsatz ei-
ner bedarfsgerechten Befeuerung, mit dem Ziel, die Befeuerung zu steuern, 
so dass diese nur bei tatsächlichem Überflug zum Einsatz gebracht werden 
müssen. Die abschließende Genehmigung zum Einsatz einer bedarfsge-
rechten Befeuerung obliegt der zuständigen Luftfahrtbehörde. 
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Dem widerspricht auch die die drohende Spaltung des dörflichen Miteinan-
ders. Jetzt schon sprechen einige Nachbarn nicht mehr miteinander. 
 
Ich bitte um eine persönliche Antwort. 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. 
 

 Bürger 12: 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 
Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
Das Schallgutachten ist falsch, daher beantrage ich ein neues Gutachten 
von einem unabhängigen Gutachter. 
 
 
 
 
Infraschall wird in vielen Regionen der Erde erforscht, weil man davon aus-
geht, dass er trotz Ihrer Negierung, Menschen krank machen kann. Ge-
währleisten Sie mir, dass der Infraschall der Windenergieanlagen mich oder 
meine Familie nicht krank macht? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
Die Aussage wird zurückgewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle vor-
liegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden 
gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen Fach-
leuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist entbehr-
lich. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
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Der Einspeiseort ist noch nicht festgelegt. Wo soll eingespeist werden? 
 
Ist Ihnen bekannt, dass im Jahre 2015 im EWE Netz Bereich 1600 Netzein-
griffe, Tendenz steigend, vorgenommen wurden? 
 
Wer kontrolliert die Abschaltzeiten im Falle einer Überschreitung des Schat-
tenwurfes? Oder bei Fledermausflügen? Ist da jemand Tag und Nacht er-
reichbar? 
 
 
 
 
Ist es gewährleistet, dass die Windenergieanlagen abgeschaltet werden, 
wenn der Boden in der Nähe der Anlagen, bearbeitet wird? Denn dann ist 
eine erhöhte Kollisionsgefahr für Störche und Greifvögel gegeben. 
 
 
 
 
Die Ausgleichs- und Kompensationsflächen sind nicht nachgewiesen wor-
den. Wo sind diese?  
 
An unserem Dorf gehen touristisch interessante Radwege entlang. Diese 
sollen im Rahmen der Dorfentwicklung noch weiter ausgebaut werden. Der 
Windpark widerspricht diesem! Und nicht nur in diesem Punkt widerspricht 
der geplante kommunale Windpark meiner Arbeit in dem Gremium der Dorf-
entwicklung. 
 
 
 
 
 

E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der geplante Einspeiseort befindet sich in Varel Obenstrohe. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die Programmierung der Steuerung der Windenergieanlagen können von 
der Genehmigungsbehörde als Nachweis des ordnungsgemäßen Betriebes 
in Bezug auf den Schattenwurf oder die vorgesehenen Abschaltzeiten wäh-
rend des erhöhten Fledermausauskommens vom Betreiber angefordert 
werden. Der Betreiber wird zu den üblichen Geschäftszeiten erreichbar 
sein.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Aus der durchgeführten Raum-
nutzungserfassung für Greif- und Großvögel wurden außer dem Mäusebus-
sard und dem Baumfalken keine Arten festgestellt, welche den Raum so 
regelmäßig nutzen, dass von einer erhöhten Kollisionsgefahr auszugehen 
ist. Es sind daher keine Auflagen in Bezug auf Abschaltung der WEA in 
Zeiten von Bodenbearbeitung vorgesehen. 
 
Die Kompensationsflächen werden in den Unterlagen zum nächsten Ver-
fahrensschritt ergänzt und festgesetzt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der vorliegen-
den Bauleitplanung werden die gesetzlichen Vorgaben und Richtlinien be-
achtet. Die Errichtung von Windenergieanlagen widerspricht nicht einer tou-
ristischen Nutzung des Gebietes. In Brandenburg wurde bspw. ein Rad-
wanderweg eingerichtet, welcher gezielt durch Windparks führt, um diese 
den Menschen näher zu bringen. 
 
Laut Statistischem Bundesamt (Fachserie 6 Reihe 7.1 Binnenhandel, Gast-
gewerbe, Tourismussind - Ergebnisse der Monatserhebung im Tourismus) 
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Weiterhin wurde in der Bauausschusssitzung die radargesteuerten Befeu-
erung zugesagt. In der Vorstellung im DGH in Bekhausen wurde plötzlich 
mit wenn, falls und aber gearbeitet. In der Dorfentwicklung haben wir auch 
das Thema „Lichtverschmutzung“ bearbeitet. Wenn es zu einer Dauerbe-
feuerung kommen sollte, widerspricht es eben auch wieder meiner Arbeit 
in dem Gremium. 
 
 
 
 
Wenn die Gemeinde die Höhe der Anlagen mit 150m vorgeben kann, wa-
rum können Sie dann nicht auch den Abstand (1000m) zu Wohnbebauung 
vorgeben und die Lautstärke der Anlagen? 
 
 
 
 
Da wir den Strom aus der Windenergie in den Süden transportieren sollen, 
müssten doch auch für uns die gleichen Bedingungen herrschen wie dort 
(10 h Abstand). 
 
 
Der Modellflugverein ist ein Bestandteil unseres dörflichen Lebens! Ich for-
dere Sie auf alles dafür zu tun, um diesen zu erhalten. 
 
 
 
 
 
 

sind die Übernachtungszahlen in Ostfriesland, wo ebenfalls viele Wind-
parks vorhanden sind, in den Sommermonaten 2015 (Mai bis Oktober) ge-
genüber dem Jahr 2014 um 1,6 % gestiegen. Im Oktober 2015 betrug der 
Anstieg im Vergleich zum Vorjahr 5,6%. Ein Ausbleiben von Urlaubern ist 
daher nicht zu erkennen. Für viele Besucher sind Windenergieanlagen fes-
ter und typischer Bestandteil norddeutscher Landschaften. Für eine Attrak-
tivität einer Region als Urlaubsregion für Touristen sind viele Faktoren ent-
scheidend und offensichtlich sind andere Faktoren, als das Vorhandensein 
von Windenergieanlagen in der Region, von größerer Bedeutung.   
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Tageskennzeich-
nung erfolgt ausschließlich in Form einer farblichen Markierung. 
 
Die Nachtkennzeichnung ist als Synchronbefeuerung auszuführen. Der 
Vorhabenträger verpflichtet sich im Durchführungsvertrag zum Einsatz ei-
ner bedarfsgerechten Befeuerung, mit dem Ziel, die Befeuerung zu steuern, 
so dass diese nur bei tatsächlichem Überflug zum Einsatz gebracht werden 
müssen. Die abschließende Genehmigung zum Einsatz einer bedarfsge-
rechten Befeuerung obliegt der zuständigen Luftfahrtbehörde. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hat sich 
im Rahmen der Potenzialstudie (Standortpotenzialstudie für Windparks im 
Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) für bestimmte Abstände zur Wohn-
bebauung entschieden. Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegen-
den Planung berücksichtigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beab-
sichtigt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich gelten deutsch-
landweit erst einmal die gleichen gesetzlichen Grundlagen. Einige Bundes-
länder haben sich aber dazu entschieden weiterreichende Regelungen zu 
treffen, dies gilt allerdings nicht für Niedersachsen.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit der 
Luftfahrtbehörde und dem Modellsportclub Hahn-Wapeldorf e. V. erfolgt 
eine Anpassung des Startgeländes. Das Startgelände für den Modellflug-
platz wird nach Nordosten verlagert, so dass ein Mindestabstand von 50 m 
zur L 820 eingehalten wird. Der Flugsektor wird so festgelegt, dass ausrei-
chend Abstand zur geplanten Windenergieanlage eingehalten wird und die 
L 820 nicht überflogen wird. Eine neue Aufstiegserlaubnis mit aufschieben-
der Wirkung ist erteilt worden und greift zu dem Zeitpunkt der Genehmigung 
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Wer kompensiert den Wertverlust unserer Häuser? Das ist keine subjektive 
Empfindung! Immer mehr Menschen entscheiden sich dagegen in die un-
mittelbare Nähe von Windenergieanlagen zu ziehen. Und auf Nachfrage bei 
den einzelnen Banken und Maklern wurde uns dies auch schon bestätigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der geplanten Windkraftanlagen. So lange die Windenergieanlagen nicht 
genehmigt sind, behält die heute bestehende Aufstiegsgenehmigung ihre 
Gültigkeit.  
 
Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurden im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
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Was ist mit Schadstoffen, die im laufenden Betrieb der Anlagen anfallen? 
Diese werden das Grundwasser verunreinigen. Gewährleisten Sie, dass 
das Grund- und Trinkwasser nicht verunreinigt werden? 
 
 
 
 
Welche Rücklagen werden getätigt, um Schäden die durch die Anlagen und 
den Bau der Anlagen entstehen, zu beseitigen? 
 
 
 
 
 
 
Auf den Abb.5/6 Umweltbericht ist jeweils eine schwarze Umrandung, die 
über den geplanten Windpark hinausgeht. Was ist das?  
 
 
 
 
 
 
Die verwendeten Fotos sind veraltet. 
 
 
 
Ich bitte um eine persönliche Antwort. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sind keine Schadstoffe be-
kannt, welche über den Betrieb der WEA in das Grundwasser gelangen 
können. Die Genehmigungsbehörde kann in ihrer Genehmigung nach BIm-
SchG Nebenbestimmungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
erlassen. Unabhängig davon gilt die VAwS (Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe). 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Vorhabenträger verpflichtet 
sich im Rahmen des Durchführungsvertrages zu dem Bebauungsplan zur 
Durchführung eines Beweissicherungsverfahrens. Im Vorfeld der Baumaß-
nahmen wird ein Sachverständiger eine Bestandsaufnahme durchführen, 
diese wird nach Abschluss der Baumaßnahmen wiederholt. Die durch den 
Bau ggf. entstandenen Schäden müssen durch den Vorhabenträger begli-
chen werden. 
 
Die Abbildungen, auf die verwiesen wird, zeigen eine Übersicht zu dem un-
tersuchten Raum der Avifauna mit dem zum damaligen Zeitpunkt geplanten 
Windpark „Varel-Süd / Heubült“ sowie der ungefähren Abgrenzung der hier 
vorliegenden Plangebiete. Der zum damaligen Zeitpunkt geplante Wind-
park „Varel-Süd / Heubült“ ist in der Abbildung schwarz umrandet und geht 
über die vorliegenden Geltungsbereiche zur Windparkplanung Wapeldorf / 
Heubült hinaus. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die im Umweltbericht integrier-
ten Fotos wurden in den Sommermonaten 2016 aufgenommen. Es kann 
daher nicht davon gesprochen werden, dass diese Fotos veraltet sind 

 Bürger 13   

 Schreiben der Bürgerinitiative an den Landkreis Ammerland. 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Jürgens, 
 
in 1 Aufstellungsverfahren gern. § 3 Abs. 1 BauGB zur 70. und 71. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes und der vorhabenbezogenen Bebau-
ungspläne Nr. 11 und 12 "Windenergie Lehmdennoor" und "Windenergie 
Wapeldorf/Heubült" sind viele Fragen zu den Belangen des Naturschutzes 
noch ungeklärt.  
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Wir, die von der Planung unmittelbar betroffenen Bürger, haben uns zu ei-
ner Bürgerinitiative zusammengeschlossen und wollen Einfluss auf eine 
fach- und sachgerechte Planung nehmen. Es gilt zu prüfen, inwieweit bei 
der Planung die Belange des Naturschutzes, Bodenschutzes und der 
Wasserwirtschaft rechtskonform abgearbeitet werden.  
 
Viele Bürger haben sich im Planverfahren geäußert und ihre Bedenken 
vorgebracht. Der Erhalt der einmaligen Landschaft mit seiner Fauna und 
Flora ist Schwerpunkt bei allen Gesprächen und Diskussionen. Aber die 
fehlende fachliche Kompetenz lässt viele Fragen offen.  
 
In der Standortpotenzialstudie für den geplanten Windpark der Gemeinde 
Rastede und der Stadt Varel sind uns einige Ungereimtheiten aufgefallen. 
Dort steht unter anderem, " in der Potenzialfläche "Wapeldorf/ Heubült" 
konnten keine gefährdeten Brutvogelarten nachgewiesen werden." Da wi-
dersprechen sich die Erfasser der Brutvögel selber. Es sind dort Baumfal-
ken, Turmfalken, Mäusebussarde, Sperber, Milane, Waldohreulen, Schlei-
ereulen, Waldkauz, Kiebitze und noch viele Vogelarten mehr. Dabei steht 
besonders der Mäusebussard auf der roten Liste. Nachgewiesen wurde, 
dass der Bussard im letzten Jahr in Niedersachsen vermehrt Opfer der 
Windenergieanlagen geworden ist. 
 
Die Schleiereule ist in dem gesamten Gebiet mit nur einem Brutpaar an-
gegeben worden. Uns sind im Umkreis der geplanten Windenergieanla-
gen mindestens zwei weitere Nester der Schleiereulen bekannt. Eines da-
von liegt direkt in der Nachbarschaft der Anlagen und zwar in dem kleinen 
Waldstück, das zum Modellflugplatz gehört.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei den angesprochenen The-
men ist grundsätzlich darauf zu hinzuweisen, dass nicht alle dieser Themen 
bzw. nicht alle Aspekte dieser Themen auf Bebauungsplanebene relevant 
sind, sondern teilweise erst im BImSch-Verfahren abschließend geklärt 
werden müssen. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Studie wurde falsch zitiert. 
In der Studie heißt es unter Kapitel 6.2.2 " Innerhalb der Potenzialfläche 
„Rastede Nord“ konnten keine gefährdeten Brutvogelarten nachgewiesen 
werden. Die kleine Potenzialfläche „Bekhausen Nord“ beinhaltet jedoch Flä-
chen mit regionaler Bedeutung für Brutvögel." Die Fläche "Wapeldorf / Heu-
bült" ist erst im Zuge der Bauleitplanung aus den beiden Potenzialflächen 
der Studie "Wapeldorf Nord" und "Bekhausen Nord" entstanden. Von daher 
ist die Aussage in der Studie, dass in ersterer keine gefährdeten Brutvogel-
arten festgestellt wurden, korrekt.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Schleiereule wurde in den 
Brutvogelerfassungen in 2013 mit lediglich einem Brutpaar westlich der Au-
tobahn an einer Hofstelle festgestellt. Weitere Brutvorkommen sind nicht 
bekannt. Nach Rücksprache mit den Kartierern ist ein Vorkommen der 
Schleiereule im Waldbereich beim Modellflugplatz als unwahrscheinlich an-
zusehen, da diese Art als Gebäudebewohner gilt und keine Baumhöhlen 
besiedelt. Sollte Kenntnis über ein weiteres Vorkommen bei Bürgern vorlie-
gen, so können diese Informationen an die Gemeinde Rastede übermittelt 
und ggf. im Rahmen der weiteren Betrachtung der Umweltauswirkungen 
berücksichtigt werden. Unabhängig davon wurden in 2016 Raumnutzungs-
untersuchungen zu der Frequentierung des Windparks durch Greif- und 
Großvögel durchgeführt. Die Schleiereule wurde dabei nicht bei Durchflü-
gen oder Jagdflügen im Plangebiet angetroffen, so dass die Art den Raum 
nicht regelmäßig oder häufig zu nutzen scheint. Somit ergeben sich auch 
keine Konflikte bei einer Umsetzung des Windparks. Es ist nicht auszu-
schließen, dass sich in den Jahren seit der Erfassung neue Brutpaare der 
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Für den Regenbrachvogel gibt es leider nur Analogieschlüsse zum Gro-
ßen Brachvogel.  
 
 
 
 
 
 
Der Regenbrachvogel soll, so die Planung der Stadt Varel, in den Bereich 
der geplanten Autobahn A20 umgesiedelt werden(Dringenburger Moor 
und Dringenburger Bäke). Darf ein solches Gebiet als Ausgleichsfläche 
ausgewiesen werden?  
 
 
 
Sehr viele Rastvögel halten sich in den Gebieten der Windenergieanlagen 
auf. Unter anderem auch Zwerg- und Singschwäne.  
 
 
Die beiden Gebiete sind mit nationaler und landesweiter Bedeutung für 
Gast- und Brutvögel bezeichnet.  
 
 
 
 
Gefährden die Anlagen nicht diese Tiere? 
 
 
 
 
 
Der Seeadler ist nur im Frühjahr beobachtet worden. Während dieser Zeit 
sei er nicht in die Nähe des Rasteder Nordens gekommen. Dazu muss 
gesagt werden, dass der Seeadler zu dieser Zeit gebrütet hat. Nach Auf-
gabe der Brut, die Ursache ist leider nicht bekannt, wurde auch die Sich-
tung und Zählung der Flüge aufgegeben. Wir haben in Wapeldorf und 

Schleiereule in der Umgebung angesiedelt haben - eine Nutzung des Rau-
mes und damit eine erhöhte Kollisionsgefahr kann jedoch aufgrund der Er-
gebnisse der Raumnutzungsuntersuchung ausgeschlossen werden. 
 
Der Regenbrachvogel kommt in Zugzeiten vergesellschaftet mit Trupps 
vom Großen Brachvogel vor. Es ist daher fachgutachterlich naheliegend, 
dass die Arten dieselben Raumansprüche und damit auch ähnliche Emp-
findlichkeiten aufweisen. Die Staatliche Vogelschutzwarte sieht es als nach-
vollziehbar an, dass der Regenbrachvogel im Hinblick auf seine Störemp-
findlichkeit gegenüber Windkraftanlagen mit dem Großen Brachvogel ver-
glichen werden kann. 
 
Die Kompensationsflächen werden im nächsten Verfahrensschritt den Un-
terlagen beigefügt und verbindlich festgesetzt. Für den Regenbrachvogel 
ist in den bisher vorlegten Unterlagen des Vorentwurfes der Hinweis gege-
ben worden, dass der Bereich des Dringenburger Moors als Kompensati-
onsfläche näher zu betrachten ist. Davon wurde mittlerweile Abstand ge-
nommen. 
 
Im Rahmen der Gastvogelerfassungen konnten kleine Trupps Zwerg- und 
Singschwäne mit geringer Häufigkeit im Untersuchungsgebiet festgestellt 
werden.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei den avifaunistisch wertvollen 
Bereichen allein für die Gastvögel um landesweit bzw. national bedeutsame 
Bereiche handelt. Avifaunistisch wertvolle Bereiche für Brutvögel wurden 
lediglich mit lokaler bzw. regionaler Bedeutung im Untersuchungsgebiet 
festgestellt. 
 
Bei der Ermittlung der Umweltauswirkungen bei Errichtung der Windener-
gieanlagen wurden alle Arten betrachtet und die Gefährdungen dargelegt. 
Neben Kollisionsgefährdungen treten auch Verdrängungseffekte auf. Diese 
werden im Rahmen des Umweltberichtes zur Flächennutzungsplanände-
rung dargestellt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich stellen Bestands-
aufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Um die Beurteilungsgrundla-
gen zu vereinfachen, reichen einjährige Erfassungen zur Beurteilung von 
Eingriffen jedoch aus. Im vorliegenden Fall liegt mit einem vollständigen 
Untersuchungsjahr und mit den durchgeführten Sonderuntersuchungen 
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Heubült fast täglich das Seeadlerpaar beobachten können. Das Paar hält 
sich oft in diesem Gebiet auf und fliegt dann Richtung Rosenberg. Einige 
wenige Male konnten wir den Seeadler auch fotografieren. In Rosenberg 
sollen nach Angaben der Stadt Varel zwei Windenergieanlagen gebaut 
werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Gespräch ist zurzeit auch, dass sich ein weiteres Seeadlerpaar in Ro-
senberg aufhalten soll. Dieses Paar soll dort einen Horst errichtet haben. 
Auf Nachfragen bei dem zuständigen Greifvogelkartierer Handke in Del-
menhorst wird dies allerdings negiert.  
 
Dort haben wir auch angemeldet, dass der Investor Herr Dirk Schröder 
eine Drohne über den Seeadlerhorst in Hohelucht fliegen lassen habe. 
Dies hat er selber in einer öffentlichen Versammlung bekannt gegeben. 
Frau Handke hat uns daraufhin nur zu verstehen gegeben, dass sie eng: 
mit dem Investor zusammen arbeiten würden. Ist dieser Überflug geneh-
migt gewesen? Oder ist die Brut eventuell _durch die Drohne gestört wor-
den. 
 
In der Potenzialstudie wird leider auch die Renaturierung der Wapel nicht 
mit untersucht. Laut Herrn Dr. Salva,·der das Projekt begleitet hat, sind 
schon die ersten Erfolge zu erkennen. Die ersten Fische und Amphibien 
sind an der Wapel zu finden. Die Gemeinde Rastede plant dort 2 Anlagen 
zu errichten und die Stadt Varel jeweils 4. Wird nicht durch die direkte Er-
richtung der Anlagen an der renaturierten Wapel dieser Erfolg zu nichte 
gemacht? 

zum Thema Seeadler, Raumnutzung von Greif- und Großvögel und Regen-
brachvogel im Jahr 2016, eine extrem hohe Untersuchungsdichte vor. So-
mit sind die Daten in jedem Fall ausreichend für eine Bewertung der Aus-
wirkungen des Vorhabens auf die vorkommenden Arten. Für ein regelmä-
ßiges Vorkommen überfliegender Seeadler in 2016 gibt es keinerlei fachlich 
fundierte Grundlagen. Durch das Gutachterbüro Handke wurden in 2016 an 
50 Terminen mit 443 Stunden Seeadler und andere Großvögel im Zeitraum-
von März bis Juni untersucht, an weiteren 21 Terminen Regenbrachvögel 
(Mai bis August), sowie an weiteren 25 Terminen mit 125 h von Juli bis 
September Baumfalken. Somit waren die Fachgutachter an ca. 96 Termi-
nen zwischen März und September im Bereich der Windparkfläche Süd an-
wesend. Dies entspricht durchschnittlich einem Begutachten der Flächen 
an jedem zweiten Tag. Dabei wurden Seeadler nur 2 x kurz beobachtet. Bei 
der Seeadlerbeobachtung war auch ein juveniles Tier zu beobachten. Für 
die Angaben der Stellungnahme fehlen nachvollziehbare Belege, d.h. kon-
krete Angaben zu Ort, Datum und Uhrzeit der Angaben sowie Aufzeichnun-
gen in Karten, sowie der Beleg, dass die Beobachtungen von fachlich ver-
sierten Personen gemacht wurden. Nur so wäre ein Abgleich mit den erho-
benen Daten möglich.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ob eine Drohne durch den In-
vestor zum Einsatz kam bzw. diese Aussage von ihm getätigt wurde und 
auch so gemeint oder zu verstehen war, kann nicht beurteilt werden. Es 
liegen der Gemeinde dazu keine Informationen vor. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült bzw. der in der Standortpotenzialstudie 
ermittelten Potenzialflächen. Da in der Fachliteratur Störungsempfindlich-
keiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, ist si-
cher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die nicht 
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In der Potentialstudie fehlt unser Erachtens nach auch die Untersuchung 
der Gefährdung des Grundwassers durch Windenergieanlagen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Zuwegung zu den WEA in Heubült wird mit 5m Abstand zu einer ge-
schützten Wallhecke geplant. Verändert dies nicht den Lebensraum Wall-
hecke? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Fledermäuse sind streng geschützt. Die Anlagen sollen während des 
Fluges der Fledermäuse ausgestellt werden. Was aber ist mit den Behau-
sungen? Wenn diese zu dicht an den Anlagen liegen, besteht dann nicht 
die Gefahr des Barotraumas auch in den Quartieren? 
 
 

bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorgesehe-
nen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder kom-
pensiert werden. Auswirkungen auf Fische und Amphibien durch Wirkfak-
toren, die durch Windenergieanlagen verursacht werden, sind derzeit nicht 
bekannt. Für die im Bereich Wapeldorf-Heubült geplanten Anlagen kann si-
cher ausgeschlossen werden, dass es zu Beeinträchtigungen des Berei-
ches der renaturierten Wapel kommt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen einer Standortpo-
tenzialstudie können nicht alle möglichen Auswirkungen bei Umsetzung ei-
nes Windparkvorhabens ermittelt und bewertet werden. Auf Ebene der Po-
tenzialstudie werden lediglich Räume ermittelt, welche die bestmögliche 
Eignung für die Umsetzung von Windparks aufweisen. Konkrete bautechni-
sche Auswirkungen, welche abhängig sind von einem genauen Standort 
und einem konkreten Anlagentyp können auf dieser Ebene nicht ermittelt 
werden. Die konkreten Auswirkungen eines Vorhabens auf das Grundwas-
ser werden im Rahmen einer verbindlichen Bauleitplanung bzw. im Rahmen 
der Genehmigungsplanung ermittelt. Die Standortpotenzialstudie weist 
dadurch keine Mängel auf. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Abstand von 5 m zum Wall-
heckenfuß wird über eine im Vorfeld der Planung angeregte Verlegung der 
Zuwegung sicher eingehalten, so dass eine Pufferzone zur Wallhecke ge-
schaffen wird. Aktuell wird die angrenzende Fläche landwirtschaftlich ge-
nutzt und kein Abstandstreifen eingehalten. Von Schädigungen auf die 
Wallhecke bei Umsetzung des Vorhabens wird nicht ausgegangen. Die 
Tiere, die in der Wallhecke leben, sind sowohl den Verkehr auf der westlich 
verlaufenden Straße als auch die landwirtschaftliche Bearbeitung der un-
mittelbar angrenzenden Bereiche gewöhnt. Es handelt sich nicht um einen 
gänzlich unbelasteten Raum, so dass unter Berücksichtigung der arten-
schutzrechtlich notwendigen Baufeldfreimachung außerhalb der Brutzeit 
von keinen erheblichen Beeinträchtigungen ausgegangen wird. Der Le-
bensraum Wallhecke wird durch die Planung nicht erheblich verändert. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Barotrauma wird durch den 
Luftdruckunterschied vor und hinter den Rotorblättern einer sich drehenden 
Windenergieanlage hervorgerufen. Tiere sind nicht in der Lage diesen ab-
rupten Luftdruckunterschied in den Organen auszugleichen, so dass es zu 
Schädigungen, die zum Tod führen, kommen kann. Der Effekt, der ein Ba-
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Teile der Bekhauser Bäke sollen verrohrt werden. An der Bäke befinden 
sich Pflanzen, die auf der roten Liste des Artenschutzes stehen. Was ge-
schieht dann mit diesen Pflanzen? 
 
 
 
 
 
In der Potenzialstudie des Landkreises Ammerland von 2013 steht unter 
anderem, dass das Gebiet im Rasteder Norden für Windenergie nicht ge-
eignet ist, da eine große Nähe zum FFH Gebiet besteht. Und die. Größe 
des Gebietes sei auch nicht gegeben, da der Landkreis von 200m hohen 
Anlagen ausgegangen ist. Dies ist sicherlich die Höhe, die dem jetzigen 
Standard der besten Ausbeute entspricht? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

otrauma auslöst, ist lediglich im unmittelbaren Bereich des Rotors vorhan-
den und somit bei den im Rahmen dieser Planung vorgesehenen Anlagen 
des Typs E-82 mit einer Nabenhöhe von ca. 108 m mindestens 65 m über 
dem Erdboden. Quartiere von Fledermäusen liegen damit nicht innerhalb 
des Gefährdungsbereiches für ein Barotrauma, zumal auch Quartiere bei 
den Erfassungen im unmittelbaren Bereich des Windparks nicht ermittelt 
worden sind. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Über die bisher durchgeführte 
Erfassung zu den besonders geschützten und gefährdeten Pflanzenarten 
im Rahmen der Biotoptypenerfassung konnten im Bereich der vorgesehe-
nen Verrohrungen keine Arten der Roten Liste festgestellt werden. Generell 
sind jedoch Vermeidungsmaßnahmen vorzusehen, welche eine Umset-
zung gefährdeter Pflanzenarten an unbeeinträchtigte Grabenabschnitte 
vorsehen. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Die Potenzialstudie 
des Landkreises Ammerland wurde in der Stellungnahme offenbar falsch 
interpretiert. Die dort auf Seite 63 getroffene Aussage „die nördlichen Teil-
flächen sind u. a. durch die Nähe zu FFH-Gebieten ungünstig und für die 
Entwicklung eines zusammenhängenden Windparks für mindestens drei 
WEA nicht ausreichend, so dass insgesamt keine Entwicklungseignung ge-
geben ist“ bezieht sich auf die Potenzialfläche 4 „Ipweger Moor“. Somit ist 
die zitierte Aussage auf die nördlichen Teilbereich der Potenzialfläche 4 zu 
beziehen und für den Windpark Wapeldorf/ Heubült nicht von Relevanz. 
 
Die Inhalte der Studie des Landkreises Ammerland wurden im Rahmen der 
Begründungen zu den Planverfahren gewürdigt. Die Grundlage für die ge-
meindliche Bauleitplanung ist die Studie der Gemeinde Rastede. Für den 
Bereich Wapeldorf-Heubült befindet sich das nächstgelegene FFH-Gebiet 
in einem Abstand von ca. 7 km – Auswirkungen sind damit ausgeschlossen. 
Dass 200 m hohe Anlagen die beste Ausbeute haben, kann pauschal nicht 
gesagt werden. Häufig haben höhere Anlagen eine höhere Leistung, aber 
der für einen Standort beste Anlagentyp sollte immer in Abhängigkeit des 
konkreten Aufstellungsortes gewählt werden. Bei der Wahl spielen aller-
dings unterschiedliche Faktoren eine Rolle, wie z. B. auch die planungs-
rechtlichen Vorgaben. Die Gemeinde Rastede hat sich dazu entschlossen, 
dass nicht so hohe Anlagen im Gemeindegebiet entstehen sollen. Dies führt 
natürlich dazu, dass bei der Flächenermittlung (unter Beachtung von 150 m 
hohen Anlagen) größere Flächen für die Windkraft ermittelt werden können, 
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Der Investor plant die Ausnahme des §44 des Bundesnaturschutzgeset-
zes zu beantragen. Ist dies so möglich? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Fragen würden wir gerne in einem persönlichen Gespräch mit 
Ihnen erörten1. Dazu würde ich mich gerne telefonisch in den nächsten 
Tagen mit Ihnen in Verbindung setzen. 
 

da die erforderlichen Abstände zu schutzwürdigen Nutzungen, aufgrund der 
„geringeren“ Anlagenhöhe auch kleiner ausfallen.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Genehmigungs-
verfahrens nach BImSchG kann unter Berücksichtigung der durch den § 45 
(7) BNatSchG aufgeführten Ausnahmegründe und Ausnahmevorausset-
zungen eine Ausnahme von den Verboten des § 44 BNatSchG beantragt 
werden. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ist dies bereits dar-
zustellen, so dass erkennbar ist, dass dem Bebauungsplan keine Belange 
entgegenstehen, die eine Umsetzung verhindern könnten. Dem Umweltbe-
richt ist daher eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung beigefügt, wel-
che auf Basis der rechtlichen Grundlagen die Ausnahmevoraussetzungen 
für die Arten Mäusebussard, Feldlerche und Regenbrachvogel darstellt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Unabhängig von dem Austausch 
der Bürgerinitiative mit dem Landkreis Ammerland, hat sich die Gemeinde 
Rastede dazu entschlossen dieses Schreiben als Stellungnahme im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung zu werten, um somit eine möglichst große 
Transparenz im Umgang mit den Anregungen der Bürger zu gewährleisten. 
 

 Bürger 14 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1BauGB zu den o.g. Planungen. Die 
vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen und 
folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwicklung 
zu beachten: 
 
 
4.3 Belange des Bodenschutzes / Altablagerungen / Kampfmittel 
 
Im Bereich der WEA SO in Wapeldorf Heubült befindet sich meines Wis-
sens und durch Bestätigung von Bürgern ( Namen werden der Gemeinde 
gerne vertraulich übermittelt ), die hier aufgewachsen sind, eine kleinere 
Mülldeponie in unmittelbarer Nähe vor der SO WEA3. 
 
Der genaue Standort sollte dem Landbesitzer bekannt sein. Es wird von 
100 m vor oder hinter der WEA 3 SO ausgegangen. 
Grundsätzlich sehe ich keine Gefahr, da die Grundwasserverschmutzung 
im Laufe der Jahre sicherlich einen Minimalwert erreicht. Da zum Zeitpunkt 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Laut Aussagen des Vorhabenträgers, der sich mit den Landeigentümern 
ausgetauscht hat, liegen den Landeigentümern keinerlei Hinweise auf Müll-
kippen im Umfeld des Plangebietes vor. 
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der Befüllung (vormals Sand / Kiesabbau) Umweltaspekte nicht berücksich-
tigt wurden, fällt diese Müllkippe sicherlich unter den Aspekt „War damals 
so“ und bedarf ohne WEA keiner weiteren Nachforschungen. 
 
Werden jedoch in unmittelbarer Nähe Fundamente einer Windkraftanlage 
gebaut, durchdringen diese mehrere Erdschichten. Die wasserführende 
Schichten dieser Gegend werden stark von den Sedimentablagerungen 
früherer Überschwemmungen bestimmt. Diese Schichten werden durch die 
Fundamente der WEA betroffen, und die notwendigen Grundwasserabsen-
kungen beeinflussen den Wasserhaushalt ebenso. Eine Veränderung der 
Wasserflüsse könnte die Deponie durchaus von neuem durchfließen. 
 
Die Befürchtung der Grundwasserverschmutzung durch Altlasten in dem 
Gebiet der WEA 3 SO ist also nicht von der Hand zu weisen. Ich bitte die 
Gemeinde daher, den Sachverhalt zu klären und entsprechende Maßnah-
men in die Planentwicklung einfließen zu lassen. 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Sollte eine Deponie vorhanden 
sein, was aufgrund der Aussagen der Landeigentümer nicht wahrscheinlich 
ist und sollte von der Deponie bereits heute eine Gefahr für das Grundwas-
ser ausgehen, so wird der Landeigentümer eine Sanierung der Fläche vor-
nehmen müssen. 
 
 
 
Aus Sicht der Gemeinde gibt es keinerlei Anhaltspunkte für das Vorhanden-
sein einer Deponie. Den Flächeneigentümern sind hierzu keinerlei Details 
bekannt. Die in der Stellungnahme dargestellten Verdachtsflächen sind so 
vage, dass eine Detailuntersuchung auf dieser Basis nicht zielführend wäre. 
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 Bürger 15 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 
Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
 
Das Schallgutachten zweifele ich an. Ich bitte daher um ein neues unab-
hängiges Gutachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird von Ihrer Seite aus behauptet, dass Infraschall nicht zu gesundheit-
lichen Problemen führt. 
 
Woher nehmen Sie diese Gewissheit? 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Schall: 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig.  
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windenergiean-
lagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, dass die 
Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird sicherge-
stellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit 
an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigun-
gen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben 
und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können. 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
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Wer kontrolliert die Abschaltzeiten der Anlagen? Der Landkreis ist nur zu 
wenigen Stunden zu erreichen! Wer ist nachts und am Wochenende An-
sprechpartner?   
 
Und werden die Anlagen dann auch sofort abgestellt. Wer übernimmt das? 
 
 
 
Haben Sie den Brandschutz beachtet? Die Feuerwehr kann immer nur kon-
trolliert abbrennen lassen. Was aber ist bei Trockenheit mit Flächenbrand 
oder Funkenflug? Es stehen auch Reetgedeckte Häuser in der Nähe der 
Anlagen. 
 
 
 
 
 
 
 

sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Sollten Anwohner das Gefühl 
haben, dass die Anlagen das zulässige Maß und Schall überschreiten, so 
ist der zuständige Landkreis in den dafür vorgesehen Sprechzeiten darüber 
zu informieren.  
Der Landkreis wird nach einer Überprüfung, wenn diese unzulässige Werte 
hervorbringen sollte, entsprechende Maßnahmen zum Schutz der Anwoh-
ner ergreifen.  
 
Die Hinweise bzw. Ausführungen zum Brandschutz werden zur Kenntnis 
genommen. Im Rahmen des Antrages nach Bundesimmissionsschutzge-
setz wird das erforderliche Brandschutzgutachten der Genehmigungsbe-
hörde vorgelegt. Die Löschwasserversorgung des Plangebietes wird ent-
sprechend den Anforderungen des vorbeugenden Brandschutzes in Ab-
stimmung mit der zuständigen Brandschutzdienststelle des Landkreises, 
den Freiwilligen Feuerwehren der Gemeinde und dem Oldenburgisch-Ost-
friesischen Wasserverband (OOWV) gesichert. Auf diese Weise wird si-
chergestellt, dass sich ein Feuer, im Falle eines Brandes einer Windkraft-
anlage, nicht ausbreiten kann. 
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Welche Rückstellungen gibt es? Die dann für Schäden an unseren Häusern 
aufzuwenden wären. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wer garantiert mir, dass es keine Auswirkungen auf das Grundwasser gibt?  
Und auch nicht auf das Oberflächenwasser? 
 
 
 
 
 
 
Lesen sich die Damen und Herren des Bauausschusses unsere Stellung-
nahmen und Bedenken selber durch? 
 
Ich bitte um eine persönliche Antwort. 
 

Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde Rastede 
bewusst. Daher wird im Vorfeld durch ein Beweissicherungsverfahren der 
Zustand der Straßen, über die die Transporte führen, geprüft. Erforderli-
chenfalls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. 
Die Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt. Beweissiche-
rungsverfahren für Privatgebäude sind privatrechtliche Angelegenheiten, 
die zwischen dem Vorhabenträger und den Anliegern privat geklärt werden 
müssen. 
 
Eine Garantie wird niemand geben können. Im Rahmen der Genehmi-
gungsplanung werden alle gesetzlich erforderlichen Untersuchungen zur 
Darstellung von Auswirkungen auf das Grundwasser durchgeführt und die 
Ergebnisse bzw. die daraus resultierenden Vermeidungs-, Minimierungs- 
und Beweissicherungsmaßnahmen im Rahmen der Planung und Bauaus-
führung berücksichtigt. 
 
Allen Ausschussmittgliedern liegen alle Stellungnahmen inkl. der zugehöri-
gen Abwägungsvorschläge zur Durchsicht als Vorbereitung auf die entspre-
chenden Sitzungen vor.  

 Bürger 16 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 
Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
 
Das Schallgutachten ist falsch, ich bitte um ein neues Schallgutachten von 
einem unabhängigen Schallgutachter. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Schall: 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass an den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig. In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windener-
gieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
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Das Thema Infraschall wird von vielen Instituten untersucht. Garantieren 
Sie mir, dass der von den Windkraftanlagen erzeugte Infraschall sich nicht 
auf meine Gesundheit auswirkt! 
 
 
 
 
Das Thema tieffrequente Töne ist meines Erachtens nach gar nicht behan-
delt worden. Auch diese Töne gefährden die Gesundheit. Und diese Töne 
gehen durch Mauem. Wie gesichert ist, dass ich diese Töne nicht wahrneh-
men werde? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens wurde auch auf das Thema „tieffrequente 
Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des Gutachtens): "… Liegt der Pegel 
(Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahrnehmungs- bzw. Hör-
schwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreislauf-Probleme oder 
andere Symptome an Menschen nachgewiesen werden.... In einer Studie 
des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde der Infraschallpegel 
einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 m Entfernung gemes-
sen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle deutlich unterhalb der 
Wahrnehmungsschwelle liegen. Die Messungen haben außerdem erge-
ben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den Wind verur-
sachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von der Wind-
energieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie wurden Da-
ten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungsklassen (80 
KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche untersucht. Hier 
wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) einen et-
was höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) aufweisen. 
Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von allen unter-
suchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter dem nor-
malen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. …Auch 
wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Geräuschanteile 
vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand keinen Anlass 
zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten Anlagen (Enercon 
E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders verhält als bei den 
hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist nicht zu erwarten, 
dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachteten Windenergiean-
lagen relevante oder gesundheitsschädigende Schallemissionen durch tief-
frequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde Rastede geht daher 
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Das Thema Grundwasserabsenkung wird nicht beachtet. Wie wirkt es sich 
auf unsere Häuser und Grundstücke aus? 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht nur subjektiv nehmen unsere Häuser und Grundstücke an Wert ab. 
Wer gleicht das aus? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen durch Windenergiean-
lagen im Plangebiet aus.  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für den nächsten Verfahrens-
schritt werden weiterführende Informationen zu der Thematik der Grund-
wasserabsenkung in den Verfahrensunterlagen ergänzt. Die Kontrolle mög-
licher Auswirkungen auf das Grundwasser kann über Nebenbestimmungen 
durch die zuständige Genehmigungsbehörde bestimmt werden. Dies kann 
die Genehmigungsbehörde, in diesem Fall die untere Wasserbehörde des 
Landkreises Ammerland, selber oder ein unabhängiges Gutachterbüro 
sein. 
 
Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 



Abwägung VBB Nr. 11, frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (Verfahren gem. § 3 (1) BauGB)                   48 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
29.01.2018 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir leben in dem Vorsorgegebiet Wasser. Wer garantiert dafür, dass keine 
Schadstoffe in das Grundwasser gelangen? 
 
 
 
 
 
Die Kartierung der Fledermäuse ist noch gar nicht abgeschlossen. Warum 
wird diese Sache nicht erst abgewartet, bevor die weitere Planung erfolgt. 
 
Ich bitte um eine persönliche Antwort. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang, der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es sind keine Schadstoffe be-
kannt, welche über den Betrieb der WEA in das Grundwasser gelangen 
können. Die Genehmigungsbehörde kann in ihrer Genehmigung nach BIm-
SchG Nebenbestimmungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
erlassen. Unabhängig davon gilt die VAwS (Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe). 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für den südlichen Teilbereich 
waren die Erfassungen zum Zeitpunkt des Vorentwurfes nicht abgeschlos-
sen. Unabhängig davon konnten jedoch die Auswirkungen der Windener-
gieanlagen auf die Fledermäuse im Analogieschlussverfahren auf die süd-
lichen Anlagen übertragen werden. So werden für alle Anlagen zu Zeiten 
wahrscheinlichen bzw. verifizierten erhöhten Fledermausauskommens Ab-
schaltzeiten vorgesehen. Da Windenergieanlagen bislang in Norddeutsch-
land in der Regel in offenen, waldlosen oder -armen Landschaftsbereichen 
geplant werden, ist die direkte Zerstörung von Baumquartieren nicht wahr-
scheinlich.  
Für den südlichen Teilbereich wurden die Erfassungen mittlerweile im Ok-
tober 2016 abgeschlossen und die Ergebnisse in die Verfahrensunterlagen 
eingestellt. Änderungen in Bezug auf die im Rahmen des Vorentwurfs dar-
gestellten Vermeidungsmaßnahmen gibt es nicht. 
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 Bürger 17   
 Hiermit äußere ich mich persönlich zu den Planungen der Windenergiean-

lagen Wapeldorf und Heubült gem. Bebauungsplan Nr. 11 gem. § 3 Abs. 1 
BauGB. 
 
Die Population der Störche und des Seeadlers wurde in dem Gutachten 
nicht ausreichend berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
Die Lärmbelästigung der Windkraftanlagen ist lediglich theoretisch berech-
net worden gern. der öffentlichen Aussage von Herrn Diekmann in dem 
Vortrag am Montag den 12.09.2016. Daher bezweifle ich die Daten der 
Lärmbelästigung und gehe von höheren Werten für mich aus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ich vermiete eine Wohnung, die durch den Bau der Anlagen schlechter zu 
vermieten ist und ich evtl. gezwungen bin die Miete zu senken. 
 
Durch die Anlagen verliert mein Grundstück an Wert. 
 
 

  
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die in den faunistischen 
Gutachten ermittelten Vorkommen zu den genannten Arten wurden im Rah-
men der Eingriffsregelung sowie im Rahmen der artenschutzrechtlichen Be-
trachtung gemäß den gesetzlichen Vorgaben ausreichend betrachtet. Aus 
der Stellungnahme ist nicht ersichtlich, welche möglichen Defizite der Ab-
sender meint. 
 
 
Schall: 
Das Schallgutachten wurde von einem unabhängigen Sachverständigen er-
arbeitet. Die Gemeinde Rastede hat keinerlei Anlass und den Ergebnissen 
des Gutachtens zu zweifeln. Der Anregung wird daher nicht gefolgt und es 
wird kein neues Gutachten erstellt, das vorliegende Gutachten ist unabhän-
gig.  
In dem Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Windenergiean-
lagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, dass die 
Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird sicherge-
stellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und Nachtzeit 
an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärmbelästigun-
gen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten Vorgaben 
und Bestimmungen widersprechen. 
 
Aus dem vorliegenden Schallgutachten geht hervor, dass die geplanten 
Windkraftanlagen zur Tages- und Nachtzeit uneingeschränkt betrieben 
werden können 
 
Die konkreten Regelungen bzgl. des Schalls obliegen dem nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
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Die Baufahrzeuge werden den Vorderweg als Einbahnstraße nutzen und 
über den Mitteldörper Weg fahren, was zu Einschränkungen und Beschä-
digungen führen wird. 
 
 
 
 

migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Dass kleinere Gemeindestraßen für die Lasten, welche beim Transport von 
WEA-Bauteilen anfallen, nicht ausgelegt sind, ist der Gemeinde bewusst. 
Daher wird im Vorfeld auch durch ein Beweissicherungsverfahren der Zu-
stand der Straßen, über die die Transporte führen geprüft. Erforderlichen-
falls werden Straßen im Vorfeld ertüchtigt oder im Nachgang erneuert. Die 
Kosten dafür werden dem Vorhabenträger auferlegt.  
 



Abwägung VBB Nr. 11, frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (Verfahren gem. § 3 (1) BauGB)                   51 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
29.01.2018 

Die Grundwasserabsenkung für die Bauphase kann zu Schäden führen am 
Gebäude und an meinen Pflanzenbestand. 
 
 
 
 
 
 
 
Der dörfliche Charakter von Wapeldorf wird durch die Windkraftanlagen 
zerstört. 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Bezug auf mögliche Schäden 
an Gebäuden kann bei entsprechenden Verdachtsmomenten eine Beweis-
sicherung von Seiten der Genehmigungsbehörde bestimmt werden. Eine 
Auswirkung einer Grundwasserabsenkung in der Bauphase auf Pflanzen-
bestände hingegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre 
eine Absenkung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflan-
zenbestände anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein 
im Sommer witterungsbedingt auftreten können, überdauern.  
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
Rastede durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich die-
ses Umstands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren Ener-
gien hier den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden im Rah-
men der Planung nach fachlich anerkannten Methoden bewertet und der 
Eingriff wird durch Maßnahmen an anderer Stelle kompensiert. 

 Bürger 18 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs 1 BauGB zu den o. g. Planungen. 
Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und .Anregungen sind bei der weiteren. Planent-
wicklung zu beachten: 
 
Ich erwarte, dass die Auswirkungen auf den Menschen sehr tiefgründig ge-
prüft werden und somit keine Auswirkungen, wie Lärm oder der sogenannte 
Schattenwurf für die Bürger auftreten werden. 
 
 
 
 
Ich sehe jedoch große Auswirkungen auf das Landschaftsbild und dem da-
mit verbundenen Landschaftserleben. Der Blick in die vertraute Umgebung 
wird zerstört. 
 
 
 
 
Genauso sind die Auswirkungen auf die Natur und Tierwelt, hier insbeson-
dere der Vogelwelt beachtlich. Viele Vögel, wie Seeadler, Fledermäuse, 
Störche und den seltenen Regenbrachvogel werden in ihrer Lebensweise 
gestört. 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein Fachgutachter hat für die 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung Lärm und Schattenwurf beurteilt. 
Die Ergebnisse der Gutachten werden im Zuge der Planung und während 
des Betriebs der Anlagen berücksichtigt. Auf diesem Weg wird sicherge-
stellt, dass die gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden und es zu keinen 
unzulässigen Beeinträchtigungen der Bevölkerung kommt.  
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich dieses Um-
stands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren Energien hier 
den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden im Rahmen der 
Planung nach fachlich anerkannten Methoden bewertet und der Eingriff wird 
durch Maßnahmen an anderer Stelle kompensiert.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sämtliche Auswirkungen 
des Vorhabens auf die verschiedenen Schutzgüter wie Pflanzen und Tiere 
werden in den Verfahrensunterlagen im Umweltbericht betrachtet und be-
wertet. Zusätzlich wird eine artenschutzrechtliche Prüfung der vorkommen-
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Ich bitte Sie, meine Hinweise bei der fortführenden Bearbeitung der Pla-
nung zu berücksichtigen. 
 

den Arten durchgeführt. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung er-
folgt nach den gesetzlichen Vorgaben für die erheblichen Beeinträchtigun-
gen eine Kompensation, so dass keine erheblichen Umweltauswirkungen 
verbleiben. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 

 Bürger 19   
 Hiermit äußere ich mich persönlich zu den Planungen der Winderenergie-

anlagen Wapeldorf und Heubült gem. Bebauungsplan Nr. 11 gem. § 3 Abs. 
1 BauGB. 
 
Die Population der Störche und des Seeadlers wurde in dem Gutachten 
nicht ausreichend berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
Die Lärmbelästigung der Windkraftanlagen ist lediglich theoretisch berech-
net worden gem. der öffentlichen Aussage von Herrn Diekmann in dem Vor-
trag am Montag den 12.09.2016. Daher bezweifle ich die Daten der Lärm-
belästigung und gehe von höheren   Werten für mich aus. 
 
Als zukünftiger Erbe meines Elternhauses vermieten wir eine Wohnung, die 
durch den Bau der Anlagen schlechter zu vermieten ist und wir evtl. ge-
zwungen sind die Miete zu senken. 
 
Durch die Anlagen verliert unser Grundstück an Wert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die in den faunistischen 
Gutachten ermittelten Vorkommen zu den genannten Arten wurden im Rah-
men der Eingriffsregelung sowie im Rahmen der artenschutzrechtlichen Be-
trachtung gemäß den gesetzlichen Vorgaben ausreichend betrachtet. Aus 
der Stellungnahme ist nicht ersichtlich, welche möglichen Defizite der Ab-
sender meint. 
 
Die Aussage wird zurückgewiesen und der Anregung nicht gefolgt. Alle vor-
liegenden Gutachten und Untersuchungen wurden nach aktuell geltenden 
gesetzlichen Vorgaben und fachlichen Standards von unabhängigen Fach-
leuten erarbeitet. Die Erarbeitung eines „anderen“ Gutachtens ist entbehr-
lich. 
Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
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Die Baufahrzeuge werden den Vorderweg als Einbahnstraße nutzen und 
über den Mitteldörper Weg fahren, was zu Einschränkungen und Beschä-
digungen führen wird. 
 
 
 
Die Grundwasserabsenkung für die Bauphase kann zu Schäden führen am 
Gebäude und an meinen Pflanzenbestand. 
 
 
 
 
 
 
 
Der dörfliche Charakter von Wapeldorf wird durch die Windkraftanlagen 
zerstört. 
 

Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. Beweissicherungsver-
fahren an Privatgebäuden sind nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Die 
Gemeinde wird im Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan allerdings eine Beweissicherung für die öffentlichen Straßen ver-
einbaren.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Bezug auf mögliche Schäden 
an Gebäuden kann bei entsprechenden Verdachtsmomenten eine Beweis-
sicherung von Seiten der Genehmigungsbehörde bestimmt werden. Eine 
Auswirkung einer Grundwasserabsenkung in der Bauphase auf Pflanzen-
bestände hingegen wird als unwahrscheinlich angesehen. Zum einen wäre 
eine Absenkung zeitlich begrenzt anzusehen und zum anderen sind Pflan-
zenbestände anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein 
im Sommer witterungsbedingt auftreten können, überdauern.  
 
Das Orts- und Landschaftsbild werden sich in diesem Teil der Gemeinde 
durch die Windparkplanung verändern. Die Gemeinde ist sich dieses Um-
stands bewusst und gibt der Entwicklung der erneuerbaren Energien hier 
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den Vorzug. Die Eingriffe in das Landschaftsbild werden im Rahmen der 
Planung nach fachlich anerkannten Methoden bewertet und der Eingriff wird 
durch Maßnahmen an anderer Stelle kompensiert. 
 

 Bürger 20   
 Hiermit äußere ich mich gem. §3 Abs.1 BauGB zu den o.g. Planungen. Die 

vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen und 
folgende  Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwicklung 
zu berücksichtigen: 
 
1.) Grundwassersenkung: wenn das erfolgt, wie sollen dann alle alten und 
neu gepflanzten Bäume an ihr Wasser kommen, vor allem die Sträucher 
und Bäume die auf den geschützten Wallhecken stehen? 
 
 
 
2.) Es wurden täglich Vögel gesehen, die nicht von dem Planungsbüro  be-
rücksichtigt wurden z.B. Rotmilan, Schleiereule, die gefährdeten Vögel der 
Kategorie 3, da sind die Rauchschwalbe, die Mehlschwalbe (beide Schwal-
benarten brüten bei uns am Haus, in der Garage und im Stall.) 
 
Der Storch, der auch endlich wieder  bei uns auf den Weiden zu finden ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3.) Die nachbarliche Rücksichtnahme 
 
 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nach der in der Bauphase für 
die Errichtung des Fundamentes erforderlichen Grundwasserabsenkungen 
steigt das Grundwasser nach Abschalten der Pumpen wieder auf den na-
türlichen Wasserstand an, so dass langfristige Beeinträchtigungen von 
Pflanzenbeständen nicht zu befürchten sind.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Erfas-
sungen zu den Vorkommen von Vögeln erfolgten in einem Umkreis von 
mind. 500 m um die beiden Plangebiete. Dies entspricht dem durch den 
Windenergieerlass Niedersachsen vorgegebenen Erfassungsradius um ge-
plante Windparkstandorte. Die Kartierungen erfolgten in 2013/2014 gemäß 
den anerkannten Methodenstandards. Sollte Kenntnis über weitere Vor-
kommen bei Bürgern vorliegen, so können diese Informationen übermittelt 
und ggf. im Rahmen der Betrachtung der Umweltauswirkungen berücksich-
tigt werden. Unabhängig davon wurden in 2016 Raumnutzungsuntersu-
chungen zu der Frequentierung der Windparkfläche durch Greif- und Groß-
vögel durchgeführt. Die Schleiereule, der Storch oder der Rotmilan wurden 
dabei nicht in einer erhöhten Häufigkeit bei Durchflügen oder Jagdflügen im 
Plangebiet angetroffen, so dass die Arten den Raum nicht zu nutzen schei-
nen. Somit ergeben sich auch keine Konflikte bei einer Umsetzung des 
Windparks. Es ist nicht auszuschließen, dass sich in den Jahren seit der 
Erfassung neue Brutpaare in der Umgebung angesiedelt haben - eine Nut-
zung des Raumes und damit eine erhöhte Kollisionsgefahr kann jedoch auf-
grund der Ergebnisse der Raumnutzungsuntersuchung ausgeschlossen 
werden. 
 
Die nachbarliche Rücksichtnahme ist durch Einhaltung der gesetzlichen 
Vorgaben gewährleistet. 
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1 OVG Munster 8 A 3726/05 vom 09.08.06; OVG Koblenz 8 A 11215/10 vom 10.03.11; OVG Luneburg 12 ME 75/12 vom 20.07.12; VGH Munchen 22 CS 07.2073 vom 05.10.07; VG 
Saarlouis 5 L 120/12 vom 08.03.12 
2 OVG Munster 8 A 2042/06 vom 17.01.07; OVG Saarlouis 3 B 77/10 vom 04.05.10; VG Karlsruhe 10 K 3208/02 vom 14.10.02, VG Saarlouis 5 L 120/12 vom 08.03.12 
3 OVG Lüneburg 12 ME 75/12 vom 20.07.12 

4.) Die optisch bedrängte Wirkung der Windräder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Hohe WEA in geringem Abstand 
zu Wohnhäusern können auf Grund der optisch bedrängenden Wirkung 
rücksichtslos und damit unzulässig sein. Die „optisch bedrängende Wir-
kung“ ist eine alleinige Schöpfung der Rechtsprechung, sie geht also nicht 
von wissenschaftlichen Studien oder Erkenntnissen über mögliche körper-
liche oder psychische Beeinträchtigungen aus, sondern ist lediglich ein the-
oretischer Aspekt der baulichen geordneten Bodennutzung. Detaillierte 
rechtliche Regelungen oder technische Normen zur Beurteilung der optisch 
bedrängenden Wirkung gibt es daher nicht.  
 
Eine strenge und detaillierte Rechtsprechung zu einer optisch bedrängen-
den Wirkung von WEA ist bislang nur aus NRW bekannt. In den anderen 
Bundesländern ist sie bisher nicht bzw. nicht in diesem Maße übernommen 
worden.  
 
Gemäß der aktuellen Rechtsprechung ist bei Abständen von Wohnhäusern 
zu WEA unterhalb der zweifachen Gesamthöhe der WEA überwiegend mit 
erdrückender Wirkung zu rechnen. Bei Abständen oberhalb der dreifachen 
Gesamthöhe der WEA ist überwiegend von keiner erdrückenden Wirkung 
auszugehen1. 
 
"Beträgt der Abstand zwischen dem Wohnhaus und der Windkraftanlage 
das Zwei- bis Dreifache der Gesamthöhe der Anlage, bedarf es regelmäßig 
einer besonders intensiven Prüfung des Einzelfalls." (OVG Münster, Urteil 
vom 09.08.06. AZ 8 A 3726/05). Der Abstand bemisst sich dabei als hori-
zontaler Abstand vom Turmfuß zum Wohnhaus ohne Berücksichtigung von 
Höhenlagen. 
 
In der Rechtsprechung wurde darüber hinaus dargelegt, dass die bloße 
Möglichkeit der Wahrnehmung der WEA (auch bei direkter, uneinge-
schränkter Sichtbeziehung) für eine bedrängende Wirkung allein nicht aus-
reicht. Es besteht kein genereller Anspruch auf eine von technischen Bau-
werken freie Aussicht2. Vielmehr spielen die Konstellation der Räume inner-
halb des Hauses und deren Ausrichtung zum Windpark eine Rolle. Küche 
und Schlafzimmer dienen nicht dem Aufenthalt und der Erholung am Tag 
und sind daher nicht in gleicher Weise schutzbedürftig wie Wohnzimmer3. 
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5.) Die zusätzliche ständige Beschallung. 
 
 
 
 
6.) Wie können sie es als Bürgermeister, der für die Ängste und Nöte seiner 
Bürger zuständig ist, zulassen, dass diese Windräder gebaut werden. Da 
die Gemeinde, lt. Aussage von Frau Lamers keinen finanziellen Vorteil da-
von hat. Wir aber als Bürger des Rasteder Norden diese Windräder ertra-
gen sollen. 
 
Sie, als Bürgermeister haben doch auch eine gewisse Führsorgepflicht uns 
gegenüber und auch Ihre Gemeinderatsmitglieder, die wir im guten Glau-
ben gewählt haben. 
 
Hier zieht doch niemand her, wenn wir die Windmühlen vor der Nase ha-
ben. 
 
Es gibt noch so viele Gründe gegen die Windmühlen, aber die sind Ihnen 
sicherlich auch bekannt. Ich wünsche Ihnen trotzdem einen schönen Tag 
aus Bekhausen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Insofern obliegt es einer Einzelfallprüfung herauszustellen, ob durch einen 
Windpark tatsächlich eine optisch bedrängende Wirkung ausgeht. 
 
Die im Rahmen der Planung vorgesehenen Baufenster im geplanten Wind-
park ermöglichen eine Aufstellung der WEA in min. der dreifachen Anlagen-
höhe. Im Rahmen des nachfolgenden Genehmigungsverfahrens zur Errich-
tung von WEA nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) erfolgt 
eine Überprüfung, ob durch die Planung eine optisch bedrängende Wirkung 
hervorgerufen wird. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die geplanten Anlagen müssen 
so betrieben werden, dass die gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden. 
Es ist durchaus möglich, dass es zu „zusätzlichen Beschallungen“ kommen 
kann, jedoch nur im Rahmen des gesetzlich zulässigen Ausmaßes  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nicht der Bürgermeister, son-
dern der Rat der Gemeinde Rastede entscheidet über hier vorliegende Pla-
nung. Und dieser Rat hat sich klar positioniert. Die Gemeinde Rastede 
möchte einen gesteuerten Beitrag zur Energiewende leisten. Die politi-
schen Vertreter sind sich bewusst, dass es durch diese Planung zu Verän-
derungen der Landschaft und subjektiven Beeinträchtigen einzelner An-
wohner kommen kann. 
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 Bürger 21   
 Hiermit äußere ich mich gem. §3 Abs.1 BauGB zu den o.g. Planungen. Die 

vorgelegten  Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 habe ich gelesen 
und bitte  folgende Hinweise und Anregungen  bei der weiteren Planent-
wicklung zu berücksichtigen: 
 
1.) Grundwassersenkung: -Standfestigkeit der vorhandenen Gebäude 
 
 
 
 
-Wasserversorgung der vorhandenen Vegetation 
 
 
 
 
 
 
 
2.) Vom Planungsbüro wurden Zuwegungen geplant, die von der Boden-
struktur her völlig ungeeignet sind. 
 
 
 
 
3.)Es wurde ein Naturschutzgebiet überplant! 
 
 
4.)Im Plangebiet befindet sich eine wilde Mülldeponie. 
 
 
 
 
 
 
 
5.)Täglich wurden Vögel im Planungsgebiet gesehen, die allesamt auf der 
roten Liste stehen und vom Planungsbüro   in keinster Weise berücksichtigt 
wurden. 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Bauausführung 
wird durch geeignete Maßnahmen, die dem aktuellen Stand der Technik 
entsprechen, Sorge getragen, dass Gebäudeschäden ausgeschlossen 
werden. Diese und weitere Auflagen sind jedoch nicht Teil des Bebauungs-
planes, sondern obliegen des Genehmigungsverfahrens nach BImSchG. 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nach der in der Bauphase für 
die Errichtung des Fundamentes erforderlichen Grundwasserabsenkungen 
steigt das Grundwasser nach Abschalten der Pumpen wieder auf den na-
türlichen Wasserstand an, so dass langfristige Beeinträchtigungen von 
Pflanzenbeständen nicht zu befürchten sind. Pflanzenbestände sind anpas-
sungsfähig und können trockenere Phasen, die allein im Sommer witte-
rungsbedingt auftreten können, überdauern. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Erschließungsplanung 
wurde im ersten Schritt durch Enercon und im Weiteren durch das Büro 
K & R Ingenieure erstellt. Die für die Erschließung nötigen Erdarbeiten so-
wie die Aufbauten der Wege werden im Zuge der Ausführungsplanung kon-
kretisiert. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Planung wird 
kein Naturschutzgebiet überplant. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Seitens des Vorhabenträgers 
wurde Kontakt zu dem Eigentümer aufgenommen. Dem Flächeneigentü-
mer sind keinerlei Hinweise zu einer möglichen Deponie bekannt. Sollte es 
eine Deponie geben und dies im Zuge der Erschließungsarbeiten zu Tage 
treten oder diese Deponie bereits heute eine Gefahr für das Grundwasser 
ausgehen, so wird der Landeigentümer eine Sanierung der Fläche vorneh-
men müssen. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die durchgeführten Erfas-
sungen zu den Vorkommen von Vögeln erfolgten in einem Umkreis von 
mind. 500 m um die beiden Plangebiete. Dies entspricht dem durch den 
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6.)Ein Seeadlerpaar wird ebenfalls fast täglich beobachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7.)Gab es im Vorfeld bereits mündliche oder schriftliche Vereinbarungen 
zwischen der Gemeinde und dem Investor? 
 
 
 
8.)Warum wurde Herr Schröder als einziger Investor berücksichtigt und 
Wettbewerb von vorn herein ausgeschlossen? 
  
 
 
 
 

Windenergieerlass Niedersachsen vorgegebenen Erfassungsradius um ge-
plante Windparkstandorte. Die Kartierungen erfolgten in 2013/2014 gemäß 
den anerkannten Methodenstandards. Im Rahmen des Umweltberichtes 
wurden sämtliche bei den Erfassungen ermittelten Arten betrachtet. Es ist 
dabei zu beachten, dass nicht alle Vogelarten, die einen Gefährdungsgrad 
aufweisen, auch gegenüber Windkraftanlagen als sensibel eingestuft wer-
den können. Für die Ermittlung der Beeinträchtigungen gefährdeter und un-
gefährdeter Vogelarten wurden aktuelle Kenntnisse über artspezifische 
Verhaltensweisen herangezogen und auf dieser Basis artspezifisch die Um-
weltauswirkungen dargestellt. Da die Hinweise zu Arten im Rahmen der 
Stellungnahme zu vage formuliert sind, kann kein Abgleich mit dieser Aus-
sage erfolgen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Raumnutzungserfassungen, 
die durch das Büro Handke aus Ganderkesee durchgeführt worden sind, 
sind aus fachlicher Sicht umfassend und ausreichend. In Bezug auf das 
Erfassungsdesign erfolgten im Vorfeld intensive Absprachen zwischen dem 
Gutachter und den unteren Naturschutzbehörden der Landkreise Ammer-
land, Friesland und Wesermarsch zu den Erfassungszeiträumen, den -in-
tensitäten und den Beobachtungspunkten. Relevant für die Beurteilung der 
Raumnutzung des Seeadlers sind Überflüge im Bereich der Windparkflä-
chen, die vom Gutachterbüro über ein abgestimmtes Erfassungsraster er-
mittelt worden sind. Weitere Überflüge sind nicht auszuschließen, da sich 
jedoch eine fachlich versierte Ableitung zur Häufigkeit der Raumnutzung 
aus den Erfassungszeiträumen ableiten lassen, ist nicht von einer regelmä-
ßigen Nutzung des Plangebietes durch den Seeadler auszugehen. 
 
Die Gemeinde Rastede hat sich, nachdem die Potenzialstudie durch die 
Politik verabschiedet wurde, mit Anträgen auf Einleitung von Bauleitplan-
verfahren befasst. Nach Einleitung des Planverfahrens durch die Politik, hat 
die Gemeinde mit der Ausarbeitung städtebaulicher Verträge begonnen. 
 
Ein Wettbewerb wurde nicht von vornherein ausgeschlossen. Lediglich Herr 
Schröder hat für die Flächen der vorliegenden Planung einen Antrag ge-
stellt. Für eine weitere Fläche liegt ebenfalls ein Antrag von einem anderen 
Investor vor, weitere Investoren haben sich bisher nicht in Form eines An-
trags an die Gemeinde gewandt. 
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Sie, als Bürgermeister haben eine Fürsorgepflicht gegenüber den Bürge-
rinnen und Bürgern der Gemeinde auch im Norden. 
 
Finanzielle Interessen einiger weniger werden hier offensichtlich deutlich 
höher bewertet als die Gesundheit und die Lebensqualität der Einwohner 
im Norden der Gemeinde. 
 
 
Aus den vorgenannten und vielen weiteren Gründen erwarte ich, dass die 
Planungen für diesen Windpark nicht weiter verfolgt werden. 
 
 
 
 
 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Nicht der Bürgermeister, son-
dern der Rat der Gemeinde Rastede entscheidet über hier vorliegende Pla-
nung. Und dieser Rat hat sich klar positioniert. Die Gemeinde Rastede 
möchte einen gesteuerten Beitrag zur Energiewende leisten. Die politi-
schen Vertreter sind sich bewusst, dass es durch diese Planung zu Verän-
derungen der Landschaft und subjektiven Beeinträchtigen einzelner An-
wohner kommen kann. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
 

 Bürger 22   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung  zu beachten: 
 
Zu geringer Abstand zu den Häusern, fordern wir 1000m Abstand (1) zu 
den Häusern. Schlagschatten (2) , dadurch Irrfragschall (3) 24 stündiger 
Lärm (4), was die Anwohner krank machen. Blinklicht –Befeuerung (5) was 
als stören ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Zu (1) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine abschließende Prü-
fung möglicher Abstände zu Wohnbebauungen, die es ermöglicht, durch 
Ausweisung weiterer Windparks der Windenergie substanziell Raum zu ge-
ben und Aufstellungskonstellationen von min. 3 WEA pro Planfläche zuzu-
lassen, hat im Rahmen der Standortpotenzialstudie (Standortpotenzialstu-
die für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) stattgefunden. 
Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegenden Planung berücksich-
tigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beabsichtigt. 
 
Zu (2) Schattenwurf 
Im verbindlichen Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzel-
nen Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten 
sind, so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im 
Jahr und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungs-
werte bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immis-
sionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
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Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Zu (3) Infraschall 
Im Rahmen des Schallgutachtens zur verbindlichen Bauleitplanung wurde 
auch auf das Thema „tieffrequente Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des 
Gutachtens):  
"… Liegt der Pegel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahr-
nehmungs- bzw. Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreis-
lauf-Probleme oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen wer-
den.... In einer Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde 
der Infraschallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 
m Entfernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle 
deutlich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle. Die Messungen haben au-
ßerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) 
einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) 
aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von 
allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter 
dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. 
…Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Ge-
räuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand 
keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten An-
lagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders 
verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist 
nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachte-
ten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende Schalle-
missionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde 
Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen 
durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
Zu (4) Schall 
Im verbindlichen Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Wind-
energieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
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Wertverlust der Immobilie, was danach unter Wert nur zu verkaufen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Zu (5) Befeuerung 
Die Nachtkennzeichnung ist als Synchronbefeuerung auszuführen. Der 
Vorhabenträger verpflichtet sich im Durchführungsvertrag zum Einsatz ei-
ner bedarfsgerechten Befeuerung, mit dem Ziel, die Befeuerung zu steuern, 
so dass diese nur bei tatsächlichem Überflug zum Einsatz gebracht werden 
müssen. Die abschließende Genehmigung zum Einsatz einer bedarfsge-
rechten Befeuerung obliegt der zuständigen Luftfahrtbehörde. 
 
Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windkraftanlage als wertmindernder Faktor gese-
hen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als auch 
auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht die 
klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Genehmi-
gungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vorga-
ben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
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Flora und Fauna wird auf Dauer vernichtet, Seeadler, Regenbrachvögel, 
Weiß- Störche, Fledermäuse und mehr brüten im Gebiet, wo die Anlagen 
entstehen sollen. 
 
 
 
Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-
tet. Hier gilt es auch wasserschutzrechtliche Belange zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
Des Weiteren befinden sich in unmittelbarer Nähe Anlagen für den Mobil-
funk Wird dies beachtet? 
 
 
Ein Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. 
 
 
 
 
Durch Bohrung der Fundamente werden die Wasseradern für das Trink-
wasser gefährdet. Trinkwasser ist das Gold für den Menschen und Natur, 
ohne Wasser kein Leben. 
 
 
 

eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Alle erheblichen Beein-
trächtigungen auf die Schutzgüter wurden im Rahmen der gesetzlich vor-
geschriebenen Eingriffsermittlung dargestellt und bewertet. Sie werden, so-
fern nicht vermeidbar, im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung ausge-
glichen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült. Da in der Fachliteratur Störungsemp-
findlichkeiten von bspw. Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt 
sind, ist sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftre-
ten. Belange des Wasserrechtes sind dazu im Rahmen der Bauleitplanung 
nicht zu beachten. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung wurden keine Anregungen von Mo-
bilfunkbetreibern vorgebracht. Die Gemeinde Rastede kann somit keine Be-
troffenheit erkennen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der Planung dahin-
gehend berücksichtigt, dass eine Verlagerung der Start- und Landebahn, 
sowie des Flugbereichs erfolgen soll, um eine gleichzeitigen Betrieb des 
Modellflugplatzes und der Windenergieanlagen zu ermöglichen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet befindet sich 
nicht innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes. Im Rahmen des 
bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens ist ein was-
serrechtlicher Antrag zur Errichtung der Anlagen beim zuständigen Land-
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Durch Aufstellen der Anlagen im Gebiet, wo früher eine Müllkuhle war, kön-
nen alte Substanzen ans Tagelicht kommen, was dann ins Trinkwasser ge-
langen kann. 
 
 
 
 
Wir fordern Sie auf, eine Bürgerbefragung und Beteiligung zur Erstellung 
zum Windpark mit ins Boot zu nehmen. 
 
Damit könnte man ja eine Lösung finden, wo wir als Anwohner mit leben 
könnten. 
 
Es kann nicht sein, dass die Ausgleichfläche für die Anlagen im Gebiet sein 
soll, wo die Autobahn A20 später hinkommt. 
 
 
 
 
 
 
Ich bitte Sie, meine Hinweise bei der fortführenden der Bearbeitung der Pla-
nung zu berücksichtigen. 

kreis einzureichen, der eine erhebliche, nicht zu kompensierende Beein-
trächtigung ausschließt. Erst nach Genehmigung durch den Landkreis kann 
mit dem Bau begonnen werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Vorhabenträger hat Kontakt 
zu dem Eigentümer aufgenommen. Dem Eigentümer sind keinerlei Hin-
weise auf eine Deponie bekannt. Sollte im Zuge der Erschließungsplanung 
eine Deponie zu Tage treten, oder sollte von der Deponie bereits heute eine 
Gefahr für das Grundwasser ausgehen, so wird der Landeigentümer eine 
Sanierung der Fläche vornehmen müssen. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Alle Bürger haben die Gelegenheit sich im 
Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu beteiligen. Eine gesonderte Beteili-
gung darüber hinaus hält die Gemeinde für nicht erforderlich. 
 
 
 
Im Rahmen der Verfahrensunterlagen zum ersten Verfahrensschritt war 
zwar der Bereich des Dringenburger Moors als möglicher Bereich für die 
Schaffung eines Ersatzlebensraumes für den Regenbrachvogel angespro-
chen worden, allerdings wurden keine konkreten Flächen festgesetzt. Eine 
Ersatzfläche im Dringenburger Moor wird nunmehr im Rahmen der verbind-
lichen Bauleitplanung nicht mehr anvisiert, so dass eine mögliche Diskre-
panz zum geplanten Autobahnabschnitt der A20 nicht mehr besteht.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 Bürger 23 
 

  

 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 
Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
Nachtbefeuerung der WEA 
 
Den Planungsunterlagen zur Vermeidung und Minimierung möglicher Aus-
wirkungen der Nachtbefeuerung ist zu entnehmen, dass Windenergieanla-
gen so ausgerüstet werden müssen, dass nur bei Annäherung eines Flug-
objektes die Nachtbefeuerung aktiviert wird (bedarfsgerechte Nachtbefeu-
erung). 
 

  
 
 
 
 
 
Die Nachtkennzeichnung ist als Synchronbefeuerung auszuführen. Der 
Vorhabenträger verpflichtet sich im Durchführungsvertrag zum Einsatz ei-
ner bedarfsgerechten Befeuerung, mit dem Ziel, die Befeuerung zu steuern, 
so dass diese nur bei tatsächlichem Überflug zum Einsatz gebracht werden 
müssen. Die abschließende Genehmigung zum Einsatz einer bedarfsge-
rechten Befeuerung obliegt der zuständigen Luftfahrtbehörde. 
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Es wird aber eingeräumt, dass dies nur der Fall ist, sofern das Bundesluft-
fahrtamt die Radarerfassung oder ein adäquates System zulässt. 
 
Meine Befürchtung ist, dass den Interessen des Investors gefolgt wird, um 
dessen finanzielle Belastung gering zu halten. Prüfungen und Gutachten, 
die aufgrund der Finanzierung durch den Investor schon von vorn herein 
fraglich sind, können vom einfachen Bürger kaum angefochten werden. 
 
Ich fordere Sie daher auf, den Bebauungsplan dahingehend zu ändern, 
dass eine Nachtbefeuerung den Bau der WEA's in jedem Fall ausschließt. 
Im Umkehrschluss heisst dies, Windkraftanlagen dürfen nur gebaut wer-
den, wenn die dauernde Nachtbefeuerung mit absoluter Sicherheit unter-
bunden wird. 
 

 
 
 
Ob diese Technik eingeführt werden kann, liegt also einzig und allein im 
Ermessen der Luftfahrtbehörde. Der Investor hat darauf keinen Einfluss.. 
Wenn die Technik an diesem Standort zulässig sein sollte, dann wird sie 
auch genutzt. 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede möchte die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für diesen Windpark schaffen, unab-
hängig davon, ob die Technik eingesetzt werden kann, oder nicht. Ziel der 
Gemeinde ist es aber, wenn die Luftfahrtbehörde es zulässt, eine bedarfs-
gerechte Befeuerung einzuführen. 
 

 Bürger 24   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
 
Finanzierung auf Kosten der Bürger 
 
Dass die Finanzierung der WEA's in unserem Bereich auf dem Rücken der 
Stromzahler, also auch mir vorgenommen wird, ist im Sinne des EEG nach-
vollziehbar. Das EEG hat aber nicht zum Ziel, den von mir geleisteten Bei-
trag, zur Energiewende zu vernichten. 
 
Als Bürgermeister sind Sie nach geltendem Recht dazu verpflichtet, im 
Sinne und zum Wohle der Bürger zu entscheiden und ggf. der politischen 
Entscheidung entgegen zu wirken. 
 
Da derzeit erneuerbare Energie in Millionenhöhe vernichtet wird ( EWE und 
andere Medien ), weil weder Speicher noch Transport, den erzeugten 
Strommengen entsprechen, ersuche ich Sie, diesen Punkt in die Planung 
mit einzubeziehen. 
 
Erst wenn Windenergie nachweislich sinnvoll genutzt wird und die finanzi-
elle Belastung durch „Stromvernichtung“ und Weiterzahlung von abge-
schalteten oder reduzierten Anlagen unterbunden ist, kann diese Planung 
im Sinne der Bürger weitergeführt werden. 

  
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Finanzierung dieses Projek-
tes ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die Themen 
EEG, Speicherung und Weitertransport kann die Gemeinde Rastede im 
Rahmen dieser Planung nicht beantworten.  
 



Abwägung VBB Nr. 11, frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (Verfahren gem. § 3 (1) BauGB)                   65 
 

 

 

Diekmann • Mosebach & Partner – Oldenburger Straße 86 – 26180 Rastede 
29.01.2018 

 Bürger 25   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
 
Ich erkläre hiermit ausdrücklich, dass ich mich durch die Errichtung und den 
Betrieb der geplanten Windkraftanlagen persönlich betroffen fühle. 
 
Bei der Abwägung sind sowohl öffentliche als auch private Belange zu be-
rücksichtigen. Eine Berücksichtigung privater Belange kann ich für mich aus 
den öffentlichen Genehmigungsverfahren nicht erkennen. 
 
Daher erhebe ich nachstehende Einwendungen gegen die obengenannte 
Flächennutzungsplanänderung. 
 
Wir sind Lärm geprägt durch den Betrieb der Autobahn A29 und werden 
weiter zu erwartende Lärmbelastungen durch die neu geplante Autobahn 
A20 erhalten und durch die planten Windräder. 
 
Des Weiteren ist eine Renaturierung der Wapel bereits erfolgt, die durch 
die Errichtung der zu erwartenden Windräder natürlich in irher Funktion kei-
nen Nutzen mehr für die Vögel haben wird, da durch die Windräder die Vö-
gel und Fledermäuse wohl geschreddert werden. 
 
 
 
 
Das Seeadlerpärchen das wir um unsere Gebäude schon öfter gesichtet 
haben, wird meiner Meinung nach wohl kaum mehr die Möglichkeit haben 
auf Nahrungssuche zu gehen, bzw. sich zu vermehren oder erkennt ein 
Seeadlerpärchen den Gefahrenpunkt Windkraftrad. 
 
 
 
Die zu erwartende Grundwassersenkung wird beim Bau der Windmühlen 
mit hoher Wahrscheinlichkeit auch Schäden an meinen Gebäuden hinter-
lassen, bzw. die Grundwasserversorgung auf meinem Hof verändern. 
 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die privaten Belange werden 
berücksichtigt, in dem die Planung auf Basis gesetzlicher Vorgaben erfolgt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Bei der vorliegenden Planung 
werden die gesetzlichen Vorgaben eingehalten, so dass es zu keinen un-
zulässigen Beeinträchtigungen der umliegenden Anwohner kommt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült. Da in der Fachliteratur Störungsemp-
findlichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, 
ist sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die vorgesehenen Vermeidungs- und Kompensations-
maßnahmen vermieden oder kompensiert werden.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es ist auf Grundlage der durch-
geführten Untersuchungen zum aktuellen Zeitpunkt nicht ersichtlich, dass 
für den Seeadler ein erhöhtes Kollisionsrisiko besteht bzw. sich eine Be-
schränkung für Nahrungsflüge oder Vermehrungen bei Umsetzung des 
Vorhabens für die Art ergibt. Vögel sind nicht in der Lage Windenergieanla-
gen als Gefährdungen zu erkennen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Bezug auf mögliche Schäden 
an Gebäuden kann bei entsprechenden Verdachtsmomenten eine Beweis-
sicherung von Seiten der Genehmigungsbehörde bestimmt werden. Es wird 
darauf hingewiesen, dass eine mögliche Grundwasserabsenkung nur wäh-
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Der Verlust des Heimatgefühls durch die Zersiedelung unserer dörflichen 
Struktur und unserer Landschaft wird auch in einem erheblichen Teil erfol-
gen. Die Dorfgemeinschaft wird zerstört, da die Windkrafträder zu dicht an 
Wohnhäusern gebaut werden und belästigte Anwohner sich immer unge-
recht behandelt fühlen gegenüber örtlichen Betreibern. 
 
 
 
 
Die Wertigkeit unserer Gebäude wird sich rapide vermindern. Wer gleicht 
diesen Verlust aus? Die genannten Einwendungen sind meine persönli-
chen und keine gleichförmigen Einwendungen und stehen vorbehaltlich 
weiterer vertiefender Einwendungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

rend der Bauphase durchgeführt werden müsste und damit zeitlich be-
schränkt ist. Dauerhafte Auswirkungen auf den Grundwasserspiegel sind 
nicht zu erwarten, da sich nach Beendigung der Grundwasserhaltung der 
vorherige Grundwasserstand wieder einstellen wird. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gesellschaftlicher Wandel geht 
immer mit Kontroversen und unterschiedlichen Ansichten einher. Die Ge-
meinde sieht jeden Bürger selbst in der Pflicht, seinen Mitmenschen und 
insbesondere Nachbarn mit angemessenen Verhalten gegenüberzutreten 
und unterschiedliche Interessen und Meinungen, zu der jeder Mensch das 
Recht hat, zu respektieren und letztendlich auch zu akzeptieren. Niemand 
wird durch die Planung in unrechtmäßiger Weise beeinträchtigt oder in sei-
nen persönlichen Rechten verletzt.  
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
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Aus den genannten Gründen lehne ich die 70. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Rastede ab. Eine Genehmigung stellt für mich 
eine Verletzung mehrerer öffentlicher und meiner privaten Belange dar. 
 

eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hält an 
der Planung fest. 

 Bürger 26   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
 
Landschaft 
Ich will meine Heimat für mich und meine Nachkommen erhalten. Der Bau 
der Windkraftanlage würde im weiten Umkreis das Landschaftsbild zerstö-
ren. 
 
 
Gesundheit 
Es gibt inzwischen genug Untersuchungen, die in der Lärm und Infraschall-
belastung eine ernste Gefahr für die Bevölkerung sehen. Warum wird sonst 
z.B. in Bayern ein Mindestabstand von 2000 Meter zum nächsten Ortsrand 
eingehalten? Sind wir in Niedersachsen weniger schützenswert? 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen bei Errich-
tung der Windenergieanlagen wurden im Rahmen des Umweltberichtes er-
mittelt, dargestellt und bewertet. Es erfolgt für die Beeinträchtigung auf das 
Landschaftsbild eine Kompensation. 
 
 
Im Rahmen des Schallgutachtens zur verbindlichen Bauleitplanung wurde 
auch auf das Thema „tieffrequente Geräusche“ eingegangen (s. Kap. 5 des 
Gutachtens):  
"… Liegt der Pegel (Schallleistungspegel) allerdings unterhalb der Wahr-
nehmungs- bzw. Hörschwelle, konnten in Studien bisher keine Herz-Kreis-
lauf-Probleme oder andere Symptome an Menschen nachgewiesen wer-
den.... In einer Studie des bayrischen Landesamtes für Naturschutz wurde 
der Infraschallpegel einer 1 MW-Windenergieanlage (Nordex N54) in 250 
m Entfernung gemessen. " Die "gemessenen Infraschallpegel [liegen] alle 
deutlich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle. Die Messungen haben au-
ßerdem ergeben, dass bei hohen Windgeschwindigkeiten der durch den 
Wind verursachte Infraschall deutlich stärker ist, als der ausschließlich von 
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Immobilien 
Schon alleine die Planung einer Windkraftanlage wirkt sich wertmindernd  
auf  die Grundstückspreise  aus. Ich habe mein Haus auch als Altersvor-
sorge gebaut. Wer ersetzt mir den Schaden? 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

der Windenergieanlage erzeugte Infraschall. … In einer weiteren Studie 
wurden Daten von 48 Windenergieanlagen unterschiedlicher Leistungs-
klassen (80 KW bis 3,6 MW) hinsichtlich tieffrequenter Geräusche unter-
sucht. Hier wurde festgestellt, dass die größeren WEA (2,3 MW bis 3,6 MW) 
einen etwas höheren tieffrequenten Anteil als kleinere WEA (< 2,0 MW) 
aufweisen. Aber auch diese Studie kommt zu dem Ergebnis, dass der von 
allen untersuchten Anlagen verursachte, gemessene Infraschall weit unter 
dem normalen Hörempfinden liegt und somit keine relevante Rolle spielt. 
…Auch wenn nicht jeder WEA-Typ bezüglich der tieffrequenten Ge-
räuschanteile vermessen wurde, gibt es nach derzeitigem Kenntnisstand 
keinen Anlass zu der Annahme, dass es sich bei den aktuell geplanten An-
lagen (Enercon E-82 E2 mit 2,3 MW Nennleistung) grundsätzlich anders 
verhält als bei den hier vorgestellten Untersuchungsergebnissen. Somit ist 
nicht zu erwarten, dass von den im hier vorliegenden Gutachten betrachte-
ten Windenergieanlagen relevante oder gesundheitsschädigende Schalle-
missionen durch tieffrequente Geräuschanteile ausgehen." Die Gemeinde 
Rastede geht daher nicht von gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkungen 
durch Windenergieanlagen im Plangebiet aus.  
 
 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
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Wirtschaftlichkeit 
Wieso erhalten Windradbelreiber Fördergelder, obwohl die geforderten Er-
träge nach dem EEG  (nämlich  80%  des  Referenzbetrags)  nicht  erwirt-
schaftet  werden? Nachweislich kann die Energie von Windkraftanlagen 
nicht entsprechend gespeichert werden, was zu steigenden Strompreisen, 
Minderung der Kaufkraft, Abwanderung von Industrie ins Ausland führt. 
Dass diese Politik für die Volkswirtschaft bald nicht mehr zu bezahlen ist 
hat auch Herr Gabriel festgestellt. 
 
Die Schäden die bei diesen Anlagen wirtschaftlich und in der Natur entste-
hen wird noch die nächste Generation belasten. 
Eine ergänzende Begründung bleibt ausdrücklich vorbehalten. 
 

bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Finanzierung dieses Projek-
tes ist nicht Gegenstand der vorliegenden Bauleitplanung. Die Themen 
EEG, Speicherung und Weitertransport kann die Gemeinde Rastede im 
Rahmen dieser Planung nicht beantworten. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

 Bürger 27   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o. g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
 
Zur Standortverträglichkeit wird auf die Erarbeitung entsprechender Fach-
gutachten verwiesen. Dabei soll die Vorbelastung des Raumes beachtet 
werden. Das stelle ich in Frage. 
 

  
 
 
 
 
Die Ausführung wird zur Kenntnis genommen. 
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Durch Ergebnisse einer Studie zu möglichen Standorten für Windparks wur-
den vier Flächen als geeignet befunden. Zwei Flächen befinden sich im Be-
reich Wapeldorf / Heubült / Bekhausen. Die Stadt Varel plant auf angren-
zender Fläche ebenso den Bau von Windenergieanlagen. 
 
Diese Anlagen werden somit in unserer „direkten“ Nachbarschaft geplant. 
 
Durch die Windkraftnutzung entsteht nicht nur der positive Effekt der rege-
nerativen Stromgewinnung, es ergeben sich auch Beeinträchtigungen 
durch Windenergieanlagen. Dies ist neben dem Lärm der direkte Schatten-
wurf des Rotors: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Unser Eigentum wird durch die Aufstellung der Windenergieanlagen an 
Wert verlieren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Ausführung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Schattenwurf 
Im verbindlichen Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die einzel-
nen Windenergieanlagen mit Schattenwurfabschaltmodulen auszustatten 
sind, so dass eine astronomisch mögliche Belastung von 30 Stunden im 
Jahr und 30 Minuten pro Tag nicht überschritten wird. Diese Orientierungs-
werte bilden zwischenzeitlich den Stand der Technik, da sie in nahezu allen 
Bundesländern gemäß der Empfehlung des Länderausschusses für Immis-
sionsschutz (LAI) zur Anwendung kommen.  
 
Die konkreten Regelungen bzgl. der zulässigen Schattenwurfzeiten oblie-
gen dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nach BImSchG. 
 
Schall 
Im verbindlichen Bebauungsplan wird darauf hingewiesen, dass die Wind-
energieanlagen hinsichtlich des Schallleistungspegels so zu betreiben sind, 
dass die Immissionsrichtwerte nach TA-Lärm eingehalten werden. So wird 
sichergestellt, dass durch die Windenergieanlagen während der Tag- und 
Nachtzeit an den umliegenden Wohngebäuden keine unzulässigen Lärm-
belästigungen hervorgerufen werden, die den in der TA-Lärm verankerten 
Vorgaben und Bestimmungen widersprechen. 
 
Wertminderung 
Die Beurteilung, ob eine Windenergieanlage als wertmindernder Faktor ge-
sehen wird, hängt vom Einzelfall ab und beruht sowohl auf objektiven als 
auch auf subjektiven Kriterien. Bei der objektiven Betrachtungsweise steht 
die klare Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben im Mittelpunkt. Auf Geneh-
migungsebene ist gutachterlich nachzuweisen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Dann werden die Windenergieanlagen objektiv 
keinen wertmindernden Einfluss auf Immobilien haben. 
 
Auch der Petitionsausschuss des Bundestages vom 13.04.2011 hat ver-
deutlicht, dass eine Wertminderung von Immobilien nur in Betracht käme, 
wenn von einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeit 
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Ich sehe große Auswirkung auf das Landschaftsbild und dem damit verbun-
denen Landschaftserleben. Der Blick in die vertraute Umgebung wird zer-
stört! 
 
 
Genauso sind die Auswirkungen auf die Natur und Tierwelt, hier insbeson-
dere der Vogelwelt, beachtlich. 
 
Viele Vögel, Seeadler, Fledermäuse, Störche und der seltene Regenbrach-
vogel, werden in ihrer Lebensweise gestört. 
 
 
Mit der Renaturierung der Wapel wird dieser Bereich ökologisch aufgewer-
tet.  
 

des Grundstückes auszugehen sei. Dies könne jedoch ausgeschlossen 
werden, wenn die Immissionen nicht das zulässige Maß überschreiten. 
Durch entsprechende Fachgutachten wurde im Rahmen der vorliegenden 
Bauleitplanung nachgewiesen, dass die gesetzlichen Grenzwerte eingehal-
ten werden. 
 
Die Auffassung des Petitionsausschuss des Bundestages wird auch durch 
einen Beschluss des BVerwG vom 09.02.1995 (UPR 10/1995, S. 390 ff.) 
bekräftigt. Demnach sind „die Auswirkungen, die die Errichtung von bauli-
chen Anlagen in der Umgebung eines Grundstückes auf dessen Verkehrs-
wert haben, alleine keine für die planerische Abwägung erheblichen Be-
lange. Vielmehr kommt es auf die von der (neu) zugelassenen Nutzung un-
mittelbar zu erwartenden tatsächlichen Beeinträchtigungen an.“ Bei subjek-
tiver Betrachtungsweise spielt das persönliche Empfinden des Einzelnen 
eine Rolle. Dies ist jedoch kein Belang der in die Bauleitplanung einzustel-
len wäre. Für die Gemeinde Rastede ist nicht erkennbar, dass mit der Pla-
nung ein enteignungsgleicher Eingriff vorgenommen würde. 
 
Die Nutzungen der Wohngrundstücke in der Nachbarschaft werden durch 
die vorliegende Planung weder rechtlich noch tatsächlich beeinträchtigt. Ein 
enteignungsgleicher Eingriff erfasst im Allgemeinen Beeinträchtigungen 
des Eigentums durch rechtswidrige hoheitliche Maßnahmen. Die Gemeinde 
Rastede erkennt keine Rechtswidrigkeit der Planung, so dass auch keine 
Entschädigungspflicht einsetzt. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auswirkungen bei Errich-
tung der Windenergieanlagen wurden im Rahmen des Umweltberichtes er-
mittelt, dargestellt und bewertet. Es erfolgt für die Beeinträchtigung auf das 
Landschaftsbild eine Kompensation. 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sämtliche Auswirkungen 
des Vorhabens auf die verschiedenen Schutzgüter wie Pflanzen und Tiere 
werden in den Verfahrensunterlagen im Umweltbericht betrachtet und be-
wertet. Es erfolgt nach den gesetzlichen Vorgaben für die ermittelten erheb-
lichen Beeinträchtigungen eine Kompensation, so dass keine erheblichen 
Umweltauswirkungen verbleiben. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
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Der Verein für Modellflug grenzt an die dargestellten Windflächen an. Den 
Erhalt des Vereins erachte ich für sehr wichtig, da er zu unserem dörflichen 
Leben gehört. 
 
 
 
 
Da die Gemeinde Rastede an anderen, teilweise vorbelasteten Gebieten, 
eine positive Entwicklung erneuerbarer Energie durchführen kann, bitte ich 
Sie, den Standort Rastede Nord nicht weiter zu verfolgen und aufzugeben. 
 

WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült. Da in der Fachliteratur Störungsemp-
findlichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, 
ist sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung vorge-
sehenen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen vermieden oder 
kompensiert werden.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit der 
Luftfahrtbehörde und Modellsportclub Hahn-Wapeldorf e. V. erfolgt eine An-
passung des Startgeländes – Verlagerung der Start- und Landebahn nach 
Osten auf das Flurstück 70. Der Flugsektor wird so festgelegt, dass ausrei-
chend Abstand zur geplanten Windenergieanlage eingehalten wird und die 
L 820 nicht überflogen wird. (vgl. 2. Stellungnahme der Luftfahrtbehörde) 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Gemeinde Rastede hat sich dazu ent-
schlossen, die beiden Teilflächen Wapeldorf / Heubült, eine Fläche in 
Lehmdermoor und eine Fläche in Lehmden für die Windenergienutzung pla-
nungsrechtlich vorzubereiten. An diesen Plänen hält die Gemeinde weiter 
fest. 
 

 Bürger 28   
 Hiermit äußere ich mich im Auftrag des Arbeitskreises Dorfentwicklung 

Rastede-Nord gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. Die vorge-
legten Planentwürfe  mit Datum vom 25.07.2016 wurden entsprechend  ge-
sichtet und aus Sicht der Dorfentwicklung Rastede / Nord  sind folgende 
Hinweise bei der weiteren Planentwicklung zu beachten: 
 
Die Gemeinde Rastede hat sich positiv für die Dorfentwicklung Rastede / 
Nord entschieden. Die Lebensbedingungen der im ländlichen Raum woh-
nenden Menschen sollen attraktiver gestaltet werden. Hierzu gehören die 
Verbesserung des Wohnumfeldes und der Erschließung, der Erhalt des 
dörflichen Charakters und Maßnahmen für landwirtschaftliche Betriebe. 
Vorrangig gilt es, den Erhalt des Ortsbildes mit seiner prägenden freien 
Landschaft, den Naturschutz und die Landschaftspflege sowie die naturna-
hen Gehölzstrukturen mit den teilweisen vorhandenen Gewässern zu si-
chern. 
 

  
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Klimaschutz bedeutet nicht nur der Bau von Windenergieanlagen (WEA), 
sondern umfasst weitere Maßnahmen wie z.B. Reduzierung des C02- Aus-
stoßes mit energetischen Gebäu-desanierungen. Weitere Maßnahmen und 
Ausführungen werden im Programm dargelegt. 
 
Die im Dorfentwicklungsprogramm dargestellten Flächen für die Errichtung 
von WEA (resultierend aus der Windpotenzialstudie der Gemeinde 
Rastede) müssen hinsichtlich der noch ausstehenden Untersuchungen im 
Rahmen eines vorbereiteten Bauleitplanes (FNP) auf die planungsrechtli-
che Zulässigkeit geprüft werden. Einen Zeitplan für diese Entwicklung, also 
eine Dringlichkeit zum Bau von WEA ist nicht angezeigt worden. 
 
Die Nutzung vorhandener Anlagenstandorte (Windparks) ist vorrangig für 
eine Optimierung deren Effektivität zu favorisieren, um eine weitere Beein-
trächtigung von Natur, Landschaft und Landschaftsbild zu vermeiden. Die 
nachhaltige Nutzung vorhandener Investitionen muss in der Raumstruktur 
sichergestellt werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht die Erschlie-
ßung neuer Flächen im Vordergrund steht, sondern die effektive Nutzung 
planerisch abgestimmter Flächen durch Repoweringmaßnahmen. 
 
Vorrangig soll der vorhandene Windpark in Liethe in Bezug aller möglichen 
Kapazitätserweiterungen geprüft werden. 
 
Danach ist erst die Ausweisung neuer Sondergebietsflächen für regenera-
tive Energie im Bereich Rastede / Nord zuzulassen. Hierbei sind Potenzial-
flächen mit einer geringen Empfindlichkeit unter Beachtung eines minimier-
ten Flächenverbrauches zu untersuchen. Die Gemeinde Rastede muss hier 
immer unter dem Aspekt der allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse handeln.  
 
Zu prüfen wäre, inwieweit ein akzeptabler Abstand der WEA zur vorhande-
nen Wohnbebauung auf 800 m - 1000 m vergrößert werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Rastede hat sich dazu entschlossen, die beiden Teilflächen 
Wapeldorf / Heubült, eine Fläche in Lehmdermoor und eine Fläche in 
Lehmden für die Windenergienutzung planungsrechtlich vorzubereiten 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde betreibt für alle oben genannten Standorte Planungen, nur 
sind diese aufgrund unterschiedlicher Antragsteller und Konkretisierungs-
grade unterschiedlich weit im Planungsprozess. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine abschließende Prüfung 
möglicher Abstände zu Wohnbebauungen, die es ermöglicht, durch Aus-
weisung weiterer Windparks der Windenergie substanziell Raum zu geben 
und Aufstellungskonstellationen von min. 3 WEA pro Planfläche zuzulas-
sen, hat im Rahmen der Standortpotenzialstudie (Standortpotenzialstudie 
für Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede, 2016) stattgefunden. 
Diese Abstände werden im Rahmen der vorliegenden Planung berücksich-
tigt. Eine Erhöhung der Abstände ist nicht beabsichtigt. 
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Die Nachbargemeinde Varel plant an der unmittelbaren Gemeindegrenze 
die Errichtung von 4 WEA und somit entsteht ein Windpark mit 9 Anlagen. 
Der Eingriff in das Landschaftsbild, ein Schwerpunkt aus dem Dorfentwick-
lungsprogramm, ist somit beachtlich. Es ist zu prüfen, inwieweit eine Redu-
zierung der Anzahl der WEA als verträglich angesehen werden kann. 
 
 
 
 
FNP 
 
Planzeichnung: 
Für eine bessere Zuordnung der Änderungsbereiche des Flächennutzungs-
planes (FNP) ist ein Übersichtsplan mit der Lage dieser im Gemeindeterri-
torium auf der Planzeichnung anzubringen. Des Weiteren ist ein Ausschnitt 
mit der derzeit rechtsgültigen Fassung des FNP zur Gegenüberstellung 
alte- neue Nutzung anzubringen. 
 
Für die rechtseindeutige Bestimmbarkeit von Darstellungen soll auf der 
Planzeichenerklärung die Gesetzesgrundlage für die geplanten Darstellun-
gen angegeben werden, z.B. Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung 
Windenergie gern. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO. 
 
Begründung: 
ln der Begründung sind die städtebauliche Rechtfertigung  und Erforderlich-
keit  sowie die wesentlichen  Auswirkungen des Planvorhabens darzulegen. 
Hierbei muss insbesondere die Rechtfertigung der Planungsabsicht erläu-
tert werden. 
 
Eine Beachtung bzw. Auseinandersetzung mit den Zielen des Programms 
zur Dorfentwicklung Rastede-Nord ist in der Begründung nicht enthalten, 
diese hat schlussfolgernd vermutlich gar nicht stattgefunden. Es wird als 
städtebaulicher Grund nur die Nutzung erneuerbare Energien im Sinne von 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 f BauGB gewählt! Aber bei der Aufstellung von Bauleitplä-
nen gilt es u.a. gern. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB insbesondere  auch die all- 
gemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu 
berücksichtigen. 
  
Es sind die Grundsätze der Bauleitplanung, hier insbesondere die Erforder-
lichkeit und die nachhaltige städtebauliche Entwicklung zu beachten. Die 

Auf die Planungen der Stadt Varel hat die Gemeinde Rastede keinen direk-
ten Einfluss. Die beiden Kommunen stehen aber im Austausch zu dem 
Thema und sind sich einig, dass der Raum grundsätzlich für die Errichtung 
von Windenergieanalgen geeignet ist. Eine Reduzierung der Anlagenzahl 
ist weder auf Rasteder, noch auf Vareler Hoheitsgebiet beabsichtigt und 
auch nicht erforderlich, da die Umsetzung der Planung (nach derzeitigem 
Stand) rechtlich möglich erscheint. Die Gemeinde Rastede hält daher un-
verändert an den Plänen fest. 
 
Die hier aufgeführten Anregungen beziehen sich allesamt auf die Än-
derung des Flächennutzungsplanes. Die Abwägung erfolgt daher in 
der Abwägungstabelle zur Flächennutzungsplanänderung und nicht 
an dieser Stelle. 
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Belange aus der Dorfentwicklung Rastede / Nord und die der Bauleitpla-
nung sind einvernehmlich abzustimmen. Die Begründung ist fortzuschrei-
ben und um die Belange aus der Dorfentwicklung zu ergänzen. 
 
Weitere Hinweise zur Begründung: 
ln der Begründung wird im Abschnitt 1 angeführt, dass im Ergebnis der 
Standortpotenzialstudie im Gemeindegebiet  von 5 Potenzialräumen  mit 
unterschiedlicher  geeigneter Weise für Windenergie nur 4 weiter verfolgt 
und mit einer Bauleitplanung deren bauplanungsrechtliche Zulässigkeit ge-
prüft werden soll. Eine Begründung für den Ausschluss einer Potenzialflä-
che ist nicht zu finden. 
 
Es entsteht ein Windpark mit insgesamt 9 WEA im Raum Rastede-Nord /  
Varel-Süd. Die Begründung enthält noch keine Aussagen über die gem. § 
2 Abs. 2 BauGB durchzuführende Abstimmung mit der Nachbargemeinde, 
hier der Stadt Varel. Die Planungen haben massive Auswirkungen auf die 
benachbarten Gemeinden und sind in der weiteren Planabarbeitung zu be-
achten und darzulegen. Die Aussage, es „könnte ein größerer Windpark 
entstehen“, kann nicht unbegründet so stehen bleiben. Die geplante Er-
schließung des Bebauungsplanes Nr. 219 a der Stadt Varel soll über Flä-
chen auf dem Territorium der Gemeinde Rastede erfolgen. Hierzu sind wei-
tere Abstimmungen erforderlich. 
 
Im Abschnitt 1.0 werden Hinweise zum Umweltbericht in das Planverfahren 
zum Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 11 „Windenergie Wapeldorf / 
Heubült“ verlagert. Gem. § 2a BauGB ist einem Bauleitplan eine Begrün-
dung mit einem gesonderten Teil zu den Belangen der Umweltprüfung bei-
zufügen. Im weiteren Verfahren ist der Umweltbericht in die Begründung 
zur 70. FNP- Änderung zu integrieren. 
 
Im Abschnitt 3.1 der Begründung wird die Rechtfertigung zur Anpassung 
der Planung an die Ziele der Raumordnung aufgezeigt. Die weitestgehende 
Nutzung vorhandener Anlagenstandorte soll gegenüber neu zu erschlie-
ßender Flächen favorisiert werden; also Optimierung und Repoweringmaß-
nahmen vor Erschließung neuer Flächen im Vordergrund stehen. Es wer-
den diese Vorgaben nicht erläuternd begründet sondern nur festgestellt, 
dass die Ziele der Raumordnung beachtet wurden. Die Begründung ist hier 
zu ergänzen, dass die genannten Ziele volle Beachtung fanden; also die 
Gemeinde neue Standorte aus- weist ohne die Repoweringmaßnahmen 
geprüft zu haben. 
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Im Abschnitt 3.2 der Begründung wird dargelegt, dass die Planung den Zei-
len der Regio-nalen Raumentwicklung entspricht. Basis für die Erklärungen 
ist das Regionale Raumord-nungsprogramm des Landkreises Ammerland 
aus dem Jahr 1996. 
 
Das Plangebiet ist Vorsorgegebiet für Natur und Landschaft. Da es sich hier 
um kein Vor- ranggebiet handelt, hat die Gemeinde Rastede diese Belange 
in die Abwägung eingestellt. Die Gemeinde Rastede hat sich somit über die 
nachhaltige Entwicklung der umweltschützenden Anforderungen, auch in 
Verantwortung gegenüber künftiger Generationen hinweggesetzt. Dies ist 
zu prüfen und ist zu begründen. 
 
Auch werden die Renaturierungsmaßnahmen im Plangebiet im Einklang 
mit der Errichtung eines Windparks gewertet. Es handelt sich hierbei um 
eine der größten Renaturierungsmaßnahmen im Nordwesten Niedersach-
sens. Es entsteht ein vielgestalteter Lebensraum für Fauna und Flora. Das 
direkte Umland wurde in die Neugestaltung einbezogen und ver- wandelt 
sich mit unregelmäßigen Senken in die charakteristische Auenlandschaft 
eines Niederungsflusses. Diese Entscheidung ist zu überprüfen und zu be-
gründen. 
 
Im Abschnitt 3.3 der Begründung wird dargelegt, dass Teilflächen u.a. 
durch die Nähe zu FFH-Gebieten ungünstig sind; keine Entwicklungseig-
nung gegeben ist. Nur weil die WEA kleiner werden, stellt sich die Situation 
nicht anders dar. Es erfolgt ein Eingriff in Natur und Landschaft. Hier hat die 
Gemeinde Rastede auch Erklärungsbedarf. 
 
Im Abschnitt 3.4 der Begründung ist die Anzahl der WEA 9; die beiden Po-
tenzialbereiche zusammen mit dem Potentialbereich der benachbarten 
Stadt Varel sind hier im Zusammenhang zu betrachten. 
 
Es wurden ausschließlich Standorte in Rastede-Nord untersucht. Die Ge-
meinde Rastede muss nachweisen, dass im verbleibenden Gemeindege-
biet keine besser geeigneten Flächen vorhanden sind. Mit dieser Planung 
werden weitere Standorte zur Errichtung von WEA blockiert. ln der Wind-
potenzialstudie des Landkreises  Ammerland sind auch mögliche Standorte 
etwas südlicher an der A 29 gelegen, auf der Karte 6.1 dargestellt, aufge- 
zeigt worden. 
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Im Abschnitt 4.1 der Begründung werden die Kompensationsmaßnahmen 
in den Durchführungsvertrag verlagert. Für eine Zuordnung dieser ist es 
erforderlich, die Lage der dafür vorgesehenen Fläche nachrichtlich auf der 
Planzeichnung anzubringen. 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan  VBB Nr. 11 
 
Planzeichnung: 
Die Größe des geplanten Geltungsbereiches im nördlichen Bereich (SO 
WEA 1 und SO WEA 2), kann nicht nachvollzogen werden. An der südli-
chen Grenze sollen 2 WEA errichtet werden; aber ca. 2/3 der einbezogenen 
Fläche im Geltungsbereich sind als Fläche für die Landwirtschaft gem.§ 9 
(1) Nr. 18 a BauGB- als nicht überbaubar-festgesetzt  worden. Eine Nut-
zungsänderung für diese ist ja nicht beabsichtigt; warum dann noch diese 
Festsetzung; hier mit einer Schraffur versehen. ln der Begründung gibt es 
keine Hinweise zur Führung des Geltungsbereiches. Hierzu ist die Begrün-
dung zu ergänzen. Die landwirtschaftliche Nutzung ist ja gewährt. Oder soll 
der Bau einer weiteren Anlage ermöglicht werden? 
Analog gilt dies auch für den südlichen Geltungsbereich; auch hier könnte 
der Geltungsbereich enger gefasst werden. 
 
Die Planzeichenerklärung ist um die Gesetzesgrundlage zu ergänzen. ln 
der Begründung werden diese angeführt, aber eine Begründung wird nur 
gebilligt, die Planzeichnung wird zur Satzung erhoben. So wird die rechts-
eindeutige Lesbarkeit der Planzeichnung einfacher ermöglicht. Im Punkt 8, 
informelle Darstellung, werden Wege und Kranaufstellflächen innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen dargestellt. Auf der Planzeichnung wird 
dafür ein anderes Planzeichen (Punkte) angewendet. Hier ist entsprechend 
zu korrigieren. 
 
Textliche Festsetzungen: 
Die Festsetzung 5 zum Schallleistungspegel mit der ZuIässigkeit von 103,9 
dB(A) sind um die erforderlichen Maßnahmen aus dem Gutachten zu er-
gänzen, um die Einhaltung der Immissionsrichtwerte gern. TA- Lärm zu ge-
währen. 
 
ln den nachrichtlichen Übernahmen  und Hinweisen ist eine Korrektur im 
Abschnitt 1 zum Durchführungsvertrag vorzunehmen;  wird/soll? 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die Größe des nördlichen, wie auch des 
südlichen, Geltungsbereiches resultiert aus der „Standortpotenzialstudie für 
Windparks im Gebiet der Gemeinde Rastede“ aus dem Jahr 2016, welches 
das gesamte Gemeindegebiet hinsichtlich möglicher Standorte für Wind-
energieanlagen untersuchte. Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 11 wird dieser Bereich dahingehend konkretisiert und 
es werden zwei Windenergieanlagen für den nördlichen Geltungsbereich 
und drei Windenergieanlagen für den südlichen Geltungsbereich festge-
setzt. Folglich ist der Bau weiterer Anlagen, als die, die im vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 11 festgesetzt werden, unzulässig. 
 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Planzeichnung wird, entsprechend der Dar-
stellung der Planzeichenerklärung zum Punkt 8, der informellen Darstellung 
zu den vorgesehenen Wegen und Kranaufstellflächen innerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen, korrigiert und so angepasst, dass eine ein-
deutige Lesbarkeit gewährleistet ist. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Die entsprechende Festsetzung ist bereits 
hinreichend beschrieben und es besteht der Nachweis, dass die entspre-
chenden Grenzwerte eingehalten werden. 
 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der Abschnitt wird korrigiert. 
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ln Punkt 5 ist die Gefahr des Eisabwurfes abschließend zu regeln und nicht, 
falls es erforderlich wird. 
 
 
 
Begründung: 
Die Hinweise zum FNP für die Abschnitte 1-3 gelten auch für den VBB Ab-
schnitt 1 - 3! 
Im Abschnitt 4.1 wird die Durchführung der Kompensation von Eingriffen in 
Natur und Landschaft in einen städtebaulichen Vertrag delegiert. Die Ge-
meinde Rastede sollte diese Regelungen in den abzuschließenden Durch-
führungsvertrag regeln. 
 
Im Abschnitt 4.3 zu den Belangen der Altablagerungen ist noch einmal der 
Sachverhalt zu prüfen. Es ist bekannt, dass sich in unmittelbarer Nähe eine 
alte Deponie befinden könnte. 
 
 
 
Im Abschnitt 4.4.1 wird eine abweichenden Angabe, gegenüber zu der 
textlichen Festsetzung hinsichtlich des Schallleistungspegels, gemacht. 
Hier wird der Anlage ein Wert von 101,8 dB (a) zu Grunde gelegt. 
 
 
 
 
Im Abschnitt 4.4.2, im 1. Absatz ist eine Korrektur vorzunehmen; es sind 5 
WEA im Gut- achten bewertet worden und nicht 2. Im Durchführungsvertrag 
ist festzulegen, in welcher Form die Einhaltung der Maßnahmen gesichert 
wird. 
 
Der Durchführungsvertrag als zentrales Element des Vorhabenbezogener 
Bebauungsplanes muss im Planverfahren vorliegen. Es ist aus den Plan-
unterlagen nicht erkennbar, in- wieweit ein solcher existiert. 
 
Umweltbericht 
Der Umweltbericht sollte auf der Basis der gesamt geplanten Anlagen, ein-
schließlich der benachbarten Stadt Varel, erarbeitet werden. Der Windpark 
mit 9 WEA wirkt komplex. Die Ausgleichsmaßnahmen sind in die Satzung 
zum VBB aufzunehmen, sowie zeichnerisch und textlich festzusetzen. Im 

Der Anregung wird nicht gefolgt. Der Belang des Eisabwurfs wird, im Kapitel 
4.6 der Begründung, geregelt und der Einsatz eines Eiserkennungs- und 
Maschinenabschaltsystem wird im Rahmen des BlmSch-Genehmigungs-
verfahrenes sichergestellt. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Unterlagen werden redakti-
onell angepasst. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Sollte eine Deponie vorhanden 
sein, was aufgrund der Aussagen der Landeigentümer nicht wahrscheinlich 
ist und sollte von der Deponie bereits heute eine Gefahr für das Grundwas-
ser ausgehen, so wird der Landeigentümer eine Sanierung der Fläche vor-
nehmen müssen. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die abweichende Angabe des 
Schallleistungspegels der Windenergieanlage resultiert aus dem Sicher-
heitszuschlag in Höhe von 2,1 dB(A) gemäß dem Windenergieerlass (WEE) 
Niedersachsen, der auf den max. Schallpegel der Anlage von 101,8 dB(A) 
aufaddiert wird. Daher verfügt die Angabe in den textlichen Festsetzungen 
auch über den Vermerk „(inkl. Sicherheitszuschlag)“.   
 
Der Anregung wird gefolgt. Die Anzahl der WEA wird in dem entsprechen-
den Abschnitt dahingehend korrigiert. Die Festlegung, in welcher Form die 
Einhaltung der Maßnahmen gesichert wird, ist hingegen kein Gegenstand 
der im Durchführungsvertrag festgesetzt wird. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Durchführungsvertrag mit 
dem Vorhabenträger wird rechtzeitig vor dem Satzungsbeschluss zum Ab-
schluss gebracht. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es erfolgt eine kumulative Be-
trachtung der benachbarten Windparkplanung der Stadt Varel im Rahmen 
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weiteren Planverfahren zum Umweltbericht müssen detaillierte Ausführun-
gen gemacht werden. 
 
 
Die Gemeinde Rastede sollte ihre Planungsidee noch einmal auf Erforder-
lichkeit und Nachhaltigkeit überprüfen. 
 
 
Öffentliche Einrichtungen, wie Kindergarten und Kinderheim, werden von 
dieser Planung betroffen sein und es gilt hier abzuwägen, inwieweit eine 
Gefährdung für Menschen, ins- besondere für Kinder, ausgeschlossen wer-
den kann. 
 
Eine touristische Nutzung (Ferienhof) grenzt unmittelbar an den Planungs-
bereich. Auch hier muss ein Schutzstatus geprüft werden. Der Modellflug-
hafen hat seinen Platz in der Region; es gilt diesen so zu erhalten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Akzeptanz des Vorhabens ist von den Anwohnern und betroffenen Bür-
ger nicht groß. Ich möchte Sie bitten, für die sachgerechte Beurteilung der 
Planung durch den Arbeitskreis Dorfentwicklung Rastede / Nord, mir voll-
ständig die Unterlagen der Planung in Papierform zur Verfügung zu stellen. 
Die Gespräche mit Arbeitskreismitgliedern können so effektiver durchge-
führt werden. 
 

des Umweltberichtes. Im Rahmen der Entwurfsfassung werden die Kom-
pensationsflächen sowie die dazugehörigen Maßnahmen flächenscharf 
verortet und entsprechend textlich und zeichnerisch dargestellt. 
 
Die Gemeinde Rastede hat sich dazu entschlossen, einen Beitrag zur Ener-
giewende zu leisten, um einen schnelleren Ausstieg aus der Kernenergie 
zu realisieren und hält daher an der Planung des Windparks fest. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird durch gesetzliche Vor-
gaben sichergestellt, dass es zu keinen unzulässigen Beeinträchtigungen 
durch Schall und Schatten kommen wird, dies gilt für Erwachsene, wie auch 
für Kinder.  
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es wird davon ausgegan-
gen, dass es sich um den „Ferienhof“ am Vorderweg 70 handelt. Die Ad-
resse Vorderweg 70 (egal, ob Wohnhaus mit oder ohne Ferienwohnung) 
liegt aus Richtung der geplanten WEA betrachtet „hinter“ dem Wohnhaus 
mit der Adresse Vorderweg 67, welches als Immissionspunkt im Schall- und 
Schattengutachten berücksichtigt wurde. Somit stellt Nr. 67 einen maßgeb-
lichen Immissionspunkt dar, Nr. 70 aber nicht (aufgrund der höheren Ent-
fernung). Dies ist auch anhand der Isophonenkarte im Anhang an das 
Schallgutachten für Wapeldorf/Heubült zu erkennen. Der Schutzstatus 
wurde demnach hinreichend geprüft. Dies gilt auch für den Modellflughafen. 
In Abstimmung mit der Luftfahrtbehörde und Modellsportclub Hahn-Wapel-
dorf e. V. erfolgt eine Anpassung des Startgeländes – Verlagerung der 
Start- und Landebahn nach Osten auf das Flurstück 70. Der Flugsektor wird 
so festgelegt, dass ausreichend Abstand zur geplanten Windenergieanlage 
eingehalten wird und die L 820 nicht überflogen wird. (vgl. 2. Stellungnahme 
der Luftfahrtbehörde) Folglich bleibt dieser Modellflughafen der Region er-
halten. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Planunterlagen lagen be-
reits vollständig im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung bei 
der Gemeinde aus und werden auch nach Ablauf des Verfahrens sowie im 
Zuge der zweiten Öffentlichkeitsbeteiligung erneut dort zur Einsicht zur Ver-
fügung gestellt. Sollten weitere Rückfragen auftauchen, besteht darüber 
hinaus die Möglichkeit sich bei der Gemeinde zu erkundigen. 
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 Bürger 29   
 Hiermit äußere ich mich gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu den o.g. Planungen. 

Die vorgelegten Planentwürfe mit Datum vom 25.07.2016 wurden gelesen 
und folgende Hinweise und Anregungen sind bei der weiteren Planentwick-
lung zu beachten: 
 
Im Gutachten der in Planung befindlichen Windkraftanlagen im oben ge-
nannten Bereich wird dargelegt, dass der Seeadler seine Flugbewegung 
nicht im Bereich der Windkraftanlagen vollzieht. Dies ist nachweislich nicht 
korrekt. Der Seeadler ist nahezu täglich in Heubült, Wapeldorf und Bekhau-
sen anzutreffen. Meistens in den Nachmittagsstunden zwischen 14 und 
17.30 Uhr. Es sind bis dato 2 Paare und die Flüge sind von dem Wald Her-
ren 9 in Rosenberg ausgehend, dann über Heubült, Behausen nach Hahn 
gut zu beoachten. Siehe auch die Fotos in der Anlage zu diesem Schreiben. 
Da die Flüge des Seeadlers im direkten Bereich der geplanten Windkraft-
anlagen stattfinden, können diese WEA nicht im vorgenannten Gebiet er-
richtet werden. 
 
Im Einflussbereich der Windkraftanlagen ist der Modellflug Sport Club 
Hahn-Wapeldorf e.V. mit seinem Gelände. Da Aufgrund der bisherigen Pla-
nung die Windkraftanlagen näher als 300m an unser Flugbereich heranra-
gen, werden wir unsere Aufstiegsgenehmigung verlieren. Ein Fortbestand 
des Modellflugclubs mit seinen 60 Mitgliedern und einer aktiven Jugend-
gruppe ist dann nicht mehr gegeben. 
 
Wir können daher die Errichtung und den Betrieb der Windkraftanlagen im 
unseren Gebiet nicht akzeptieren. 
 
In der Planung der Windkraftanlagen im oben genannten Bereich ist der 
Regenbrachvogel als Durchzugsvogel beheimatet. In den Gutachten zur 
Planung wird für diese geschützte Vogelart Ausgleichsflächen in einem Be-
reich angeboten bzw. akquiriert, welche räumlich sehr weit weg vom jetzi-
gen Gebiet sind. Auch bezweifel ich die Wirksamkeit der angedachten Aus-
gleichsflächen. Wie soll der Regenbrachvogel wissen, dass gerade er sei-
nen langjährigen Platz aufgeben und ca.10 km weiterfliegen muss? 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich stellen Bestands-
aufnahmen immer „Momentaufnahmen“ dar. Im vorliegenden Fall liegt mit 
den durchgeführten Sonderuntersuchungen zum Thema Seeadler sowie 
der Raumnutzung von Greif- und Großvögel im Jahr 2016, eine extrem 
hohe Untersuchungsdichte vor. Für den Seeadler wurde eine weitere 
Raumnutzungserfassung in 2017 durchgeführt. Somit sind die Daten in je-
dem Fall ausreichend für eine Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens 
auf die vorkommenden Arten auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung. 
Für ein regelmäßiges Vorkommen überfliegender Seeadler in 2016 und 
auch in 2017 gibt es keinerlei fachlich fundierte Grundlagen. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Abstimmung mit der Luftfahrt-
behörde und dem Modellsportclub Hahn-Wapeldorf e. V. erfolgt eine An-
passung des Startgeländes – Verlagerung der Start- und Landebahn nach 
Osten auf das Flurstück 70. Der Flugsektor wird so festgelegt, dass ausrei-
chend Abstand zur geplanten Windenergieanlage eingehalten wird und die 
L 820 nicht überflogen wird. (vgl. 2. Stellungnahme der Luftfahrtbehörde) 
Folglich ist ein Fortbestand des Modellflugclubs nicht gefährdet. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. In Bezug auf die Stellung einer 
Ersatzfläche für den Regenbrachvogel ist eine Umnutzung und Umstruktu-
rierung von Grünlandflächen vorgesehen. Vögel in den Zugzeiten sind in 
der Lage sich geänderten Bedingungen sehr schnell und effektiv anzupas-
sen und so Räume anzunehmen, welche vorher für sie unattraktiv in Bezug 
auf das Nahrungsangebot waren. Überwachungen von Kompensationsflä-
chen aus dem Landkreis Leer haben gezeigt, dass sich bei einer entspre-
chenden Attraktivitätssteigerung von Flächen durch bspw. bauliche Maß-
nahmen wie die Anlage von Senken oder aber die Verringerung der Bewirt-
schaftungsintensität sehr schnell Vogelarten auf den Flächen aufhalten, die 
vorher in dem Raum nicht vorkamen. Da die Kompensationsflächen sowie 
die dazugehörigen Maßnahmen in Zusammenarbeit mit dem Gutachterbüro 
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Des Weiteren befinden sich die Ausgleichsflächen der geplanten Wind-
parks im Bereich der zukünftigen A20. Auch die Ausgleichsflächen der A20 
befinden sich in diesem Bereich. Es gibt also eine doppelte Nutzung der 
Ausgleichsflächen. 
 
Ich kann daher die Errichtung der Windkraftanlagen im oben genannten 
Gebiet nicht akzeptieren. 
 
In der Planung der Windkraftanlagen im oben genannten Bereich werden 
bei der Errichtung der geplanten Windkraftanlagen Teile von wasserführen-
den Schichten im Erdreich durchstoßen. Die daraus resultierenden Folgen 
sehe ich in der bisherigen Planung als nicht berücksichtigt. 
 
Im Zuge der Baumaßnahmen soll und wird das Grundwasser abgesenkt. 
Ich sehe diese Maßnahmen und deren Folgen als nicht ausreichend bzw. 
gar nicht berücksichtigt. Auch ist davon auszugehen, dass Teile der Umwelt 
in diesem Bereich gestört und/oder zerstört werden. 
 
Ich kann daher die Errichtung der Windkraftanlagen im oben genannten 
Gebiet nicht akzeptieren. 
 
 
 
 
In der Planung der Windkraftanlagen im oben genannten Bereich wird die 
Belastung des Grundwassers durch die Fundamente der Windkraftanlagen, 
u. a. durch Ausschwemmen von Schadstoffen, nicht berücksichtigt. 
 
Ich kann daher die Errichtung der Windkraftanlagen im oben genannten 
Gebiet nicht akzeptieren. 
 
 

Handke ausgearbeitet worden sind, welches über den Regenbrachvogel in 
2016 umfangreiche Informationen zur Raumverteilung, Auftreten und Flä-
chenpräferenzen gesammelt hat, wird ein Erfolg gesehen. Sollten sich die 
Vögel nicht von den Windenergieanlagen stören lassen und die Flächen an 
der Wapel auch weiterhin frequentieren, so ist die vorsorglich angenom-
mene Störwirkung nicht gegeben und die artenschutzrechtliche Ausnahme 
sowie die damit verbundene Bereitstellung der Ersatzfläche hinfällig. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Verfahrensun-
terlagen zum ersten Verfahrensschritt war zwar der Bereich des Dringen-
burger Moors als möglicher Bereich für die Schaffung eines Ersatzlebens-
raumes für den Regenbrachvogel angesprochen worden, allerdings keine 
konkreten Flächen festgesetzt. Eine Ersatzfläche im Dringenburger Moor 
wird nunmehr nicht mehr anvisiert, so dass eine mögliche Diskrepanz zum 
geplanten Autobahnabschnitt nicht mehr besteht.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Unterlagen werden in Bezug 
auf die genannten Hinweise ergänzt und konkretisiert. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Für den nächsten Verfahrens-
schritt werden weiterführende Informationen zu der Thematik der Grund-
wasserabsenkung in den Verfahrensunterlagen ergänzt. Eine Zerstörung 
der Umwelt ist hingegen sehr unwahrscheinlich, da - nach der in der Bau-
phase für die Errichtung des Fundamentes erforderlichen Grundwasserab-
senkungen - das Grundwasser nach Abschalten der Pumpen wieder auf 
den natürlichen Wasserstand ansteigt, so dass langfristige Beeinträchtigun-
gen von Pflanzenbeständen nicht zu befürchten sind. Pflanzenbestände 
sind anpassungsfähig und können trockenere Phasen, die allein im Som-
mer witterungsbedingt auftreten können, überdauern. 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine konkrete Prüfung notwen-
diger Wasserhaltungsmaßnahmen wird im Genehmigungsverfahren erfol-
gen. Es sind keine Schadstoffe bekannt, welche über die Fundamente der 
WEA in das Grundwasser gelangen können. Die Genehmigungsbehörde 
kann in ihrer Genehmigung nach BImSchG Nebenbestimmungen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen erlassen. Unabhängig davon gilt die 
VAwS (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen und über Fachbetriebe). 
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In der Planung der Windkraftanlagen im oben genannten Bereich wird von 
150 m hohen Windkraftanlagen ausgegangen. Nicht berücksichtigt ist der 
Eisabwurf der 200km/h schnellen Rotoren und Blattspitzen. Da ich nicht 
davon ausgehe, dass an zufällig anwesende Spaziergängern persönliche 
Schutzausrüstung ausgegeben werden wird, sehe ich große Risiken zu 
Thema des Eisabwurfs. 
 
Ich kann daher die Errichtung der Windkraftanlagen im oben genannten 
Gebiet nicht akzeptieren. 
 
In der Planung der Windkraftanlagen im oben genannten Bereich wird die 
Renaturierung der Wapel, welche aktuell vollzogen wird, in keiner Weise 
Beachtung geschenkt. 
 
Es ist daher davon auszugehen, dass ein Zuwachs der schützenswerten 
Tier.- und Pflanzenwelt im Bereich der geplanten Windkraftanlagen, zu er-
warten ist. Auch ist aufgrund der geringen Abstände der Windkraftanlagen 
zu der Wapel, davon auszugehen, dass Teile der Natur in diesem Bereich 
gestört und/oder zerstört werden. 
 
Ich kann daher die Errichtung der Windkraftanlagen im oben genannten 
Gebiet nicht akzeptieren. 
 
Im Gutachten der in Planung befindlichen Windkraftanlagen im oben ge-
nannten Bereich wird dargelegt, das die Lärmbelastung durch die Wind-
kraftanlagen noch im Bereich des erlaubten seien. Ich bezweifel die Werte 
der theoretischen Annahmen. Die Schallbelastung soll auch in dem Bereich 
Wilhelmshavenerstrasse/Spohler Str. gerade in der Nähe der Wohnbebau-
ung innerhalb der Teleranzen liegen und laut Karte einen Bogen um die 
Häuser vollziehen. Auch dies ziehe ich in Zweifel. Des Weiteren wird die 
tatsächlich vorhandene Schallbelastung durch die A29 und der Bahnstre-
cke Oldenburg/Wilhelmshaven nicht berücksichtigt. Auch die zukünftige 
A20 findet in den Planungen der Windkraftanlagen keine Berücksichtigung. 
Ich kann daher die bisherige Planung der Windkraftanlagen im oben ge-
nannten Gebiet nicht akzeptieren. 
 
Im Einflussbereich der Windkraftanlagen ist der Sportflugplatz Conneforde. 
Im bestimmten Anflugwinkel ist die Position der Windkraftanlagen mit 150m 
Höhe störend für den Flugbetrieb. 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Belang des Eisabwurfs wird, 
im Kapitel 4.6 der Begründung, geregelt und der Einsatz eines Eiserken-
nungs- und Maschinenabschaltsystem wird im Rahmen des BlmSch-Ge-
nehmigungsverfahrenes sichergestellt, sodass Gefahren für Spaziergänger 
ausgeschlossen werden können. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Bereich der renaturierten 
Wapel befindet sich in einem Abstand von über 500 m zu den geplanten 
WEA im Bereich Wapeldorf-Heubült. Da in der Fachliteratur Störungsemp-
findlichkeiten von Vögeln, die über 500 m hinausgehen, nicht bekannt sind, 
ist sicher davon auszugehen, dass keine Beeinträchtigungen auftreten, die 
nicht bereits über die vorgesehenen Vermeidungs- und Kompensations-
maßnahmen vermieden oder kompensiert werden. Schädigungen der 
Pflanzenwelt der renaturierten Wapel sind aufgrund der Art des Vorhabens 
auszuschließen. 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Berechnung der Lärmim-
mission einer Windenergieanlage erfolgt als Gewerbelärm, die Berechnung 
der A 20 oder der Bahnstrecke als Verkehrslärm. Beide Lärmarten werden 
mittels einer sektoralen Beurteilung durch unterschiedliche Mess- und Be-
urteilungsverfahren bewertet. Die beiden Lärmarten werden dabei nicht ad-
diert, sondern getrennt voneinander betrachtet. Bei der vorliegenden Pla-
nung werden die gesetzlichen Vorgaben eingehalten, so dass es keinen 
unzulässigen Beeinträchtigungen der umliegenden Anwohner kommt. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung wurde unter anderem auch die Niedersächsische Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr, einschließlich der Luftfahrtbehörde, beteiligt, 
welche keine weiteren Bedenken zum Sportflugplatz Conneforde geäußert 
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hat und daher keine Beeinträchtigungen für den dortigen Flugbetrieb er-
kennbar sind.  




